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Antworten

Warum breitest du dich so furchtbar aus und drängelst dich ständig
vor?

Damit ich das Feld und alles Übrige zu meinem Vorteil beherrschen
kann.

Warum liegst du so faul herum und strengst dich nicht an?

Damit ich mich schonen und meine ohnehin schwindende Gesundheit länger
erhalten kann.

Warum läßt du andere für dich arbeiten und weigerst dich, selbst
etwas zu tun?

Um den Menschen als Produzenten zufrieden und glücklich zu machen.

Warum teilst du nicht deinen Reichtum mit den Armen?

Weil ich dann schnell nicht mehr reich wäre.

Warum bist du so fett und unbeweglich?

Weil ich nicht darauf verzichten will, die besten Gerichte und die
größten Bequemlichkeiten zu genießen.

Warum nur willst du alles für dich alleine haben?

Damit man sich in allem nach mir richten muß.

Warum hast du so kleine Augen?

Damit ich nicht sehe, was mich ärgern könnte.

Warum hast du eine so kleine Nase?

Damit ich niemanden außer mir riechen muß.

Warum hast du so kleine Ohren?

Damit ich mir von niemandem das Gequengel anhören muß.

Warum nur bist du ein so fieser Mensch?

Damit ich dir all deine Fragen beantworten kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


3. August 2018
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KOHLEALARM/460: Klimakampf und Kohlefront - ein offensiver Samstag ... (Klimacamp Leipziger Land)


Klimacamp Leipziger Land - Pressemitteilung vom 4. August 2018

Vielfältiger Protest gegen Braunkohle im Leipziger Land



Pödelwitz, 04.08.2018 - Klimaaktivist*innen aus ganz Deutschland und
Europa demonstrierten am Samstag auf vielfältige Weise gegen den
Braunkohleabbau im Leipziger Land und für eine klimagerechte Welt.

Den Tag über blockierten 350 Aktivist*innen der Gruppe Kohle erSetzen
die Zufahrtsstraße des Braunkohlekraftwerks Lippendorf. Das Bündnis
Pödelwitz bleibt! veranstaltete eine Fahrraddemonstration in der Region
um Pödelwitz mit 150 Teilnehmer*innen. In Leipzig hielt die Tour de
Natur ihre Abschlussdemonstration ab. Bereits am Morgen brachte eine
Kleingruppe das Förderband nördlich von Pödelwitz durch ihre Aktion zum
Stillstand.

"Wir sind zufrieden mit dem Verlauf des Aktionstags", sagt Florian
Teller aus dem Organisationskreis des Klimacamps. "Die Aktivist*innen,
die heute auf die Straße gegangen sind, haben für eine klimagerechte
Welt demonstriert, um unsere Lebensgrundlagen hier und anderswo zu
erhalten. Dafür müssen wir aus der Kohle aussteigen." Am späten
Samstagabend befanden sich noch etwa 10 Aktivistin*innen in
Polizeigewahrsam. "Wir fordern die Polizei dazu auf, alle Aktivist*innen
umgehend frei zu lassen," so Teller weiter.

Darüber hinaus zeigten die Aktivist*innen Solidarität mit den
Pödelwitzer*innen und unterstützen so den lokalen Widerstand gegen die
geplante Erweiterung des Tagebaus Vereinigtes Schleenhain. " Die
Botschaft des heutigen Tages heißt: Pödelwitz bleibt!", erklärt
Josephine Lauterbach aus dem Organisationskreis des Camps.

Auch Jens Hausner aus der Bürgerinitiative Pro Pödelwitz unterstützt die
Proteste des heutigen Tages: "Wir solidarisieren uns mit den Aktionen
von Kohle erStetzen, weil diese als Aktionen des zivilen Ungehorsams
notwendig sind, um verkehrte politische Entscheidungen wieder in die
richtige Richtung zu wenden."

Weitere überregionale Aktionen für Klimagerechtigkeit 

Das Klimacamp Leipziger Land ist Teil der internationalen Klimabewegung.
Verschiedene Akteur*innen haben in diesem Jahr weitere Aktionen für
Klimagerechtigkeit angekündigt. So finden im August die Climate Games in
Basel, das Klimacamp im Rheinland sowie Code Rood in den Niederlanden
statt. Das Bündnis Ende Gelände kündigt vom 25. bis 28. Oktober eine
Massenaktion zivilen Ungehorsams an, um gegen Braunkohle und für den
Erhalt des Hambacher Forsts zu demonstrieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. August 2018

Klimacamp Leipziger Land

E-Mail: presse@klimacamp-leipzigerland.de

Internet: www.klimacamp-leipzigerland.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. August 2018 
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KOHLEALARM/459: Klimakampf und Kohlefront - wir werden kommen ... (Kohle erSetzen!)


Kohle erSetzen! - Pressemitteilung vom 4. August 2018

Klimaschützer umzingeln Kraftwerk Lippendorf

Sitzblockade fordert: Sofort raus aus der Kohle!



Am Samstag wurde das Kohlekraftwerk Lippendorf südlich von
Leipzig durch Klimaschützer_innen blockiert. Die rund 350 Aktivist_innen
der Aktionsgruppe "Kohle erSetzen!" versperrten mit zahlreichen Bannern
die Zufahrten des Braunkohlekraftwerks. Dessen klimaschädlicher Betrieb
wurde dabei kurz vor dem Schichtwechsel erheblich gestört.
Die Blockierenden fordern die sofortige Einleitung eines konsequenten
Kohleausstiegs.

Diese vielen hundert Menschen setzten sich mit ihren eigenen Körpern dem
Unrecht der Klimakrise an einem seiner Entstehungsorte entgegen. "Wir
dürfen nicht auf die klimapolitisch erstarrte Bundespolitik mit der
Kohlekommission warten, denn diese bleibt hinter dem Nötigen meilenweit
zurück", so Mira Jäger als Pressesprecherin der Aktion. "Das im Pariser
Klimavertrag verbindlich verankerte 1,5-Grad-Ziel rückt weiter in die
Ferne. Angesichts des Politikversagens mit dem vernichtenden Verfehlen
der 2020er-Klimaziele Deutschlands müssen wir selbst aktiv werden und
unsere Gesellschaft mit Zivilem Ungehorsam wachrütteln." Eine
Energieversorgung mit 100% Erneuerbaren Energien sei machbar, lediglich
der politische Wille für eine schnelle Umsetzung fehle völlig.

Trotz des schnellen Ausbaus der Erneuerbaren Energien wird noch heute
etwa ein Viertel des Stroms in Deutschland aus Braunkohle und damit dem
klimaschädlichsten Energieträger erzeugt. Gleichzeitig wurden in den
letzten zehn Jahren laut dem UN-Flüchtlingshilfswerk jährlich 21,5
Millionen Menschen durch Wetterextreme zumeist innerhalb ihres Landes
vertrieben. Extremwetterereignisse sind mittlerweile etwa doppelt so
häufig eine der Fluchtursachen wie Krieg und Gewalt. "Hitzesommer wie
dieser werden durch den Klimawandel immer häufiger und stärker", ergänzt
Pressesprecherin Mira Jäger. Statt sich in ewigen Absichtserklärungen zu
verlieren, fordert die Aktionsgruppe daher, Klimagerechtigkeit endlich
mit einer globalen Perspektive umzusetzen. Denn im Globalen Süden, wo
die Menschen am stärksten vom Klimawandel betroffen sind, finden auch
die heftigsten Kämpfe gegen klimaschädliche Umweltausbeutung statt.

Im Braunkohlerevier des Leipziger Südraums werden für den Braunkohleabbau
weiterhin hunderte Menschen umgesiedelt und Ortsgemeinschaften
zerrissen. Im 700 Jahre alten Dorf Pödelwitz sind trotz seinem Schutz
durch das Heuersdorfgesetz und fehlender Genehmigung der dort geplanten
Tagebauerweiterung bereits 80% der Häuser von der MIBRAG aufgekauft
worden. "Wir solidarisieren uns mit den widerständigen Bewohner_innen
und fordern keine weiteren Umsiedlungen für Braunkohle - weder in
Pödelwitz, noch anderswo", so Clara Tempel von der Aktionsgruppe.Ein
Moratorium für den Neubau von Kraftwerken und die Erweiterung von
Tagebauplänen wäre nicht nur aus Gründen des Klimaschutzes schon vor
Jahren nötig gewesen.

Im Rahmen des Klimacamps Leipziger Land fanden in den letzten Tagen
zahlreiche Workshops und Podien zur sozial-ökologischen Transformation
statt. Als eine der Säulen des Klimacamp-Konzepts erfolgte der
Aktionszeitraum mit zwei Fahrraddemos, Kleingruppenaktionen und der
Sitzblockade "Kohle erSetzen!". Bislang gab es keine Aktion des Zivilen
Ungehorsams in einer solchen Größenordnung gegen den Kohleabbau bei
Leipzig. Sie stellte einen Aufbruch für mehr widerständige Aktionen im
Mitteldeutschen Revier dar. Die Aktion war dabei eingebettet in eine
wachsende Klimagerechtigkeitsbewegung weltweit. In diesem Jahr finden
acht Klimacamps und zahlreiche Aktionen des Zivilen Ungehorsams in
Europa statt. Ende Oktober sind rund um die Rodungssaison in der
Waldbesetzung des Hambacher Forst bei Köln auch wieder Aktionen des
Bündnisses "Ende Gelände" angekündigt.


Hintergrund

Greenpeace (2017): Studie zu Klimawandel, Migration und Vertreibung
(Englisch).

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/20170524-greenpeace-studie-climate-change-migration-displacement-engl.pdf

UNHCR (UN-Flüchtlingshilfswerk): FAQ Climate Change and Disaster
Displacement (Englisch).

http://www.unhcr.org/news/latest/2016/11/581f52dc4/frequently-asked-questions-climate-change-disaster-displacement.html

 * 

Quelle:

Kohle erSetzen!

E-Mail: presse@kohle-ersetzen.de

Internet: www.kohle-ersetzen.de
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KOHLEALARM/458: Klimakampf und Kohlefront - Solidaritätsaktion ... (Zucker im Tank)


Pressemitteilung von Zucker im Tank - 4. August 2018

Aktionserklärung der Gruppe Ökomüll



Am Samstag, den 04.08.2018 blockierten wir mit Lock-Ons ein
Braunkohleförderband am Tagebauvorfeld Schlehenhain. Das heißt, dass wir
mit unseren Körpern eine Unterbrechung der Braunkohleverarbeitung
erzwangen.

Unser Widerstand ist ein Protest für Klimagerechtigkeit. 
(Klima-)Gerechtikeit kann nur entstehen, wenn bestehende Herrschafts- und
Machtverhältnisse überwunden werden. Mit Herrschaftsverhältnissen meinen
wir die vielfältige Ein- und Ausgrenzung von Menschen aufgrund von
tatsächlichen oder zugeschriebenen Merkmalen wie im Fall von Sexismus,
Rassismus und Klassismus.

Braunkohleförderung ist nur ein Symptom dieser Herrschaftsverhältnisse,
gegen die wir uns als Ganzes richten.

Wir solidarisieren uns mit Menschen die weltweit gegen kapitalistische
Ausbeutung von Mensch- und Umwelt kämpfen und sich gegen Diskriminierung
zur Wehr setzen. Für uns ist es dabei zentral sich mit der kolonialen
Vergangenheit und Gegenwart auseinanderzusetzen, welche Rassismus und
Kapitalismus hervorgebracht hat.

System Change not Climate Change!

 * 

Quelle:

Zucker im Tank - Pressemitteilung vom 04.08.2018

E-Mail: zuckerimtank@riseup.net

Internet: www.zuckerimtank.net
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AKTION/7191: Bonn - Familienführung "Wie alles wächst" am 19. August 2018


Familienführung: Wie alles wächst

Pfiffikus-Familienführung im Deutschen Museum Bonn zur Ausstellung
»Das Leuchten der Pflanzen«



Habt Ihr schon einmal von der »Photosynthese« gehört? Möchtet Ihr
diesem Geheimnis der Pflanzen und seinen Inneren Vorgängen gemeinsam
mit Eurer Familie auf den Grund gehen? Als zusätzliches Angebot zur
Sonderausstellung »Das Leuchten der Pflanzen« bieten wir Familien an
fest stehenden Terminen eine aktive Führung mit Experimenten an.

Was braucht ein Samenkorn, um zu wachsen? Was verbirgt sich hinter der
»großen Sauerstoffkatastrophe«, die vor 2,4, Milliarden Jahren auf der
Erde stattfand? Mit dem Mikroskop können die Teilnehmer Chloroplasten
erkunden. Mit einem Versuch im Außenbereich stellen wir uns die Frage,
ob Wasserpest atmen kann. Wir sprechen auch über das Insektensterben
und erklären den Kindern, aber auch den Erwachsenen, wie sie den
Bienen helfen können, Nahrung zu finden.

Wir freuen uns darauf, mit den Gruppen zu experimentieren, erkunden,
Spannendes zu hören, leuchtende Blätter zu bestaunen und gemeinsam zu
erfahren »Wie alles wächst«.

Datum/Zeitraum: 19.08.2018

Uhrzeit: 11:00

Ort: Deutsches Museum Bonn

Ahrstraße 45, 53175 Bonn

Preis/Euro

3,- EUR pro Teilnehmer (Kinder sowie Erwachsene) zzgl. Museumseintritt

Altersbeschränkung: Die Familienführung ist geeignet für Kinder von 4
bis 10 Jahren auch in Begleitung ihrer Eltern, Großeltern usw.

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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LESUNG/4106: Kiel - "Sweet Occupation" von Lizzie Doron, 8.-10.8.2018


KIEL- Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Lizzie Doron stellt ihr journalistisches Dokument "Sweet Occuation" vor

Deutsche Texte: Jutta Hagemann, Moderation und Übersetzung: Karen Nölle



Mit dem Werk "Sweet Occupation" von Lizzie Doron blicken wir in das
Innerste des israelisch-palästinensischen Konflikts. Ein Jahr lang hat
die Autorin sich mit den unterschiedlichen Konfliktparteien
unterhalten, mit ehemaligen israelischen Soldaten, aber auch mit
einstigen palästinensischen Terroristen. All ihre Erlebnisse und
Einzelschicksale hat sie in einem ergreifenden Dokument festgehalten,
das uns von ihren Ängsten, Vorurteilen, aber auch Träumen erzählt.

Lizzie Doron, geb. 1953, verwebt in ihren Büchern oft persönliche mit
fiktionaler Geschichte. Die deutschen Texpassagen liest Jutta
Hagemann, die Moderation und Übersetzung aus dem Englischen übernimmt
Karen Nölle. Die Lesereise wird in Zusammenarbeit mit der
Heinrich-Böll-Stiftung S-H und den jeweiligen Veranstaltern vor Ort
durchgeführt.

Termine mit Lizzie Doron:

Mittwoch, 8.8., 19 Uhr, Husum - Diakonisches Werk

Donnerstag, 9.8., 19.30 Uhr, Lauenburg - Künstlerhaus

Freitag, 10.8., 19 Uhr, Kiel - Alter Botanischer Garten / Literaturhaus

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018 II

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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VORTRAG/8362: Bonn - "Zahlen in der Physik. Vom Mikro- zum Makro-Kosmos" am 20.8.2018


Zahlen in der Physik: vom Mikro- zum Makro-Kosmos

Prof. Dr. Hans-Peter Nilles, Physikalisches Institut, Bethe-Zentrum
für Theoretische Physik



Die Beobachtung der Naturphänomene liefert die Zahlen zur Konstruktion
physikalischer Theorien. Extraktion einiger relevanter Naturkonstanten
(Beispiel: Plancksches Wirkungsquantum) bringt Licht in die Fragen
nach den kleinsten Bausteinen der Materie und den Ursprung der
fundamentalen Wechselwirkungen. Sie erlaubt zudem Aussagen über Aufbau
Entwicklung unseres Universums. Der Vortrag berichtet über
Fortschritte auf dem Weg zu einer einheitlichen Beschreibung der
fundamentalen Kräfte und präsentiert die noch offenen Fragen zur
Struktur von Mikro- und Makro-Kosmos, wie etwa den Ursprung dunkler
Materie und dunkler Energie.

Eine Veranstaltung im Rahmen von 200 JAHRE | 1818 - 2018
RHEINISCHE FRIEDRICH-WILHELMS-UNIVERSITÄT BONN
www.200jahre.uni-bonn.de

Datum/Zeitraum: 20.08.2018

Uhrzeit: 19:00

Ort: Hauptgebäude der Universität Bonn, Hörsaal 1

Am Hof 1, 53113 Bonn

Preis/Euro: Der Eintritt zu dieser Veranstaltung ist kostenfrei.
Vorverkauf/Anmeldung: Eine Anmeldung zu dieser Veranstaltung ist nicht
erforderlich.

Der Einlass beginnt um 18:15 Uhr. Es herrscht freie Platzwahl.

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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SÜDAMERIKA/056: Kolumbien - Gewalt gegen Menschenrechtsverteidiger eskaliert


Amnesty International - Pressemitteilung vom 7. August 2018

Kolumbien: Gewalt gegen Menschenrechtsverteidiger eskaliert - neuer
Präsident Duque muss Zivilgesellschaft schützen

Im zweiten Jahr nach Abschluss der Friedensverhandlungen zwischen der
kolumbianischen Regierung und der Guerilla-Gruppe FARC steuern die Angriffe
auf zivilgesellschaftliche Aktivisten auf einen neuen Höchststand zu.



BERLIN, 07.08.2018 - Kolumbiens neue Regierung muss die Gewaltwelle gegen
Menschenrechtsverteidiger unverzüglich stoppen, fordert Amnesty
International anlässlich der heutigen Amtseinführung des neu gewählten
Präsidenten Iván Duque Márquez. "In den vergangenen zweieinhalb Jahren sind
mehr als 300 Menschenrechtler ermordet worden - und die kolumbianischen
Behörden haben tatenlos zugesehen", sagt Matthias Schreiber,
Kolumbien-Experte bei Amnesty International in Deutschland. "Präsident
Duque muss diese Gewalteskalation stoppen. Während das allgemeine
Gewaltniveau im Land sinkt, ist Kolumbien für Menschenrechtsverteidiger
heute einer der gefährlichsten Orte der Welt."

Vor allem in den umkämpften ländlichen Gebieten zahlt die Zivilgesellschaft
einen immer höheren Preis für ihr Engagement: Über 60 Prozent der Mordopfer
sind kleinbäuerliche, indigene und afrokolumbianische Menschenrechtler
gewesen, die sich für Land- und Umweltrechte engagierten. Besonders in
Gebieten, aus denen sich die FARC nach ihrer Entwaffnung und Auflösung
zurückgezogen haben, kämpfen paramilitärische Verbände, die kleinere
Guerilla-Gruppe ELN und bewaffnete Reste der FARC-Rebellen um die
Vorherrschaft. Der Großteil der Angriffe auf die Aktivisten geht auf das
Konto dieser paramilitärischen Gruppen.

"Die zunehmenden Übergriffe gegen Menschenrechtsverteidiger zeigen, dass
der bewaffnete Konflikt in vielen Teilen Kolumbiens längst nicht vorbei
ist", sagt Schreiber. "2018 jährt sich die UN-Erklärung zum Schutz von
Menschenrechtsverteidigern zum 20. Mal, die auch Kolumbien mitgetragen hat.
Die neue Regierung unter Präsident Duque muss das Ende der Angriffe auf die
engagierte Zivilgesellschaft und die Rechte der Opfer von
Menschenrechtsverletzungen zu einem ihrer Hauptanliegen machen", fordert
Schreiber. Vor allem braucht es ein ernsthafteres Vorgehen gegen
Straflosigkeit: Bei 564 Morden an Menschenrechtsverteidigern, die das
NGO-Netzwerk Programa Somos Defensores von 2009 bis 2017 dokumentiert hat,
wurden in nur 33 Fällen die Täter verurteilt. In keinem einzigen Fall
wurden ihre Auftraggeber vor Gericht zur Verantwortung gezogen.

"Die fast vollständig ausbleibende Strafverfolgung bei Angriffen auf
Menschenrechtsverteidiger hat maßgeblich zu der verheerenden Gewaltwelle
von heute beigetragen", kritisiert Schreiber. "Hier ist auch die
Bundesregierung gefordert. Sie muss Präsident Duque und seinem Kabinett
sehr deutlich machen, dass nur eine konsequente gerichtliche Aufarbeitung
solcher Straftaten eine weitere Eskalation der Gewalt verhindern wird.
Straflosigkeitsquoten von über 90 Prozent - selbst bei schwersten
Straftaten wie Mord - sind absolut inakzeptabel."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. August 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/771: Burma/Bangladesch - Keine Repatriierung von Rohingya ohne Menschenrechtsgarantien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 7. August 2018

Bangladeschs Außenminister verhandelt in Burma über Rückführung
von Rohingya-Flüchtlingen (8.8.) - Keine Repatriierung ohne
Menschenrechte - Humanitäre Lösung überfällig für im Grenzgebiet
gestrandete Rohingya



Göttingen, den 7. August 2018 - Vor seinen Gesprächen in Burma über
die Repatriierung von 750.000 Rohingya-Flüchtlingen hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) an den Außenminister von
Bangladesch appelliert, die Geflüchteten nicht voreilig ohne eine
Garantie ihrer Menschenrechte abzuschieben. "Solange Burma die
Rohingya nicht als gleichberechtigte Staatsbürger anerkennt, gibt es
keine politische Lösung der Rohingya-Frage und ihre Abschiebung wäre
verantwortungslos", heißt es in dem Schreiben der GfbV an Mahmood
Ali. Nachdrücklich forderte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Dienstag darin außerdem eine schnelle humanitäre Lösung für 4.600
Geflüchtete, die im Grenzgebiet zwischen Burma und Bangladesch
blockiert sind: "Es ist unmenschlich, dass diese Geflüchteten seit
fast einem Jahr im Niemandsland festsitzen und sich niemand für sie
zuständig hält." Außenminister Ali wird am Mittwoch in Burma
erwartet.

Die gestrandeten Flüchtlinge im Grenzgebiet können Helfer des
Internationalen Komitees des Roten Kreuzes nur zweimal im Monat vom
Staatsgebiet Bangladeschs aus mit Hilfsgütern versorgen. "Dies ist
ein humanitärer Skandal und eine Schande für die Menschheit. Die
Rohingya sind aus Angst um ihr Leben geflohen und dürfen von der
internationalen Staatengemeinschaft nicht vergessen werden", forderte
die GfbV. Burma weigert sich, die Flüchtlinge aus dem Niemandsland
zurückzunehmen, weil sie angeblich die Rebellenorganisation ARSA
unterstützt haben sollen. Ein Vorwurf, der von den Bewohnern des
notdürftigen Camps strikt zurückgewiesen wird.

Nachdrücklich forderte die GfbV Burma und Bangladesch darüber hinaus
auf, die internationale Öffentlichkeit nicht über eine angebliche
umfassende Rückführung von Rohingya-Flüchtlingen nach Burma zu
täuschen, um den internationalen Druck zu lindern. Bislang wurden
fast nur geflüchtete Hindu repatriiert. Nach Jahrzehnten der
Diskriminierung, Ausgrenzung und Verfolgung warten die Rohingya als
Angehörige einer muslimischen Minderheit auf die Gewährung von
Grundrechten. Erst dann würden sie freiwillig nach Burma
zurückzukehren. Doch Burmas Regierung unter
Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi ist trotz massiven
internationalen Drucks bislang nicht bereit, Rohingya als ethnische
Minderheit und als gleichberechtigte Staatsbürger anzuerkennen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. August 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/935: 20-wöchige Aktionspräsenz in Büchel endet am 9. August (Kampagne "Büchel ist überall")


Pressemitteilung der Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt vom
07.08.2018

Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt beendet 20-wöchige
Aktionspräsenz in Büchel



Die Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt beendet am 9. August
2018 ihre 20-wöchige Aktionspräsenz am Fliegerhorst Büchel (Eifel). Seit
dem 26. März protestierten Gruppen aus ganz Deutschland sowie
internationale Gäste dafür, dass die in Büchel stationierten Atomwaffen
abgezogen statt aufgerüstet werden sowie für den Beitritt Deutschlands zum
Atomwaffenverbotsvertrag. Den Abschluss der Aktionspräsenz bildet eine
Andacht am kommenden Donnerstag um 11:02 Uhr, dem Zeitpunkt des
Atombombenangriffs auf die japanische Stadt Nagasaki vor 73 Jahren.

"Die Opfer der Angriffe auf Hiroshima und Nagasaki mahnen uns, für eine
atomwaffenfreie Welt einzutreten", sagt Marvin Mendyka, Sprecher der
Kampagne Büchel ist überall atomwaffenfrei.jetzt. "Die Gefahr eines
Atomkriegs ist heute so hoch wie schon seit Jahrzehnten nicht mehr. Mit
unserer 20-wöchigen Aktionspräsenz haben wir eine klare Botschaft an die
Bundesregierung gesendet. Deutschland muss dringend aktiv werden für
Abrüstung, die Atomwaffen aus Büchel abziehen lassen und dem
UN-Atomwaffenverbot beitreten!", so Mendyka weiter.

Insgesamt beteiligten sich 40 Gruppen und rund 2000 Menschen an der
20-wöchigen Aktionspräsenz der Kampagne. Das ist ein deutlicher Anstieg der
Teilnehmenden im Vergleich zum Vorjahr. Zu den Highlights der diesjährigen
Aktionspräsenz gehörten u.a. der Ostermarsch in Büchel, zu dem in diesem
Jahr mit 400 Menschen so viele wie noch nie zuvor kamen, die Aktionswoche
der Friedensnobelpreisorganisationen ICAN Deutschland und IPPNW, ein von
Christ*innen aus verschiedenen Landeskirchen organisierter Aktionstag, zu
dem rund 600 Menschen kamen, sowie die spektakulären Aktionen zivilen
Ungehorsams, die maßgeblich von internationalen Aktivist*innen durchgeführt
wurden.

Die Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt wird getragen von 55
Organisationen aus dem Bereich der Friedens-, Umwelt- und



Eine Übersicht über die Gruppen und Aktionen, die sich an der 20-wöchigen
Aktionspräsenz beteiligt haben, finden Sie unter: 

https://buechel-atombombenfrei.jimdo.com/kalender/

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de

Internt: www.atomwaffenfrei.de
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GRUNDSÄTZLICHES/060: Des Menschen Recht auf Land (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2018

Nachhaltig und sozial?

Umwelt- und Entwicklungspolitik in Zeiten wachsender Ungleichheit


Des Menschen Recht auf Land

Die Landfrage als eine "Ur-Frage" von Ungleichheit

von Roman Herre, Agrarreferent bei FIAN Deutschland



Genauso wie die Luft zum Atmen braucht der Mensch das Land zum
Leben. Ohne Land kein Wohnen, kein Ausüben kultureller Praktiken,
keine Versammlungsfreiheit oder auch keine Nahrung. 2,7 Milliarden
Menschen sind in der Landwirtschaft aktiv und ernähren sich teilweise
direkt über ihren Zugang zu Land. Selbst wenn wir unsere Nahrung im
Supermarkt kaufen, benötigen wir diesen Zugang zu Land, um uns zu
ernähren wenn auch indirekt. Aktuelle Entwicklungen, die oft
unter dem Schlagwort Landgrabbing zusammengefasst werden, begreifen
Land hingegen als eine reine Ware und etablieren
mittelalterlich-feudale Strukturen, in denen ganze Landstriche von
einzelnen AkteurInnen kontrolliert werden. Da wundert es sehr, dass
die Politik den Blick vom Thema Landkonzentration abwendet und es
tabuisiert. Dem entgegen wächst das Verständnis für die Notwendigkeit
eines Menschenrechts auf Land.(1)



Die Ungerechtigkeit stank zum Himmel im Süddeutschland des 16.
Jahrhunderts. Ausdruck fand sie in den blutigen Bauernkriegen.
Damals hatte der Adel im Zuge der Einführung des Römischen Rechts die
Bevölkerung der gemeinschaftlich genutzten Wälder und Wiesen
beraubt - diese kurzerhand in Privatbesitz umgewandelt. Über
grundherrschaftliche Besitzstrukturen kontrollierte der Adel Land und
Leute mit eiserner Hand. Mit den Bauernkriegen lehnte sich die
Bevölkerung gegen dieses unterdrückerische System auf. Sie wurden
im Kern der Landfrage wegen geführt, der Frage um eine gerechte
Nutzung und Verteilung des Landes, wie in den 12 Artikeln von
Memmingen, dem Forderungskatalog der Bäuerinnen und Bauern,
festgehalten.

Heute sind umverteilende Landreformen als Ausdruck und Resultat
teilweise blutiger sozialer Kämpfe in vielen Verfassungen rund um
den Globus verankert. Dabei wird Verteilungsgerechtigkeit oft
direkt angesprochen. In der philippinischen Verfassung von 1987
ist die "gerechte Verteilung allen Agrarlandes" (Art. XIII)
verankert. In der Verfassung Paraguays ist ein "gerechtes
Verteilungs- und Besitzsystem" von Land festgeschrieben (Artikel
114). In Südafrika werden Landreformen als Mechanismus angeregt, um
"vergangene rassistische Diskriminierungen wieder gutzumachen"
(Artikel 25). Damit ist Umverteilung von Land verfassungsrechtlich
gewünscht und abgesichert.

Auch in jüngerer Zeit wurden auf globaler Ebene folgende Texte
verhandelt und einstimmig beschlossen. Die Leitlinien der
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
(FAO) zum Recht auf Nahrung (2004) erklären in Artikel 8: "Staaten
sollten in Erwägung ziehen, rechtliche und weitere Politikinstrumente
zu etablieren, [...] welche Landreformen für den besseren Zugang
[zu Land] von Armen und Frauen voranbringen." Die Leitlinien
der Vereinten Nationen (UN) zu Land von 2012 führen in Artikel
11 auf: "Staaten sollten Maßnahmen ergreifen, um unerwünschte
Auswirkungen auf lokale Gemeinden und gefährdete Gruppen, die u.
a. durch Grundstücksspekulation und Landkonzentration entstehen
können, zu vermeiden." Beide Leitlinien wurden von der deutschen
Regierung umfassend unterstützt.


Notwendigkeit der Umverteilung war anerkannt

Auch die Entwicklungspolitik war sich bis vor wenigen Jahren
noch einig: Umverteilung von Land ist in vielen Ländern
notwendig zur Schaffung einer gerechten, sozial verträglichen
Landnutzungsstruktur und einer armutsreduzierenden Entwicklung.
Solche Landreformen waren auch Grundlage für die rasante Entwicklung
Japans und Südkoreas nach dem 2. Weltkrieg. Die deutsche
Entwicklungszusammenarbeit und selbst die Weltbank hatten sich
Umverteilung von Land viele Jahre auf die Fahne geschrieben. 2001
erklärte das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) noch unter der Überschrift "Armutsbekämpfung -
eine globale Aufgabe: Aktionsprogramm 2015; der Beitrag der
Bundesregierung zur weltweiten Halbierung extremer Armut"
Agrarreformen zur gerechteren Landverteilung als eine von 10
Handlungsprioritäten. Auch wenn die offizielle Unterstützung von
umverteilenden Landreformen mit teilweise absurden Ansätzen wie der
marktbasierten Landreform gefördert wurde, war es vor allem wegen der
massiven Mobilisierung sozialer Bewegungen wie der Landlosenbewegung
MST in Brasilien oder des LPM in Südafrika ein bedeutendes Thema.
Landkonzentration wurde landauf, landab mit dem
Gini-Koeffizienten bemessen, einer einfachen Zahl, die den Grad der
Landkonzentration in einem Land bemisst und so vergleichbar macht.


Versperrter Blick auf reale Entwicklung 

Noch vor 10 Jahren stand die Umverteilung von Land auf der Agenda der
Entwicklungspolitik, aber auch vieler Staaten wie Paraguay oder den
Philippinen. Heute spricht kaum noch jemand von
Landkonzentration geschweige denn Umverteilung von Land. Auch
systematisierte Daten zu Landkonzentration wie der Gini-Koeffizient
sind seit der Jahrtausendwende kaum noch in der Literatur zu
finden. Weltbank und deutsche Entwicklungshilfe haben das Thema
eingemottet. Schlimmer noch, das allgemeine Bekenntnis zu einer
Umverteilung von Land zu Gunsten landloser und landarmer Bäuerinnen
und Bauern wurde in den letzten Jahren ins Gegenteil verkehrt. Heute
werden durch die Neuausrichtung der Entwicklungspolitik an
Privatwirtschaft und Finanzindustrie industrielle Megafarmen als
Entwicklungschance verkauft und so Landkonzentration befördert.
Enge, oft rein finanzökonomische Definitionen von Effizienz und
Produktivität haben als Schlagworte Themen wie Gerechtigkeit und
Umverteilung ersetzt.

Dabei sagen die Zahlen genau das Gegenteil. In Kambodscha
beispielsweise wurden in nur 10 Jahren über 2,5 Millionen Hektar
Land an gut 200 Agrar- und FinanzinvestorInnen regelrecht
herausgeschnitten. Bei einer landwirtschaftlich nutzbaren Fläche von
etwa 5 Millionen Hektar eine fast unvorstellbare Größe. Wie auch im
Deutschland des 16. Jahrhunderts ist dies begleitet von massivem
Widerstand, systematischen, brutalen Vertreibungen und
Menschenrechtsverletzungen. Der Gini-Koeffizient, der ungleiche
Verteilung von Land zwischen 0 (jeder Mensch hat genau gleichviel
Land) bis 1 (einer Person gehört das ganze Land) misst, ist so in nur
einem guten Jahrzehnt von etwa 0,56 auf 0,81 explodiert.

Aber auch in Europa nimmt die Konzentration von Land in den
Händen weniger rasant zu. 50 Prozent der europäischen Agrarfläche
wird von nur noch 3 Prozent der Agrarbetriebe bewirtschaftet. In
Deutschland kontrollieren 1,4 Prozent der Agrarbetriebe 4 Millionen
Hektar Land - 1 Viertel des gesamten Ackerlandes. Mittlerweile gibt
es in Deutschland nur noch 275.000 Betriebe. Gehen Höfesterben
und Landkonzentration in gleichem Tempo weiter, werden in 10
Jahren weitere 56.000 Höfe in Deutschland schließen. In Sachen
 Landkonzentration steuern wir damit von der Öffentlichkeit weitgehend
unbemerkt wieder mittelalterlichen Verhältnissen entgegen.


Kein Naturgesetz 

Heute kontrollieren die 3 größten Saatgut-Konzerne 56 Prozent des
globalen kommerziellen Saatgutmarktes. Beim Anbau selbst zeigen
sich nun um einige Jahrzehnte zeitversetzt vergleichbare
gewaltige Konzentrationsprozesse. Der Agrarkonzern Olam gibt
beispielsweise an, weltweit 2,4 Millionen Hektar Land zu
bewirtschaften. Der Finanzinvestor TIAA aus den USA hat weltweit
mittels Landfonds über 600.000 Hektar Agrarland aufgekauft. So wird es
wohl nicht mehr lange dauern, bis es neben globalen Zahlen von
Einkommensungleichheit auch solche zu Land geben wird.

Diese Entwicklungen sind kein Naturgesetz, auch wenn das unter dem
Schlagwort 'Strukturwandel' vom Landwirtschaftsministerium oder
dem Deutschen Bauernverband gerne suggeriert wird. Die Politik schafft
mit dem Dogma der globalen Wettbewerbsfähigkeit, Handelsabkommen oder
einseitigen Subventionsregimen (bspw. EU-Agrarpolitik) dafür
wirkmächtige Rahmenbedingungen. Genau dort könnte sie dieser
Entwicklung auch entgegenwirken - allein der politische Wille fehlt.


Land in Sicht?! 

"Kein anderes Thema ist von derart zentraler Bedeutung, wenn
es um Machtverhältnisse innerhalb einer Gesellschaft oder um
Themen wie Gleichheit und Einkommensverteilung geht", so der
ehemalige UN-Menschenrechts-Sonderberichterstatter Danilo Türk zur
Landfrage. Aber gerade jetzt, da die Landkonzentration rasant
zunimmt und zu einem globalen Phänomen erwächst und parallel
die bäuerliche Bevölkerung weltweit weiterwächst - auf aktuell
2,7 Milliarden Menschen - werden Landreformen vergessen und
tabuisiert.

Auch das Flaggschiff der Entwicklungspolitik, die globalen
Nachhaltigkeitsziele (SDGs), haben hier einen blinden Fleck. Zwar wird
Ungleichheit durch ein eigenes Ziel prominent Bedeutung beigemessen.
Durch den dominanten Bezug auf finanzielle Aspekte wie
Einkommensungleichheit oder Finanzpolitik ist das Thema Land aber
auch hier aus dem Blick geraten. Eine gerechte Gesellschaft
wird langfristig jedoch nicht ohne eine gerechte Verteilung
von Land existieren. Denn ein ganzer Blumenstrauß an grundlegenden
 Rechten ist ohne Land nicht denkbar. Daher bleibt auch eine
Entwicklungspolitik unglaubwürdig, so lange sie zunehmende
Landkonzentration weiterhin ignoriert. Schenken wir also der Landfrage
wieder die Bedeutung, die ihr zusteht.


Anmerkung:

(1) FIAN (2017): The Human Right to Land. Position Paper. 

https://www.fian.org/fileadmin/media/publications_2017/Reports_and_Guidelines/FIAN_Position_ paper_on_the_Human_Right_to_Land_en_061117web.pdf.

 * 

Quelle:

Rundbrief 2/2018, Seite

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin
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Internet: www.forumue.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / MEINUNGEN





BUCHBESPRECHUNG/004: "Musikmomente" von Hanns-Josef Ortheil (Katarzyna Grzywka)


Hanns-Josef Ortheil

Musikmomente



von Katarzyna Grzywka (Universität Warschau), August 2018

Das 2018 im btb Verlag erschienene Buch Musikmomente von
Hannns-Josef Ortheil habe ich im Urlaub gelesen - so, wie man im
Urlaub nicht selten lebt: aus der Routine des Alltags ausbrechend, um
die Gedanken einmal richtig durchzulüften. Ich las also den zu
besprechenden Band unsystematisch, mal hier, mal da hereinschauend,
das zum Moment der Lektüre, zur Atmosphäre und zur Umgebung Passende
aussuchend. (Intuitiv habe ich also - im Grunde genommen - mit
Hanns-Josef Ortheils Publikation das gemacht, was er oft mit Musik
tut (1)). Dieser Lesemodus ergab sich aber nicht nur aus der
Urlaubsituation, sondern auch daraus, dass ich all die Fragmente (2),
die in Musikmomenten abgedruckt sind und die der Schriftsteller
mit einleitenden Kommentaren versehen hat, zuvor bereits gelesen
hatte, manche sogar mehrmals. Und eben deshalb sind es vorrangig die
gerade angesprochenen, autoreflexiven Kommentare des Verfassers, die
auf mich besonders anziehend wirkten. Denn sie erklären nicht nur den
autobiografischen Hintergrund seiner literarischen Praxis, sondern
laden - mindestens in gewissem Sinne - in die Schreibstube des
Romanciers, in seine schriftstellerische Werkstatt ein, decken die
diesen Raum füllenden Rituale auf, verweisen auf Details, erlauben
also, einen Blick hinter die Kulissen seiner 'Lust am Schreiben' zu
werfen, die sich ohne seine 'Lust an Musik' nicht verstehen lässt (es
wäre jedenfalls nicht ratsam). Und so gelange ich zum eigentlichen
Thema dieses - auch in ästhetischer Hinsicht - schönen und liebevoll
komponierten Buches, von dem bereits der Umschlag einiges verrät. Denn
im Mittelpunkt der Publikation stehen Hanns-Josef Ortheils Faszination
für Musik sowie die Art und Weise, wie diese seinem Schaffen zugrunde
liegen und es prägen. Von "Musikmomenten" wird hier in der Tat
erzählt: von seinen ersten Musikbegegnungen in der Kölner Wohnung der
Eltern, den frühen Klavierübungen und Improvisationen, dem
systematischen Musikunterricht bei etablierten Meistern und weiteren,
mit Musik aufs Engste verbundenen Lebensstationen des heranwachsenden,
reifenden Pianisten, der schließlich doch Schriftsteller wurde, obwohl
er das nicht wollte: aus Not, aber auch aus Liebe - sowohl zur Musik
als auch zum Text, der im Falle Hanns-Josef Ortheils nicht selten zum
Musiktext wird: "Die Metamorphose eines Pianisten in einen
Schriftsteller ist mir erst in einem langen Prozess und auf nicht
vorherseh- oder planbaren Wegen gelungen. Schriftsteller hatte ich nie
werden wollen, obwohl ich seit der Kindheit viel notiert und
geschrieben habe. Schritt für Schritt hat sich dann aber meine
Begeisterung für die Musik in eine Begeisterung für das Schreiben über
Musik und das »musikalische Schreiben« (tönend, klangvoll,
rhythmisiert) verwandelt" (S. 8). Es ist aber auch eine Erzählung über
Hanns-Josef Ortheils musikalische Vorlieben: öffentliche Auftritte,
seine Beziehung zu Konzerten, Zukunftsprojekte und natürlich
Lieblingskomponisten, unter denen Wolfgang Amadeus Mozart und Robert
Schumann einen herausragenden Platz einnehmen:

Der dieses Buches über meine »Musikmomente« abschließende Text ist
 ein früher Versuch, meine Schumann-Besessenheit biografisch zu
 orten. Dieser Text ist nicht mehr als eine erste Skizze. Im
 Hinterkopf lebt jedoch seit Jahrzehnten ein viel größeres Projekt
 weiter, das ich mir noch für die Zukunft aufgehoben habe. Es ist
 das Projekt eines Schumann-Buches, das den Tiefen meiner
 Schumann-Begeisterung auf den Grund gehen soll.

   Manchmal habe ich das Gefühl, als liefe meine gesamte
 Musikfaszination auf genau dieses eine Buch zu und als könnte ich
 mit seiner Hilfe endlich deutlicher begreifen, woraus diese
 Faszination besteht. Noch liegt sie im Dunkeln, aber vielleicht ist
 gerade das der Grund, warum ich (auch außerhalb des
 Schumann-Themas) immer weiter mit Begeisterung über Musik schreibe.
 (S. 246-247) 



So steht im Vordergrund der vorliegenden Veröffentlichung die
Musikfixierung des Schriftstellers, die sich im Musikinteresse seines
Helden - oft seines Alter-Egos - niederschlägt. Es geht aber in diesem
Buch nicht nur darum, auf die Möglichkeiten dieses Niederschlags zu
verweisen, sondern auch - oder sogar primär - darum, was ich bereits
angedeutet habe, nämlich auf die Präsenz des Musikalischen im Leben
des Autors hinzudeuten - jene seiner Aktivitäten und Vorlieben, die
ihn mit seinem früheren Pianistendasein verbinden, als hätte er dieses
Dasein nie beendet: "Am stärksten lebt die Nähe zur Musik aber während
der Lesungen aus meinen Büchern weiter. Wie in pianistischen Zeiten
betrete ich eine Bühne, nehme Kontakt mit den Zuhörern auf, lese und
verbeuge mich hinterher, als hätte ich gerade ein Musikstück gespielt.
In Wahrheit habe ich auch das Gefühl, genau das getan zu haben: Ich
habe (ersatzweise) Musik gemacht, nicht so enthusiastisch und
unbedingt wie früher, aber immerhin doch stark begeistert und von den
eigenen Klängen getragen" (S. 9). Hanns-Josef Ortheils
Musikmomente sind somit ein vielsagendes Zeugnis des zum
Schriftsteller gewordenen Musikliebhabers und kluger,
aufschlussreicher Begleittext zu seinem aus 'Musikgeist' geborenen
Schaffen:

Meine Verbindung zur Musik ist zwar nicht mehr die in der Kindheit
 erträumte, sie besteht aber weiterhin in einem extremen Maß. So
 höre ich während meiner schriftstellerischen Arbeit viel Musik, so
 begleiten mich alte und neue Stücke auch unterwegs und auf Reisen,
 und so schreibe ich viel über Musik, nicht unbedingt, um es zu
 veröffentlichen, sondern eher zu meinem eigenen Vergnügen. [...]
 Wie am Klavier kommen dann die Finger zum Einsatz - das ist die
 banalste Ähnlichkeit. Anstatt aber Töne hervorzubringen, bringen
 sie jetzt Texte hervor, die wie Musik gedacht sind. Und wie beim
 Musikhören erlebe ich klangliche Höhen und Tiefen sowie
 unterschiedliche Tempi, und ich erkenne Helles und Dunkles,
 Monochromes und Farbiges. So erhalte ich mir beim Schreiben die
 Illusion, mit Worten und Sätzen Musik zu machen. Und so gehe ich
 mit meinen Texten auf Reisen und zu Lesungen, um diese Wortmusik so
 vorzutragen, wie ich früher Stücke auf dem Klavier vortrug.

   Solche »Ersatzhandlungen« halten mich jetzt am Leben.
 Wenn ich ehrlich bin, kann ich nicht behaupten, dass sie mir das
 Klavierspiel wirklich komplett ersetzen. Aber auch sie machen mir
 große Freude und führen im besten Fall dazu, dass ich mich nach
 einer Lesung auf einer Bühne ähnlich verbeuge, wie ich mich früher
 als Pianist verbeugt habe. Das »Spiel« ist also keineswegs zu Ende,
 es hat nur andere Konturen angenommen, mit denen ich aber durchaus
 leben kann, und das sogar manchmal begeistert. (S. 237-238) 




Anmerkungen:

(1) Siehe hierzu z.B. Hanns-Josef Ortheil: Das Glück der Musik. Vom
Vergnügen, Mozart zu hören. München 2006.

(2) Sie stammen aus folgenden Veröffentlichungen: Das Glück der
Musik. Vom Vergnügen, Mozart zu hören (2006), Das Verlangen
nach Liebe. Roman (2007), Der Stift und das Papier. Roman einer
Passion (2015), Die Berlinreise. Roman eines Nachgeborenen
(2014), Die Erfindung des Lebens. Roman (2009), Die Insel
der Dolci. In den süßen Paradiesen Siziliens (2013), Die
Moselreise. Roman eines Kindes (2010), Die Nacht des Don
Juan. Roman (2000), Die weißen Inseln der Zeit. Orte. Bilder.
Lektüren (2004). Mozart - im Inneren seiner Sprachen
(1982), Was ich liebe - und was nicht (2016).


Hanns-Josef Ortheil:

Musikmomente.

btb Verlag, München 2018

282 S.

 * 

Quelle:

© 2018 by Katarzyna Grzywka

Mit freundlicher Genehmigung der Autorin
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LESUNG/6134: Kiel und Lübeck - Termine mit Norbert Gstrein, 10. und 21.08.2018


KIEL- Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Norbert Gstrein liest aus seinem Roman "In der freien Welt"



Norbert Gstrein öffnet in seinem Werk die Fenster zur ganzen Welt.
Zwischen Kalifornien, Israel und Palästina siedelt er seinen großen
Israel-Roman an, der von der Freundschaft zweier Männer erzählt und
die Frage stellt: Wie können wir »in der freien Welt« gemeinsam leben,
ohne einander Schmerz zuzufügen? Er erzählt von John, einem
amerikanischen Juden, der in San Francisco auf offener Straße
niedergestochen wird. Wer war John, fragt sich der österreichische
Autor Hugo, der um seinen Freund trauert und sich auf seinen Spuren
auf eine Reise nach Kalifornien und Israel begibt. Norbert Gstrein,
1961 in Tirol geboren, erhielt unter anderem den Alfred-Döblin-Preis
und den Uwe-Johnson-Preis.

Termine mit Norbert Gstrein:

Freitag, 10.8., 19 Uhr, Kiel - Alter Botanischer Garten / Literaturhaus

Dienstag, 21.8., 19:30 Uhr, Buddenbrookhaus - Lübeck

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018 II

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6133: Kiel - Termine mit Jörg Armbruster, 8.-10.8.2018


KIEL- Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Jörg Armbruster liest aus seinem Buch "Willkommen im Gelobten Land?
Deutschstämmige Juden in Israel"



Was geschah mit den Juden, die vor dem zunehmenden Naziterror in den
dreißiger Jahren nach Eretz Israel flüchteten? Und wie erging es den
Holocaust-Überlebenden, die dort ein neues Leben begannen? Jörg
Armbruster, bekannt und ausgezeichnet für seine Berichte und
Reportagen als Nahostkorrespondent der ARD, hat sich auf die Spuren
dieser Menschen begeben und ist dabei auf ein weitgehend
unerschlossenes Kapitel deutsch-israelischer Geschichte gestoßen, das
Auswirkungen bis in die heutige Zeit hat.

Jörg Armbruster, Autor und Fernsehjournalist, war viele Jahre
Moderator des ARD-Weltspiegels. In zahlreichen Dokumentarfilmen sowie
in seinen Büchern hat er sich mit den Konflikten und
Wandlungsprozessen in der arabischen Welt auseinandergesetzt. Unter
anderem erhielt er den Hanns-Joachim-Friedrichs-Preis und 2015 den
Bayerischen Fernsehpreis für sein Lebenswerk.

Termine mit Jörg Armbruster:

Mittwoch, 8.8., 19 Uhr, Rendsburg - Jüdisches Museum

Donnerstag, 9.8., 20 Uhr, Friedrichstadt - Ehemalige Synagoge

Freitag, 10.8., 19 Uhr. Kiel - Alter Botanischer Garten /
Literaturhaus

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018 II

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6132: Kiel - "Inglourious Poets", Termine mit Adi Keissar und Max Czollek, 21.-25.8.2018


KIEL- Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

"Inglourious Poets" - Junge Lyrik in Lesung und Gespräch

mit Adi Keissar (Tel Aviv) und Max Czollek (Berlin) 



Adi Keissar, geb. 1980, ist Lyrikerin, Journalistin und Gründerin des
Poesie-Projekts »Ars Poetica«, das orientalisch-jüdische Kultur mit
Lyrik und Spoken Word zu einem poetischen Fest verbindet. Ihr erstes
Buch »Schwarz auf Schwarz« (2014) wurde mit dem Bernstein Preis für
Literatur und 2015 mit dem Preis für junge Dichtung ausgezeichnet. Max
Czollek, geb. 1987, hat ihre Lyrik ins Deutsche übertragen. Seit 2009
ist er Mitglied des Lyrikkollektivs G13, Initiator des Projekts
»babelsprech« zur Vernetzung junger deutschsprachiger Lyrik,
Organisator der Lesereihe »Gegenwartsbewältigung« und Initiator des
»Desintegrationskongresses« zu zeitgenössischen jüdischen Positionen
am Maxim Gorki Theater Berlin.

Im Literatursommer werden beide im Gespräch Einblicke in ihr
poetisches Schaffen geben. Die Lesereise wird in Zusammenarbeit mit
der Heinrich-Böll-Stiftung S-H und den jeweiligen Veranstaltern vor
Ort durchgeführt.

Termine mit Adi Keissar und Max Czollek:

Dienstag, 21.8., 19.30 Uhr, Kiel - Atelierhaus im Anscharpark

Mittwoch, 22.8., 19 Uhr, Rendsburg - Jüdisches Museum / Betsaal

Donnerstag, 23.8., 19 Uhr, Apenrade - Deutsche Zentralbücherei

Freitag, 24.8., 19 Uhr, Warder - Steinpark

Adi Keissar und die Lyrikerin Maria Natt (Lyrikkollektiv G13):

Samstag, 25.8., 18 - 24 Uhr (Museumsnacht), Lübeck - Günter Grass-Haus

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018 II

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6131: Kiel - Literatursommerfest im Alten Botanischer Garten, 10.08.2018


KIEL- Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Literatursommerfest mit Lesungen von Lizzie Doron, Jörg Armbruster
und Norbert Gstrein, Alter Botanischer Garten Kiel 

(bei Regen im Literaturhaus)

Freitag, 10.08.2018, 19 Uhr, Eintritt: 10 Euro / 8 Euro



Die israelische Journalistin Lizzie Doron legt mit "Sweet Ocupation"
ein ergreifendes journalistisches Dokument vor, das von den
Erlebnissen und Schicksalen sowohl der israelischen als auch der
palästinensischen Bevölkerung erzählt. Ein ganz anderes Zeitdokument
liefert hingegen der ehemalige ARD-Nahost-Korrespondent Jörg
Armbruster, der sich auf die Spuren von Menschen begibt, die vor dem
Naziterror in den dreißiger Jahren nach Israel flüchteten, und
berichtet davon, wie es ihnen nach der Staatsgründung im "Gelobten
Land" ergangen ist. Der Autor Norbert Gstrein schließlich wagt in
seinem großen Israel-Roman "In der freien Welt" die Frage nach unserem
heutigen Blick auf jüdische Identität und die Politik Israels.
Umrahmt wird die Veranstaltung durch einen thematischen Lyrikparcours
sowie durch ein buntes kulinarisches Angebot des Freundeskreises, das
dazu einlädt, den Abend bei einem Glas Wein und kleinen Gaumenfreuden
ausklingen zu lassen.

Im Literaturhaus kann die Ausstellung "Shalom Israel" mit Fotos von
Christel und Jonas Pagel besichtigt werden (Ausstellungsdauer: 16.07. -
 30.08.2018, Öffnungszeiten: Mo-Do 10-12 Uhr und 14-17 Uhr).

Veranstalter: Literaturhaus S-H mit freundlicher Unterstützung der
Förde Sparkasse

 * 

Quelle:

Literatursommer 2018 II

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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VORTRAG/806: Tübinger Poetik-Dozentur 2018 mit Uwe Timm und Frank Witzel, 25. bis 30. November 2018


idw - Pressemitteilung: Eberhard Karls Universität Tübingen

Dozenten der Tübinger Poetik-Dozentur 2018

Uwe Timm und Frank Witzel sind von 25. bis 30. November 2018 als
Poetik- Dozenten an der Universität Tübingen zu Gast



Die Schriftsteller Uwe Timm und Frank Witzel sind Gäste der
diesjährigen Tübinger Poetik-Dozentur. Die literarische Veranstaltung
findet zum 32. Mal an der Universität Tübingen statt. Die Vorlesungen
im Audimax und in der Alten Aula stehen allen Interessierten offen,
der Eintritt ist frei.

Die Veranstaltungsreihe beginnt mit einer Lesung von Uwe Timm in der
Kunsthalle Würth in Schwäbisch Hall am Sonntag, den 25. November. Am
Montag, den 26. November, eröffnet der Schriftsteller dann mit einer
Vorlesung unter dem Titel "Utopische Orte/Utopische Räume" die Reihe
der Tübinger Veranstaltungen. Am zweiten Abend (Dienstag, 27.
November) wird er im Gespräch mit Professorin Dorothee Kimmich vom
Deutschen Seminar über seine literarischen Anliegen sprechen und seine
Reflexionen zu Literatur, Philosophie und Politik vorstellen.

Frank Witzel beschäftigt sich in seinen beiden Vorträgen (Mittwoch,
28. November und Donnerstag, 29. November) mit möglichen Verbindungen
zwischen den unterschiedlichen Schreib- und Denkweisen von Erzählen
und Theorie. Als Ausgangspunkt dienen ihm die Arbeiten des russischen
Literaturtheoretikers Wiktor Schklowski (1893-1984) und des
amerikanischen Schriftstellers David Markson (1927-2010). Anhand
verschiedener Beispiele aus Literatur und Philosophie geht er der
Frage nach, ob nicht jede theoretische Spekulation beinahe automatisch
ein Narrativ entwickelt, also immer auch so etwas wie eine Erzählung
sein muss. Im Erzählen wiederum tauchen Strukturen auf, die als
Theorie gedeutet werden können.

Am Freitag, den 30. November, wird Witzel diese Fragen mit dem
Philosophen Professor Marcus Steinweg diskutieren.

Die Termine im Überblick

Lesung von Uwe Timm am Sonntag, 25. November 2018, 16.00 Uhr,
Kunsthalle Würth, Schwäbisch Hall (Anmeldung erforderlich unter
kunsthalle@wuerth.com)

Vorlesungen von Uwe Timm und Frank Witzel an der Universität Tübingen:

Montag, 26. November: Vorlesung von Uwe Timm: "Utopische Orte/Utopische Räume" (Audimax)

Dienstag, 27. November: Gespräch zwischen Uwe Timm und Dorothee Kimmich (Audimax)

Mittwoch, 28. November: Vorlesung von Frank Witzel: Theoretisches Erzählen (Alte Aula)

Donnerstag, 29. November: Vorlesung von Frank Witzel: Erzählte Theorie (Alte Aula)

Freitag, 30. November: Theorie und Erzählen. Gespräch zwischen Frank
Witzel und Prof. Dr. Marcus Steinweg (Alte Aula)

Die Veranstaltungen in Tübingen finden um 20 Uhr c. t. im Audimax
(Neue Aula, Geschwister Scholl Platz, 72074 Tübingen) und der Alten
Aula (Münzgasse 30, 72070 Tübingen) der Universität Tübingen statt.

Die Tübinger Poetik-Dozentur ist ein Projekt der Stiftung Würth. Sie
wird seit 1996 am Deutschen Seminar der Universität Tübingen
ausgerichtet. Einmal im Jahr werden Autorinnen und Autoren eingeladen,
die öffentliche Vorlesungen halten sowie Seminare und Workshops für
Studierende der Universität anbieten. Zu Gast waren unter anderem
bereits Siri Hustvedt, Hans Magnus Enzensberger, Christoph Ransmayr,
Raoul Schrott, Jonathan Franzen, Daniel Kehl-mann, Juli Zeh, Feridun
Zaimoglu, Ilija Trojanow, Péter Esterházy, Terézia Mora, Brigitte
Kronauer, Lars Gustafsson, Ruth Klüger, Amos Oz und Herta Müller. Die
Lesung in der Kunsthalle Würth wird gefördert von der Adolf Würth GmbH
& Co. KG.

Weitere Informationen unter www.poetik-dozentur.de.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.poetik-dozentur.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 30.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8359: Und morgen, den 8. August 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.08.2018 bis zum 09.08.2018 +++






[image: Jean-Luc 8359 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Zieht die Hitze Wolken an?

Jean-Luc will es glauben.

Es gewittert irgendwann,

uns den Schweiß zu rauben.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/680: Kassel - Tage der Industriekultur am "Blauen Sonntag", Stadtmuseum 12.8.2018


Veranstaltungen des Stadtmuseums am "Blauen Sonntag"



Die Tage der Industriekultur in Nordhessen widmen sich in diesem Jahr
dem Schwerpunktthema "Mit allen Sinnen". Auch das Stadtmuseum
beteiligt sich am Sonntag, 12. August, zu diesem Thema mit drei
Führungen.

Ab 11 Uhr findet unter dem Motto: "200 Jahre Strukturwandel bis in die
Gegenwart" eine Führung im Stadtmuseum mit anschließendem Spaziergang
zum Kulturbahnhof und durch Rothenditmold mit Museumsführerin Margret
Baller statt.

Mit dem Bau des "Oberstadtbahnhofs" vor 160 Jahren setzte beim
Kasseler "Kratzenberg", heute Tannenwäldchen, und in dem bäuerlichen
Dörfchen Rothenditmold ein grundsätzlicher Strukturwandel ein: Es
entwickelten sich Kristallisationspunkte für Produktion, Handel und
Mobilität. Dieser Wandel fand im vergangenen Jahrhundert neue
Höhepunkte: Während der beiden Weltkriege war der Bahnhof ein
wichtiger Faktor für Transport von Material und Menschen, die
Erweiterung der Produktionsstätten der Firma Henschel setzte sich mit
dem Werk Mittelfeld fort. In den 70-er Jahren erlitt der Hauptbahnhof
durch den Ausbau des Bahnhofs Wilhelmshöhe einen Bedeutungsverlust,
die Firma Henschel ging in weltweit agierenden Industrieunternehmen
auf.

Bei ihrer Führung im Stadtmuseum, zum Hauptbahnhof, durch
Rothenditmold und auf unbekannten Wegen wieder zurück zum Hauptbahnhof
geht Margret Baller auf diese gravierenden Umbrüche ein. Am Beispiel
des Fraunhofer Instituts und anderer Neubauten macht sie deutlich, wie
diese Veränderungen sich bis in die Gegenwart auswirken.

Mit dem Thema "Karl Henschel, Heinrich Salzmann und Moritz Gottschalk"
- Unternehmer und Industrielle, die Kassel neu gestalteten" führt ab
14 Uhr Museumsführer Jürgen Mahlmann durch die Sonderausstellung und
Dauerausstellung im Stadtmuseum.

Textilwerke und metallverarbeitende Fabriken waren Standbeine der
Kasseler Industrie. Aber auch die feinmechanisch-optischen Geräte der
Firma Hahn und Musikinstrumente aus dem Haus Mollenhauer gehörten zu
den begehrte Produkte aus Kassel.

In seiner Führung schildert Jürgen Mahlmann am Beispiel der genannten
Fabriken, aber auch anhand zahlreicher anderer Objekte, wie Kassel in
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu einem Zentrum der
Industrialisierung wurde. Dabei geht er auch auf die politischen und
sozialen Folgen dieser wirtschaftlichen Entwicklungen ein.

Bei diesen beiden Führungen ist der ermäßigter Museumseintritt von
drei Euro zu zahlen.

Unter dem Titel: "Backsteine, Industrie und Immobilien. Entdeckungen
am Rande einer untergegangenen Industriebahntrasse" führt ab 14 Uhr
Dr. Alexander Link, ehemaliger stellvertretenden Leiter des
Stadtmuseums, auf einem Spaziergang entlang der Ahna bis zur
Gottschalkstraße.

Während des 19. Jahrhunderts entstanden nördlich des Kasseler
Stadtzentrums im Umfeld der Holländischen Straße zahlreiche Ziegeleien
und bald auch eine Reihe industrieller Betriebe. Die vor fast drei
Jahrzehnten demontierte Industriebahn folgte dem Lauf der Ahna und bot
den Firmen seit 1907 einen eigenen Bahnanschluss. Auf dem Weg finden
sich vielerlei Spuren dieser industriellen Vergangenheit. Vor allem
lässt sich nachvollziehen, wie aus einer vormals grünen 
Gärtner-Vorstadt allmählich ein noch immer von Gewerbe und Industrie geprägter
Wohn-Stadtteil wurde.

Der Weg führt von der Straßenbahn-Haltestelle Holländische Straße
(Kreuzung Bunsenstraße/Schenkebier Stanne) unweit des früheren Werkes
Mittelfeld der Firma Henschel & Sohn entlang der Ahna bis zur
Gottschalkstraße. Die Länge des Spaziergangs beträgt zirka 3,4
Kilometer Treffpunkt ist die Tram-Haltestelle Holländische Straße, die
Teilnahme ist kostenfrei.

Bei allen Führungen sind die Teilnehmerzahlen begrenzt. Es wird um
verbindliche Anmeldung unter der Telefonnummer 05 61/7 87-44 05
gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. August 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/679: Münster - Museumsführung "Nürnberger Weinlöwe und der Westfälische Frieden", 10.8.


Nürnberger Weinlöwe und der Westfälische Frieden

Festdekoration spendete Wein für Bevölkerung / Ausstellung: "Ein Grund
zum Feiern? Münster und der Westfälische Frieden"



Münster (SMS) Der Westfälische Frieden beendete zwar den 30-jährigen
Krieg, doch war damit noch längst nicht Alles geregelt. Fragen, wie
etwa der Abzug der schwedischen Truppen aus Deutschland stattfinden
sollte, wurden in den Jahren 1649/1650 auf dem
Friedensexekutionskongress in Nürnberg geregelt. Dieser Kongress
drohte immer wieder zu scheitern. Dies hinderte die Teilnehmer aber
nicht daran, immer wieder Feste zu feiern. So fand am 5. Oktober 1649
ein großer Festakt von schwedischer Seite in Nürnberg statt, bei dem
auch der im Stadtmuseum Münster ausgestellte Weinlöwe zum Einsatz kam.

Durch den Körper des Löwen verlaufen zwei Leitungen, die jeweils mit
Fässern roten und weißen Weines verbunden waren, der sich in zwei
Kufen ergoss, aus denen die Stadtbevölkerung schöpfen konnte. Es ist
eine große Seltenheit, dass solch eine Festdekoration über
Jahrhunderte aufbewahrt wurde.

Aktuell ist der Nürnberger Weinlöwe im Stadtmuseum Münster in der
Ausstellung "Ein Grund zum Feiern? Münster und der Westfälische
Frieden" zu sehen. Während einer Führung durch die Ausstellung am
Freitag, 10. August, 19 Uhr, durch die gut klimatisierten Räume des
Stadtmuseums wird auch diese Rarität genauer betrachtet. (3 / 2 Euro).
Das Stadtmuseum hat an diesem Freitagabend bis 22 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. August 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





PFLANZEN/044: Klasse Kalebasse ... (SB)




Ein merkwürdiger Name für einen Baum und was ist überhaupt eine
Kalebasse?

Das Wort "Kalebasse" hat seinen Ursprung wahrscheinlich in der
spanischen Sprache, in der calabaza oder calabaça "Kürbis" bedeutet.
Da die Früchte dieses Baumes auch als Kürbis bezeichnet werden, liegt
es nahe, diese Pflanze Kalebassenbaum zu nennen.

Auffällig ist nicht nur sein Name, sondern auch sein Aussehen. Seine
Blätter wachsen direkt an Ästen und Zweigen, also ohne langen
Blattstiel. Das gilt auch für die Blüten und so findet man die
Früchte, die sogenannten Kalebassen (Kürbisse) ebenfalls direkt an
kräftigen Ästen und manchmal sogar direkt am Stamm. Seine Baumkrone
besteht nur aus wenigen, ausladenden Ästen und bildet eine etwa runde
Form.




[image: Viele rundliche Früchte hängen an Ästen und am Stamm - Foto: 2008 by Ji- Elle [Public domain], from Wikimedia Commons]

Ein Kalebassenbaum

Foto: 2008 by Ji-Elle [Public domain], from Wikimedia Commons



Die Menschen, die dort leben wo der Kalebassenbaum wächst, haben ihm
viel zu verdanken. Sie verstehen es, so ziemlich alles von dieser
Pflanze für sich zu nutzen. Aus den Früchten des Baumes werden
Trinkgefäße, Schüsseln oder Schöpfgefäße gefertigt und werden
ebenfalls Kalebassen genannt. Aus ihnen werden auch andere
Aufbewahrungsgefäße für Lebensmittel hergestellt. Zudem lassen sich
aus ihnen eine Reihe verschiedener Musikinstrumente bauen. Mit
trockenen Kernen gefüllt eignen sie sich beispielsweise besonders gut
als Rasseln (Rumbarassel).




[image: Ein Musiker hält eine runde, eingefasste Kalebasse und musiziert - Foto: 2007, by jbach [CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons]

Musiker mit Kalebasseninstrument

Foto: 2007, by jbach [CC BY-SA 2.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia
Commons



Der Kalebassenbaum, sein wissenschaftlicher Name lautet Crescentia
cujete, stammt aus der Familie der Trompetenbaumgewächse
(Bignoniaceae). Die Früchte der Wildform dieses Baumes, der mit einem
geraden Stamm zwischen 8 und 10 Metern hoch wird, sind viel kleiner
als die heute wachsenden. Sie weisen eine Größe von nur ca. 10
Zentimetern auf, während die Kulturformen bis zu 45 Zentimeter lang
werden und einen Durchmesser von 30 Zentimetern erreichen können. Sie
sind rundlich bis elliptisch geformt. Anfangs sind sie grün, dann gelb
und wenn sie ganz reif sind braun. Ihre Schale ist dünn, hart und
sehr haltbar, was sie als Gebrauchsgegenstand so begehrenswert macht.
Im Gegensatz zu Plastikgefäßen, die im Falle einer Beschädigung auf
dem Müll landen und dort auch in Jahrhunderten nicht zerfallen, würden
die Kalebassen verwittern oder immer noch als Brennstoff Verwendung
finden. Außerdem benötigt man keine Energie für die Herstellung der
Gefäße, muss keine chemischen Stoffe hinzufügen oder irgendwelche
technischen Verfahren anwenden. Unter ökologischen Gesichtspunkten ist
die vielseitige Nutzung der Kalebassen beispielhaft.




[image: Eine hellgrüne rundliche Frucht hängt direkt an einem Ast, an dem auch die Blätter in kleinen Büscheln wachsen - Foto: 2006, by Damien Boilley, [This file is licensed under the Creative Commons Attribution 2.0 Generic license. ], via Wikimedia Commons]

Unreife Kalebasse

Foto: 2006, by Damien Boilley, [This file is licensed under the
Creative Commons Attribution 2.0 Generic license. ], via Wikimedia
Commons



Das Holz dieses Baumes kann ebenfalls zu verschiedenen Zwecken
verwendet werden. Wenn es noch frisch und jung ist, zeigt es eine
weißliche Färbung, die sich mit der Zeit in ein helles Braun wandelt.
Es ist leicht zu bearbeiten und wenn es einmal richtig gut getrocknet
ist, erhält es eine Festigkeit, die mit der von Metall vergleichbar
ist.

In den reifen Früchten befindet sich das Fruchtfleisch, weiß und
saftig. Es enthält eine große Anzahl an dunkelbraunen, flachen, ca. 8
Millimeter langen Samen. Während der Trockenzeit werden die Früchte
auch als Viehfutter gebraucht. Das frische, junge Fruchtfleisch
hingegen wird gern zu Konfitüre und Getränken verarbeitet. Auch
verschiedene Arzneien werden daraus gewonnen, wie beispielsweise
Hustensaft oder Abführmittel.




[image: Schöne dunkelbraun, leicht gemaserte runde Kalebasse - Foto: 2012, by Muséum de Toulouse [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], from Wikimedia Commons]

Kalebasse getrocknet

Foto: 2012, by Muséum de Toulouse [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], from Wikimedia
Commons



Es ist nicht gesichert, wo dieser vielseitig verwendbare Baum seinen
Ursprung hat. Als seine natürliche Heimat werden die Westindischen
Inseln angesehen, wie auch das Gebiet von Südmexiko, Peru bis
Brasilien. Inzwischen ist er aber auch in anderen Ländern mit
tropischem Klima anzutreffen. Der Kalebassenbaum kann mit Trockenheit
einigermaßen gut zurechtkommen, ist aber gegen Frost sehr empfindlich.
Man kann ihn auch noch in Höhenlagen von bis zu 800 Metern über dem
Meeresspiegel wachsen sehen und Gebiete mit 1300 bis 1500 Millimetern
jährlichem Niederschlag sind, bei einer mittleren Temperatur von etwa
26° C, ideal für sein Gedeihen.

Doch nun müssen viele der Kalebassenbäume in Honduras, einem Land in
dem sie verbreitet sind, einem Solarpark weichen. Die Bäume werden
gefällt, um Platz zu schaffen für Solar-Panele. Die Menschen, die dort
in Dörfern leben, nutzen das Land und die Früchte der Bäume, besonders
auch die des Kalebassenbaums schon lange, obgleich sie rechtlich
betrachtet nicht die Bodeneigentümer sind. Doch bisher hat das
niemanden gestört. Erst als die Regierung von Honduras das Land an
eine ausländische Photovoltaik-Firma verkaufte, damit sie dort einen
Solarpark anlegen kann, wurde den Dorfbewohnern das Nutzen und
Betreten dieses Gebietes verboten. Ist der Park fertig und produziert
Strom, treten allerdings Probleme auf, die den hier lebenden Menschen
Sorgen bereiten. Die Photovoltaik-Firma benötigt für die Reinigung
ihrer Solar-Panele viel Wasser. Wird der Grundwasserspiegel dadurch
sinken? Reicht das Wasser dann noch für die Anwohner? Eine weitere
Schwierigkeit ergibt sich durch die entstehende Hitze. Tagsüber
steigen die Temperaturen über dem Solarfeld stark an und fallen nachts
weit nach unten. Das kann in dieser Region zu klimatischen
Veränderungen führen, die sich auf die Landwirtschaft und
Pflanzenwelt, vielleicht sogar auf die Tierwelt auswirken.




[image: Ein Feld voller metallisch glänzender Solarpanele - Foto: 2006, by Ceinturion [CC-BY-SA-3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], from Wikimedia Commons]

Als Beispiel zur Veranschaulichung: Ein Solarpark in Portugal

Foto: 2006, by Ceinturion [CC-BY-SA-3.0
(http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], from Wikimedia
Commons



Das ausländische Photovoltaik-Unternehmen will "grünen" Strom erzeugen
und das ist eigentlich zu begrüßen, doch scheint es so, dass das
Interesse an Millionengewinnen durch den Verkauf des erzeugten Stroms
an den Staat Honduras schwerer wiegt, als der Erhalt der
Naturlandschaft und der Möglichkeit für die Dorfbewohner, ihr
Überleben eigenständig zu sichern. Sie haben keinen Gewinn von dieser
Anlage, nur einen nicht wieder gut zu machenden Verlust.




Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.dw.com/de/schatten-%C3%BCber.dem.solarpark/a-43868749

https://www.papiliorama.ch/enzyclopadie-detail/kalebassenbaum/264

https://www.biologie-seite.de/Biologie/Kalebassenbaum
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AKTION/504: Hanau - Radtour mit dem coolen Opa am 18. August 2018


Stadt Hanau

Familien-Radtour mit dem coolen Opa 

Die Tourist-Information Hanau lädt zum Erlebnis-Radeln rund um Hanau



Der coole Opa (Stadtführer Wolfgang Schröder) führt Familien mit
Kindern auf abwechslungsreicher Rad-Route am Samstag, 18. August, raus
in die Natur rund um Hanau. Los geht es am Congress Park und von dort
über die Kinzig am Umweltzentrum vorbei. Entlang des Kinziglaufs geht
es in die wild-natürliche Bulau. Hier in der Natur kann am Fluss
gespielt und kleine Brücken oder Mühlen gebaut werden. Ziel ist
Rückingen mit seinen Wasserbüffeln in den Weideswiesen. Rastpunkt ist
das Römerbad Rückingen mit seinem Spielplatz. Zurück geht über einen
anderen Teil der Bulau zum Hanauer Schlossgarten.

Mitzubringen sind eigene Räder, Getränke und eine kleine Brotzeit,
evtl. Obst, Riegel etc. sowie Insektenschutzmittel, Taschenmesser für
Mühlenbau und evtl. Gummistiefel oder kurze Hosen fürs Spielen am und
mit Wasser.

Die Tour dauert - inklusive Pausen - rund vier Stunden. Es werden bis
zu 20 Kilometer Strecke bewältigt. Treffpunkt ist um 14 Uhr am
Congress Park Hanau am Schlossplatz.

Eine Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei
mangelndem Interesse abgesagt wird und die Plätze zudem begrenzt sind.
Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder beim Hanau Laden (Am Freiheitsplatz 3), Telefon
06181-427 78 99 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de.
Weitere Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 7. August 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AKTION/503: Bonn - Kinderstadtführungen bis 24. August 2018


Stadt Bonn

Bonn für Kinder - Kinderstadtführung



Spiel, Spaß und Aktion stehen im Vordergrund beim Bonn-Spiel, das für
Kinder von 7 - 12 Jahren geeignet ist. Wir prägen z.B. alte Münzen,
schicken eine Flaschenpost, schreiben wie die Römer, suchen nach St.
Martin und erleben so spielend die Geschichte der Stadt. Jedes Kind
erhält ein "Bonn-Büchlein" als Andenken, das nochmals die Stationen
unseres Rundgangs in bunten Bildern nachzeichnet.

Dauer: ca. 3 Stunden

Datum/Zeitraum: 24.07.2018 bis 24.08.2018

Uhrzeit: 10:00

Preis/Euro: EURO 6,-

Vorverkauf/Anmeldung: Hierfür ist eine Anmeldung per Mail oder über
die Website erforderlich.

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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AUSSTELLUNG/233: Bonn - "Räume im Raum" für Kinder und Jugendliche bis 26.8.2018


Stadt Bonn

"Räume im Raum. Ausstellung für Kinder und Jugendliche" 



Die Künstlerinnen Christine und Irene Hohenbüchler (geb. 1964 in Wien)
sind bekannt für ihre Installationen, die das Publikum im Sinne einer
Multiplen Autorenschaft miteinbeziehen. Interessiert an sozialen
Prozessen und Handlungsräumen, fordern sie die Ausstellungsgäste zu
künstlerischen Aktionen heraus. Eigenmächtige Eingriffe sind
erwünscht.

Im Ausstellungsraum befindet sich das Material für die Räume im Raum:
Stäbe aus Holz, Flügelschrauben, mobile Tafeln und Zeichenkreide. Die
Arbeit von Christine und Irene Hohenbüchler ist noch nicht fertig, sie
muss von den Museumsgästen noch entworfen, gezeichnet, aufgebaut und
verändert werden. In Workshops planen und gestalten Kinder und
Jugendliche gemäß ihren Wünschen variable Räume. Daneben bietet die
Ausstellung Besucherinnen und Besuchern jederzeit die Möglichkeit,
Räume zu errichten, zu verändern und zu bewohnen.

Datum/Zeitraum: 06.05.2018 bis 26.08.2018

Ort: Kunstmuseum Bonn

Friedrich-Ebert-Allee 2, 53111 Bonn

Preis/Euro: Regulär: EUR 7,00, Ermäßigt: EUR 3,50, Familienkarte: EUR
14,00

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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FERIEN/919: Bonn - Aktion "Jäger der verlorenen Schätze" am 19. August 2018


Stadt Bonn

Jäger der verlorenen Schätze



Archäologen reisen in fremde, weit entfernte Länder, lösen
geheimnisvolle Rätsel, entdecken Schätze und erleben viele Abenteuer.
So zumindest in unserer Vorstellung. In der Familienführung erzählt
der Archäologe von den Schätzen, die ihren Weg ins LVR-LandesMuseum
gefunden haben: Spannendes vom Mammut-Zahn, über einen Goldbecher bis
zum Schwert.

3 EUR zzgl. Museumseintritt (Der Eintritt ist für Kinder und
Jugendliche bis 18 Jahre frei.)

Datum/Zeitraum: 19.08.2018

Uhrzeit: 15:00

Ort: LVR-LandesMuseum Bonn

Colmantstr 14-16, 53115 Bonn

Preis/Euro

3 EUR zzgl. Museumseintritt (Der Eintritt ist für Kinder und
Jugendliche bis 18 Jahre frei.)

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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AUSSTELLUNG/9524: Bonn - Vernissage "Der halbe Punkt" - 50 Jahre Künstlergruppe Semikolon, 19.8.


Der halbe Punkt - 50 Jahre Künstlergruppe Semikolon

Eröffnung am Sonntag, 19. August um 17 Uhr

Begrüßung: Olaf Menke, Einführung: Dr. Karl Körner, danach folgt eine
gemeinsame performative Aktion



Mit ihrer Jubiläumsausstellung zum 50jährigen Bestehen will die
Künstlergruppe Semikolon vor allem ein Zeichen für die Kunst, deren
Aktualität und Relevanz setzen. Stolz auf ein halbes Jahrhundert
Aktivität darf mitschwingen, denn das Konzept der Zusammenarbeit der
Künstlerinnen und Künstler im gegenseitigen Austausch ohne strenges
Manifest scheint aufzugehen. Der halbe Punkt, dessen zweite Hälfte
unwillkürlich mitgedacht wird, dient als vielfältige Inspiration.

Mit: Nortrud Becher-König, Jutta Detken, Titus Reinarz, Barbara L.
Mayer, Tanja Schmiechen, Jerzy Maryto, Dr. Karl Körner, Sibel Akkulak,
Natja Jander, Erika C. Kömpel, Olaf Menke, Rolf Lund.

Datum/Zeitraum: 19.08.2018

Uhrzeit: 17:00

Ort: Künstlerforum Bonn

Hochstadenring 22-24, 53119 Bonn

Preis/Euro: Eintritt frei!

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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FÜHRUNG/964: Lippstadt - "Kirche, Kunst und Kaufmann" am 14. August 2018


Kirche, Kunst und Kaufmann

Kirchenführung am 14. August



Lippstadt. Unter dem Titel "Kirche, Kunst und Kaufmann" bietet die
Stadtinformation am Dienstag, 14. August, eine öffentliche
Kirchenführung an. Der Rundgang mit Stadtführerin Inge Bexte führt
alle Interessierten durch die Marien-, Jakobi- und Nicolaikirche und
erläutert die dortigen Kunstschätze, aber auch auf dem Weg durch die
historische Altstadt gibt es viel zu entdecken.

Treffpunkt für die 90-minütige Themenführung ist um 14.30 Uhr am
Rathaus. Die Kosten betragen 6 Euro für Erwachsene, für Schüler und
Studenten 3 Euro. Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder
telefonisch unter 02941 - 58515 wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 4. August 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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GEGENWIND/766: Bericht des Verfassungsschutzes 2017


Gegenwind Nr. 359, August 2018


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Nichts passiert

Bericht des Verfassungsschutzes 2017

von Reinhard Pohl



Ohne große Publizität hat das Landesamt Schleswig-Holstein am 22.
Mai seinen Bericht für das Jahr 2017 vorgelegt.


Routinearbeit

Der Verfassungsschutz ist inzwischen auch verpflichtet, eine große
Zahl von Ausländerinnen und Ausländern zu überprüfen, ohne dass es
einen Verdacht gibt. Die Überprüfungen finden statt bei der Erteilung
oder Verlängerung von Aufenthaltstiteln, aber auch bei Anträgen auf
Einbürgerung. 2017 wurden 12.504 AusländerInnen überprüft, die einen
Aufenthaltstitel wollten, bei 70 gab es "Erkenntnisse". Überprüft
wurden auch 2.945 Einbürgerungswillige, hier gab es bei 21 Personen
Erkenntnisse.


Islamismus

Die Zahl der radikalen Islamisten und Salafisten ist in
Schleswig-Holstein stark gestiegen. Von 440 Personen 2016 auf 550
Personen 2017. Der Verfassungsschutz führt das auf starke Werbung auch
bei hier angekommenen Flüchtlinge zurück.

Konkret passiert ist nichts, der Verfassungsschutz rechnet aber jetzt
mit "Rückkehrern" aus Irak und Syrien, weil dort der "islamische
Staat" stark unter Druck steht. Ausgereist ist 2017 nach Erkenntnissen
des Verfassungsschutzes aus Schleswig-Holstein niemand mehr, zwei
haben es versucht. Insgesamt weiß der Verfassungsschutz von 33
Ausreisen, teils auch Wiedereinreisen aus Schleswig-Holstein in
IS-Gebiet. Von den 33 sind wohl 15 noch im Irak oder in Syrien, 9 sind
zurückgekehrt. Bei neun Personen glaubt der Verfassungsschutz, sie
wären getötet worden, davon zwei im Jahre 2017.

Zwei "Gefährder" aus Schleswig-Holstein wurden festgenommen und
abgeschoben: Anfang April 2017 ein Tunesier aus Lübeck, am 18. Oktober
(Festnahme) bzw. 26. Januar 2018 (Abschiebung) ein Türke aus
Neumünster.


Rechtsextremisten

Beim Rechtsextremismus sieht der Verfassungsschutz einen Rückgang. Das
liegt vor allem daran, dass Übertritte von der NPD oder anderen zur
AfD als Austritt gespeichert werden, weil die AfD nach Ansicht des
Verfassungsschutzes zu den normalen Parteien gehört.

Konkret gab es Aktionen gegen die Bürgermeisterin von Seth und den
Elmshorner Lichtermarkt.

Anschläge richteten sich gegen Ausländerinnen, meistens Flüchtlinge in
Kiel, Lübeck, Oering, Ahrensburg, Neustadt, Pinneberg, Elmshorn und
Tornesch.

Reichsbürger gab es im letzten Jahr 230 in Schleswig-Holstein.
Vermutlich gab es die vorher auch schon, allerdings gab es eine
verstärkte Fortbildung bei den Behörden und entsprechend mehr
Meldungen. Reichsbürger sind laut Verfassungsschutz in
Schleswig-Holstein aber nicht organisiert, da sie verschiedenen
Richtungen angehören.


Linksextremisten

Die Zahl ist laut Verfassungsschutz gleich geblieben, die wichtigsten
Aktivitäten richteten sich gegen den G20-Gipfel und gegen die AfD,
besonders deren Wahlkämpfe. Insofern richtete sich auch der Großteil
der festgestellten "Gewalt" gegen rassistische Wahlplakate.

Ein Problem der Beobachtung ist nach dem Verfassungsschutz-Bericht
auch, dass sich bei der Gegnerschaft zum Rassismus extremistisches und
bürgerliches Spektrum mischen.


Ausländische Extremisten

Hier beobachtet der Verfassungsschutz vor allem die (linke) PKK und
die (rechte) Ülkücü-Bewegung. Der Verfassungsschutz hat erkennbar ein
kleines Problem damit, dass zwar die PKK im Krieg in der Südosttürkei
und im Nordirak angeblich 6.363 Soldaten und Polizisten getötet hat.
Zur PKK rechnet der Verfassungsschutz allerdings auch die syrische
PYD, die Waffen, Munition und Luftunterstützung von den USA erhält und
im Krieg vor allem Militante des "Islamischen Staates" tötet, dabei
mit christlichen und jesidischen Milizen verbündet ist. Die PKK soll
in Schleswig-Holstein 700 AnhängerInnen haben.

Die rechte Ülkücü-Bewegung, hier meistens als "Graue Wölfe" bekannt,
war nach Beobachtungen des Verfassungsschutzes in Schleswig-Holstein
kaum nach außen aktiv. Die Mitglieder treffen sich in einigen Vereinen
und vollziehen das nach, was ihnen aus der Türkei vorgegeben wird, zum
Beispiel vor Wahlen oder Abstimmungen zur Verfassung.


Fazit

Ohne Verfassungsschutz würden wir in Schleswig-Holstein genauso
sicher leben. Zu wichtigen Fragen, z.B. dem Aufenthalt von
NSU-Gruppenmitgliedern in Schleswig-Holstein, hat er weiterhin nichts
herausgefunden.



Verfassungsschutz-Bericht 2017: Landtags-Drucksache 19/733.

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 359, August 2018, Seite 10

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel
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GLEICHHEIT/6698: "Vision 2020+" - Siemens leitet nächste Phase des Arbeitsplatzabbaus ein


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Vision 2020+": Siemens leitet nächste Phase des Arbeitsplatzabbaus ein

Von Elisabeth Zimmermann

6. August 2018



Der im vergangenen Herbst angekündigte Abbau von 7000 Arbeitsplätzen [1]
in der Energiesparte ist noch nicht abgeschlossen, da steht beim
Siemens-Konzern bereits die nächste Spar- und Umstrukturierungsrunde an. Am
1. August verkündete Vorstandschef Joe Kaeser die Umrisse des Programms
"Vision 2020+", das bereits mit Beginn des neuen Geschäftsjahres am 1.
Oktober umgesetzt werden soll. Er hat dabei die volle Unterstützung des
Betriebsrats und der IG Metall.

Die Belegschaft von Siemens weiß aus langer und bitterer Erfahrung, was
solche Umbauprogramme bedeuten: Endloser Stress, Unsicherheit und die
Vernichtung tausender Arbeitsplätze, während sich die Konten der Aktionäre
füllen und die Vorstandmitglieder Boni in Millionenhöhe einstreichen. Die
langfristigen Interessen der Arbeiter und ihrer Familien werden den
kurzfristigen Profitinteressen der Börsen und der unersättlichen Gier von
Millionären geopfert.

"Vision 2020+" sieht vor, die noch existierenden fünf Industrie-Divisionen
von Siemens in drei weitgehend selbständige, operative Unternehmen
umzuwandeln.

Der bisherige Automatisierungsbereich Digital Factory heißt dann
Digitalisierung und Automatisierung (Digital Industries) mit Sitz in
Nürnberg. Der Energiebereich (P&G) und alles, was dazu gehört, wird in das
Unternehmen Kraftwerksgeschäft (Gas and Power) überführt und in Houston,
Texas (USA) angesiedelt. Der Bereich Gebäudetechnik und verwandte
Unternehmensbereiche werden zu Infrastrukturaktivitäten (Smart
Infrastructure) mit Sitz im Steuerparadies Zug (Schweiz) zusammengefasst.

Der Bereich Energie hat derzeit 71.000 Mitarbeiter und macht einen Umsatz
von 21 Milliarden Euro. Smarte Infrastruktur hat ebenfalls 71.000
Mitarbeiter und einen Umsatz von 14 Milliarden Euro. Digitale Industrie hat
78.000 Mitarbeiter und einen Umsatz von 14 Milliarden Euro.

In einem vierten Unternehmen sollen Forschung und andere Bereiche mit
derzeit noch 21.000 Mitarbeitern und 5 Milliarden Umsatz zusammengefasst
werden, die nicht den drei operativen Hauptsäulen zugeordnet werden können.
Hierzu gehören auch vom Siemens-Vorstand als "Problemfälle" eingestufte
Bereiche, wie die Post- und Flughafenautomatisierung und die Tochterfirma
Flender, die mechanische Antriebe herstellt. Sie sollen nach den
Zielvorgaben des Vorstands bis 2020 Gewinne erzielen oder werden
abgestoßen, mit entsprechenden Auswirkungen auf die Arbeitsplätze.

Der Unternehmensbereich Windkraft von Siemens wurde bereits Anfang letzten
Jahres mit dem spanischen Windkrafthersteller Gamesa fusioniert und an die
Börse gebracht. Hier wurde kurz nach der Fusion der Abbau von 6000
Arbeitsplätzen in 24 Ländern angekündigt. Jeder fünfte der insgesamt 26.000
Beschäftigten verliert damit innerhalb von drei Jahren seinen Arbeitsplatz.

Der hoch profitable Bereich Medizintechnik mit 48.000 Beschäftigten wurde
in diesem Jahr unter dem Kunstnamen Siemens Healthineers an die Börse
gebracht. Auch hier wurden im Vorfeld viele Arbeitsplätze abgebaut, um
weitere Einsparungen zu erzielen.

Der Bereich Bahntechnik oder Siemens Mobility befindet sich gerade im
Ausgliederungs- und Fusionsprozess [2] mit dem französischen Konzern
Alstom. Er soll im nächsten Jahr an die Börse gebracht werden.

Vorstandschef Kaeser begründete die neuen Umbaupläne, die Siemens
langfristig in eine Holding verwandeln, mit der Sicherung der Zukunft des
Konzerns. Obwohl damit die Interessen der Eigentümer auf Kosten der
Belegschaft gesichert werden, erhielt er die volle Unterstützung von IG
Metall und Betriebsräten. Die Abstimmung im Aufsichtsrat fiel einstimmig.

Das Handelsblatt kommentierte: "Dass die Abstimmung im Aufsichtsrat
einstimmig fiel, zeigt: Kaeser gelang es, beide Seiten mitzunehmen. Die
Zuspitzung in Richtung Holding gefällt den Investoren. ... Die drei
Bereiche digitales Industriegeschäft, Infrastruktur sowie Kraftwerke und
Gasturbinen bekommen zwar möglichst viel Eigenständigkeit - aber keine
eigene Rechtsform. Es handelt sich also nicht um eine formale Aufspaltung.
So bekam Kaeser die misstrauischen Arbeitnehmervertreter mit ins Boot."

Von Misstrauen ist auf Seiten der Aufsichtsratsmitglieder aus IG Metall und
Betriebsrat nicht viel zu spüren. Für jeden, der bis zwei zählen kann, ist
offensichtlich, dass die Aufteilung in selbständige, operative Unternehmen
der erste Schritt zur Aufspaltung des Konzerns ist. Auf diese Weise wird
verhindert, dass die Gewinne profitabler Unternehmensteile eingesetzt
werden, um vorübergehende Verluste in anderen Bereichen auszugleichen - wie
dies in Großkonzernen früher üblich war. Der Börsenwert profitabler
Bereiche steigt so, während die anderen abgestoßen oder stillgelegt werden.

Trotzdem rechtfertigte Siemens-Aufsichtsrat und IG Metall-Vorstandsmitglied
Jürgen Kerner die Unterstützung der Vorstandspläne mit den Worten: "Für die
Arbeitnehmerseite ist wichtig, dass die Neuaufstellung unter dem Dach der
Siemens AG bleibt."

Die stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende und
Siemens-Gesamtbetriebsratsvorsitzende Birgit Steinborn sagte: "Die neue
Ausrichtung darf nicht dazu führen, dass Marke und Identität von Siemens
als vernetzter Technologiekonzern verloren gehen."

Steinborn sorgt sich nicht um die Arbeitsplätze, sondern um ihr Bankkonto.
Laut einem Bericht von Spiegel Online aus dem vergangenen Jahr
gehört sie zu den zehn bestbezahlten Aufsichtsratsmitgliedern in
Deutschland. Sie erhält allein für ihre Aufsichtsratstätigkeit bei Siemens
463.500 Euro im Jahr.

Siemens-Chef Joe Kaeser argumentiert, er handle mit dem Umbau des Konzerns
in Richtung einer Holding aus einer Position der Stärke. Siemens werde
nicht von Finanzinvestoren vor sich hergetrieben - eine Anspielung auf die
schwierige Situation beim Hauptkonkurrenten General Electrics (GE) und auf
Thyssenkrupp [3], wo nach dem Rücktritt von Vorstandschef Heinrich
Hiesinger und Aufsichtsratschef Ulrich Lehner die Zerschlagung des über
hundert Jahre alten Industriekonzerns durch die Hedgefonds Cevian und
Elliot droht.

Tatsächlich bereitet die jetzt beschlossene Umstrukturierung den
"Heuschrecken" aus der Finanzindustrie den Weg. Auch wenn die drei neu zu
gründenden Industriebereiche zunächst keine eigene Rechtsform erhalten,
bereitet die Umwandlung einem solchen Schritt den Weg. Die weltweit 370.000
Arbeiter und Angestellten von Siemens fürchten deshalb zu Recht um ihre
Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen.

Sie verfügen in dieser Hinsicht über schmerzhafte Erfahrungen. Allein in
den letzten zehn Jahren gab es bei Siemens vier grundlegende
Umbaumaßnahmen, die jedes Mal zur Vernichtung Tausender Arbeitsplätze und
einer Erhöhung der Arbeitsdichte für die verbleibenden Arbeiter und
Angestellten führten.

So endete die Ausgliederung der Siemens-Mobilfunksparte und ihr Verkauf an
das taiwanesische Unternehmen BenQ im Jahr 2005 in der Pleite. BenQ führte
das Unternehmen genau ein Jahr weiter, solange die von der IG Metall
ausgehandelte Arbeitsplatzgarantie galt, und ging dann in die Insolvenz.
Die früheren Siemens-Arbeiter verloren [4] nicht nur ihren Arbeitsplatz,
sondern auch alle vorher erworbenen Ansprüche auf Altersteilzeit und
ähnliche Rechte.

Die Ankündigung der "Vision 2020+" führte zunächst nicht zur erwünschten
Reaktion der Aktienmärkte. Ihnen gehen die Pläne nicht weit genug. Der
Aktienkurs brach um beinahe fünf Prozent ein. Aktienanalysten bringen das
damit in Verbindung, dass keine konkreten Angaben zu Einsparpotentialen und
Arbeitsplatzabbau gemacht wurden. Besonders im Kraftwerksbereich halten
viele Analysten den bisher angekündigten Abbau von etwa 7000 Arbeitsplätzen
nicht für ausreichend.

Die fehlenden Angaben zum Arbeitsplatzabbau und weiteren Einsparungen
bedeuten allerdings nicht, dass es keine entsprechenden Pläne gäbe. So
sollen im Rahmen der "Vision 2020+" Profitabilität und Umsatz in allen
Siemens-Bereichen deutlich gesteigert werden. Angesichts eines
eskalierenden Handelskriegs, von dem Siemens als exportabhängiges, weltweit
operierendes Unternehmen besonders empfindlich betroffen ist, wird diese
Steigerung der Profite auf Kosten der Beschäftigten erfolgen.

IG Metall und Betriebsrat arbeiten bei den Angriffen auf die Arbeiter eng
mit dem Vorstand zusammen. Sie vertreten nicht die Interessen der Arbeiter,
sondern verstehen sich als Teil des Managements und werden dafür mit
Privilegien und hohen Vergütungen belohnt.

Der Siemens Dialog  der IG Metall lobte Kaesers "Vision 2020+"
ausdrücklich. "Wenn Siemens sich neu aufstellt, sollte das vor allem mit
dem Ziel nachhaltiger Stabilität und Wettbewerbsfähigkeit geschehen. Eine
Ausrichtung des Unternehmens auf die operativen Geschäfte ist richtig",
hieß es darin. Wichtig sei es, alle Mitarbeiter mitzunehmen.

Einzige Bedingung der IG Metall: ihre Pfründe und Privilegien müssen
erhalten bleiben. IG Metall und Betriebsräte müssten "als legitime
Vertretung der Beschäftigten in den Prozess und die Gestaltung der
Veränderungen uneingeschränkt" einbezogen und daran beteiligt werden,
fordert der Siemens Dialog.


Anmerkungen

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2018/02/14/siem-f14.html

[2] http://www.wsws.org/de/articles/2017/10/05/siem-o05.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/06/thys-a06.html

[4] http://www.wsws.org/de/articles/2006/12/benq-d13.html
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GLEICHHEIT/6697: Seenotrettung - Tausende demonstrieren gegen rechte Attacken auf Flüchtlingshilfe
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Seenotrettung: Tausende demonstrieren gegen rechte Attacken auf
Flüchtlingshilfe

Von unseren Reportern

7. August 2018



Am Samstag gingen in über 30 Städten in Deutschland, Österreich und der
Schweiz tausende Menschen auf die Straße, um für die Aufnahme von
Flüchtlingen und gegen die Illegalisierung der Seenotrettung sowie die
Abschottung Europas zu protestieren. Zu den zahlreichen lokalen Protesten
hatte das Bündnis "Seebrücke - Schafft sichere Häfen" aufgerufen.

Bereits in den vergangenen Wochen hatte es zahlreiche Demonstrationen in
dutzenden Städten gegeben, deren Teilnehmerzahl oft bei weitem die
Erwartungen der Veranstalter übertraf. In Berlin [1] waren Anfang Juli mehr
als 10.000 Menschen auf die Straße gegangen; in Frankfurt [2] und anderen
Städten hatte es zahlreiche Proteste und Gedenkminuten für ertrunkene
Migranten gegeben.

Auch an diesem Wochenende folgten trotz erdrückender Hitze überall im Land
zahlreiche Menschen den oftmals über Facebook verbreiteten Aufrufen zu den
Demonstrationen und Kundgebungen. In Dortmund versammelten sich etwa 700
Menschen, in Kiel 500 und in Braunschweig etwa 400. In Mainz kamen noch
einmal etwa 500 Menschen zusammen, obwohl hier bereits die zweite Demo
binnen drei Wochen stattfand. Weitere Proteste sind auch in anderen Städten
bis in den September hinein geplant.

Die Demonstrationen zeigen, dass die große Mehrheit der Bevölkerung über
das immer brutalere Vorgehen der europäischen Regierungen gegen Flüchtlinge
auf dem Mittelmeer schockiert ist. Erst am vergangenen Montag [3] hatte ein
italienisches Handelsschiff unter völliger Missachtung internationalen
Rechts mehr als 100 Menschen zurück nach Libyen gebracht. Inzwischen ist
bekannt, dass von allen in Libyen aufbrechenden Migranten nicht einmal
jeder Vierte (24 Prozent) Italien erreicht. 71 Prozent sind nach Libyen
zurückgebracht worden. Die übrigen gelten als vermisst; die allermeisten
von ihnen sind auf dem offenen Meer ertrunken.

Auf einer der größten Demonstrationen in Leipzig sprachen Reporter der WSWS
mit Teilnehmern über die Lage der Geflüchteten und die Rechtsentwicklung in
der herrschenden Klasse. Hier, wo vor allem junge Menschen und Familien den
Aufrufen folgten, versammelten sich nach Angaben der Veranstalter rund 2000
Teilnehmer.

Wir sprachen mit Aziz, der selbst aus dem Nahen Osten geflohen ist. Er
meint, es sei sehr wichtig auf der Demonstration zu sein, da es eine ganze
Menge Menschen gäbe, die den Winter wie auch den Sommer in Griechenland,
der Türkei, in Serbien und in Ungarn an der Grenze verbrächten, im
"Nirgendwo" lebten und feststeckten. Sie würden teilweise einfach im Wald
wohnen. Daher bräuchten sie dringend Hilfe. "Es freut mich sehr, auch von
so vielen Deutschen die Unterstützung für Flüchtlinge zu sehen." Er selbst
ist aus Syrien und kam über die Türkei nach Deutschland. Er half einer
Gruppe von Flüchtlingen, die nur arabisch sprachen und die ohne Möglichkeit
zur Verständigung völlig orientierungslos waren.

Angesprochen darauf, dass die Angriffe auf Flüchtlinge ein internationales
Problem sind, erklärt Aziz: "Dieses Thema hat keine Grenzen!" Es handle
sich nicht um ein lokales Problem, sondern beträfe alle Menschen weltweit:
"Die Flüchtlinge sind ganz normale Leute, haben ein Alltagsleben, gehen
arbeiten, einkaufen und haben eine Familie."

Aziz macht die Interventionen im Nahen Osten und in Afrika verantwortlich
für die Flüchtlingskrise. Dadurch entstünden politische Konflikte und
Kriege. Wenn man die Geschichte über seine Region studiere, sähe man, dass
alle fünf Jahre ein neuer Krieg geführt werde. Diese Kriege würden von
internationalen Waffenkonzernen mit Kriegsgerät unterstützt. Um diese
Konflikte angehen zu können, so Aziz, müssten sich die großen Länder, die
sowieso nur nach Öl und Gas Ausschau hielten, aus diesen Gebieten
fernhalten.

Die Erklärung der Bundesregierung, es gebe "sichere Herkunftsländer", lehnt
Aziz ab. Seiner Meinung nach könne man Flüchtlinge nicht in Kriegsgebiete
zurückschicken. "Es geht überhaupt nicht, dass Flüchtlinge danach
unterschieden werden, wo sie herkommen oder was ihre politische oder
wirtschaftliche Lage ist." Das sei inakzeptabel, erklärt er.

Die WSWS sprach auch mit Nolte Bauer, Crew-Mitglied der Mission LifeLine.
Er erläutert, wie es 2015 zur Gründung dieser Initiative kam: "Die LifeLine
hat sich aus dem Dresden-Balkan-Konvoi entwickelt, der auf der Balkanroute
arbeitete, als es die noch gab." Die Idee, ein Schiff zu kaufen und in der
Seenotrettung aktiv zu werden, sei ihre Reaktion auf die Schließung der
Balkanroute gewesen.

Er berichtet von der schlimmen Situation der Geflüchteten: "Die Flüchtlinge
kommen aus einem Land, Libyen, wo sie von Menschenhändlern, festgehalten
werden. Den ganzen Familien wird alles Geld abgepresst." Ein Bekannter habe
berichtet, wie er von den Banden mit Öl übergossen und fotografiert wurde,
um seine Familie mit seinem Feuertod zu bedrohen und zu erpressen. "Das
wird auch mit Schlägen, mit Messern und Waffen durchgesetzt." Teilweise
irrten die Menschen mehrere Tage auf offener See umher oder hätten bereits
mehrfach eine Überfahrt versucht und seien wieder abgefangen worden.

Die Situation für Flüchtlinge spitzt sich inzwischen stark zu. Nachdem die
Balkanroute geschlossen wurde, hat die EU durch ihren Deal mit der Türkei
auch die Ägäis für Flüchtlinge unpassierbar gemacht. Auch die Route über
Libyen und Italien sei fast schon zu, berichtet Nolte. Er schätzt, dass
sich die Fluchtroute jetzt nach Marokko und Spanien verlagern wird, was
wegen der Strömungen aus dem Atlantik und einem entsprechenden Wellengang
noch gefährlicher sei.

Die Seenotrettung entspräche eigentlich internationalem Recht, nach dem es
die Pflicht eines jeden Schiffes ist, in Seenot geratene Menschen zu
retten. Die Crew der Lifeline habe sich immer an die gesetzlichen
Bestimmungen gehalten und werde nun einseitig von Italien blockiert. Diese
Rechtsentwicklung sei "kein neues Phänomen", so Nolte. "Europa und die
gesamte erste Welt" würden vor allem Afrika seit langem ausbeuten. Es sei
"nur logisch", dass durch die subventionierten Absatzmärkte die Arbeiter
afrikanischer Länder unter Druck gerieten, nichts mehr verdienten und sich
auf den Weg machen müssten, um anderswo zu arbeiten. Bei solchen
Wirtschafts- und Handelspraxen und beim Anfachen und Unterstützen von
Kriegen solle man sich über die große Zahl von Geflüchteten nicht wundern,
meint Nolte.

Angesprochen auf den internationalen Charakter der Angriffe auf
Flüchtlinge, erklärt Nolte, es sei überall so, dass die Kleinen von den
Großen gegen die Kleinsten ausgespielt würden. Es sei nicht in Ordnung,
dass die Elite, die oberen 10%, die Kleinen gegeneinander ausspiele.
"Bisher hat sich die EU immer als Friedensnobelpreisträger und Humanist
ausgegeben und die Mauer, die an der Grenze zu Mexiko gebaut werden soll,
kritisiert. Aber dann schaut man rüber zum Balkan mit seinen ganzen Mauern
und Stacheldraht. Nach innen machen sie das gleiche. Nur nach außen
kritisieren sie es und wollen ihre weiße Weste behalten."

Seine Crew wisse aber auch, dass die Seenotrettung an dem Grundproblem
nichts ändere. Man müsse eine Situation schaffen, wo Menschen sich nicht
mehr gezwungen sähen, in Boote zu steigen und solch gefährliche Überfahrten
zu riskieren. Jeder Einzelne sei gefragt, müsse nun Einfluss auf die
Politik nehmen und an solchen Demonstrationen teilnehmen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/09/flue-j09.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/21/seeb-j02.html

[3] http://www.wsws.org/de/articles/2018/08/04/flue-a04.html
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LICHTBLICK/234: Die Haftentlassung


der lichtblick - Gefangenenzeitung der JVA Berlin-Tegel

Heft Nr. 375 - 2/2018

Die Haftentlassung



Das Muster ist vielmals das Gleiche: Knast, Entlassung, keine
Wohnung, kein Geld, wieder Knast. Die ersten Schritte nach der
Haftentlassung sind somit umso wichtiger. Unterstützung bei der
Umsetzung bekommst du (theoretisch) vom Sozialdienst deiner Anstalt.
Ein Ziel des Vollzuges ist die Vorbereitung der persönlichen und
gesellschaftlichen Wiedereingliederung. Damit die zur Verfügung
stehenden Hilfen angemessen auf den Weg gebracht werden können, ist
die Bereitschaft erforderlich, die Hilfemöglichkeiten anzunehmen und
rechtzeitig vorzubereiten. Durch diese Informationen sollte jeder
ermutigt werden, sich den eigenen Schwierigkeiten zu stellen. Wenn du
in die angebliche Freiheit entlassen wirst, beginnt für dich ein neues
Leben.


Entlassungsvorbereitung

Beginne frühzeitig deine Entlassung vorzubereiten. Du solltest nicht
mit einem blauen Sack entlassen werden. Sofern du lockerungsgeeignet
bist, können Entlassungsvorbereitungen im Rahmen von Ausgängen oder
Urlauben erfolgen. Bevor du einen entsprechenden Ausgang beantragst,
vereinbare mit der jeweils aufzusuchenden Behörde oder Einrichtung
einen Termin. In Berlin wartet man schon mal bis zu drei Monaten auf
einen Termin bei einer Behörde. Ein Anspruch auf Vollzugslockerungen
zur Wahrnehmungen von Terminen im Rahmen der Entlassungsvorbereitung
besteht nicht. Bei nicht-lockerungsgeeigneten Inhaftierten sind viele
Beratungsstellen bereit, dich in der Haft aufzusuchen, um bereits vor
der Haftentlassung einen persönlichen Kontakt herzustellen.


Vollzugshelfer

Suche dir über eine soziale Stelle einen Vollzugshelfer. Dieser kann
dich während der Haftzeit besuchen. Er unterstützt dich während der
Haft und bei der Entlassung. Er stellt den Kontakt zur Familie her und
kann dir bei behördlichen Gängen zur Seite stehen. Gerade vor der
Haftentlassung kann er eine große Hilfe darstellen.


Zusätzliche Hilfen für Familien

Bei der Bewältigung von Probleme sollten deine Angehörigen den Rat bei
freien Trägern suchen. Hier helfen z. B. Caritas, Diakonisches Werk,
AWO etc. Der Sozialdienst der Anstalt verfügt über Adressen und
Ansprechpartner externer Beratungsstellen, an die sich deine
Angehörigen in diesen Fällen wenden können. Zum Beispiel wenn die Frau
schwanger ist, dann ist es möglich, eine Erstausstattung für das
neugeborene Kind zu erhalten, wenn du über keine finanziellen Mittel
verfügst.


Ausländische Inhaftierte

Bei ausländischen Inhaftierten ist die Klärung der
ausländerrechtlichen Situation erforderlich, damit eine vollzugliche
Perspektive entwickelt werden kann. Sofern eine zeitnahe Rückführung
in das Heimatland vorgesehen ist, solltest du dich frühzeitig mit der
Ausländerbehörde in Verbindung setzen. Liegt eine vollziehbare
Ordnungsverfügung der zuständigen Ausländerbehörde vor, kann die
Staatsanwaltschaft nach den Vorgaben des Paragraph 456 a StPO von der
weiteren Strafvollstreckung absehen, so dass ggf. eine frühzeitige
Abschiebung erfolgen kann.


Welche Papiere benötigst du nach der Haftentlassung?

Personalausweis

Sofern du keine gültigen Ausweispapiere hast, beantrage einen neuen
Ausweis. Dies sollte spätestens 6 Monate vor der voraussichtlichen
Haftentlassung geschehen. In der JVA Tegel stellst du dazu einen
Antrag an das Bürgeramt. Diese kommt in die Anstalt und fertigt das
Dokument aus. (Gebühr 28,80 Euro). Solltest du kein biometrisches
Passfoto (12,-Euro) haben, so kannst du das über den Fotograf der
Anstalt beantragen.

Meldebestätigung

Deine Heimatgemeinde kann dich von Amts wegen abmelden. Zur Vermeidung
von Schwierigkeiten ist es daher erforderlich, frühzeitig zu erfahren,
ob du bei deiner vorherigen Meldeadresse auch aktuell noch gemeldet
bist. Eine Ausstellung einer neuen Meldebescheinigung kostet
ca. 10 Euro.

Lohnsteuerkarte

Im Jahr 2011 wurde die Papier-Lohnsteuerkarte abgeschafft. Wenn du ein
neues Arbeitsverhältnis beginnen willst, dann musst du nur dein
Geburtsdatum und deine steuerliche Identifikationsnummer angeben. Die
Anfrage stellst du per Internet beim Bundeszentralamt für Steuern
(www.bzst.de), evtl. auch bei deinem zuständigen Einwohnermeldeamt.

Geburtsurkunde

Eine Geburtsurkunde erhält man vom Standesamt des Geburtsortes.
Hierfür müssen neben dem Namen und dem Geburtsdatum auch die Namen der
Eltern angegeben werden.

Sozialversicherungsausweis

Die Rentenversicherung stellt bei Vergabe einer Versicherungsnummer
und bei einer Namensänderung für Beschäftigte von Amts wegen einen
Sozialversicherungsausweis aus. Bei Verlust ist ein neuer bei der
Rentenversicherung oder der zuständigen Krankenkasse zu beantragen.
Der Sozialversicherungsausweis wird zum Beispiel bei jeder
Beschäftigung zum Nachweis der vergebenen Versicherungsnummer oder
wenn eine Sozialleistung beantragt wird, benötigt.


Krankenversicherung

Mindestens vier Wochen vor Haftentlassung solltest du deine
Krankenkasse anschreiben, dass du aus der Haft entlassen wirst. Damit
du nach der Haft krankenversichert bist. Eine Bestätigung kannst du
dann dem neuen Arbeitgeber oder dem Arbeitsamt vorlegen. Während der
Inhaftierung unterliegst du nicht der Versicherungspflicht in der
Kranken- und Rentenversicherung. Die Zeit der Inhaftierung ist auch
keine Ersatz- oder Ausfallzeit in der Kranken- und Rentenversicherung.
Beiträge zur Kranken- und Rentenversicherung werden durch den Vollzug
nicht abgeführt. Die ärztliche Versorgung ist durch die Justiz
sichergestellt.


Schulden

Wenn du viele Schulden hast, ist es ratsam bereits vor der Entlassung
einen Termin mit dem Schuldnerberater auszumachen. Schulden sollten
dein Leben nach dem Knast nicht bestimmen.


Hilfe bei der Beschaffung von Wohnraum/Betreutes Wohnen

Sofern du nach der Entlassung deinen Wohnraum nicht aus eigenen
Mitteln finanzieren kannst, nehme mit der zuständigen Kommune Kontakt
auf. Dort erhältst du Informationen über die mögliche Wohnungsgröße
und die Höhe der Mietkosten, die übernommen werden. Es besteht die
Möglichkeit, in einer Einrichtung des betreuten Wohnen aufgenommen zu
werden. Die Einrichtungen unterstützen durch spezialisierte
Hilfsangebote bei der Wiedereingliederung. Eine Kontaktaufnahme sollte
möglichst frühzeitig erfolgen, da die Wohneinrichtungen nur über
begrenzte Aufnahmemöglichkeiten verfügen. Weitere Hilfen für die
Beschaffung von angemessenem Wohnraum kannst du bei kommunalen Stellen
oder Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege (Freie Hilfe, Diakonie,
Caritasverband) etc. bekommen.


Führungsaufsicht

Ist geplant, das du nach der Haftentlassung der Bewährungshilfe
unterstellt wirst, oder tritt nach deiner Entlassung Führungsaufsicht
ein, solltest du bereits während der Haft frühzeitig Kontakt
aufnehmen. Kläre den Hilfebedarf und treffe Vereinbarungen für eine
zukünftige Zusammenarbeit. Die Bewährungshilfe und die
Führungsaufsicht haben in erster Linie die Aufgabe, dich bei der
Wiedereingliederung zu unterstützen und zu begleiten.


Entlassungszeitpunkt

Die Anstalt wirft dich an deinem Entlassungstag meist vormittags aus
dem Gefängnis. Wenn dein Entlassungstag auf einen Samstag oder Sonntag
fällt, dann kannst du am vorherigen Werktag entlassen werden.


Bei der Entlassung

Wenn du entlassen wirst, wird dir eine Erklärung zur Unterschrift
vorgelegt, in der du in meist sehr allgemeiner Form bestätigen sollst,
dass du gesund bist und keine Schadenersatzansprüche an den Knast
hast. Diese brauchst du nicht zu unterzeichnen, solltest du auch
grundsätzlich nicht. Sie müssen dich auf jeden Fall herauslassen.
Verlange einen Nachweis deiner im Knast geleisteten Arbeit. An der
Kasse bekommst du dein restliches Haus- und Eigengeld. Zuletzt
bekommst du einen Entlassungsschein, auf den du gut aufpassen
solltest.


Agentur für Arbeit /Sozialamt /Jobcenter

Sofern du nach der Haftentlassung über keine Arbeitsstelle verfügst
und nicht bereits vor der Entlassung entsprechende Anträge gestellt
hast, geht der erste Weg zur Agentur für Arbeit. Du stellst einen
Antrag auf Arbeitslosengeld oder Sozialgeld, um so den Lebensunterhalt
zu sichern. Eine verspätete Antragstellung kann als Verstoß gegen
deine Mitwirkungspflicht gewertet werden und zu Leistungskürzungen
führen. Auch wenn du Arbeit in Aussicht hast, stehen dir oder deiner
Familie möglicherweise begleitend finanzielle Unterstützungen
(Eingliederungshilfen, Kindergeldzuschlag, Wohngeld o.ä.) zu. Folgende
Papiere sind dazu wichtig: Arbeitsbescheinigung vom Knast,
Personalausweis oder Reisepass, Sozialversicherungsausweis,
Haftentlassungsschein und Meldebescheinigung, wenn vorhanden.


Fazit

Nicht alles im Leben wird einfach laufen. Das Leben besteht
darin, aus Problemen Lösungen zu schaffen. Lasse dich
nicht entmutigen auf deinem Weg in die Freiheit.

Redaktion
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REPORTAGE/512: WDR - Gerd Ruge wird 90. Lange Nacht im WDR Fernsehen, 9.8.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Gerd Ruge wird 90 - Lange Nacht im WDR Fernsehen

Donnerstag, 9. August 2018, 23.25 - 04.10 Uhr, WDR Fernsehen



Anlässlich des 90. Geburtstages von Gerd Ruge sendet das WDR Fernsehen
am 9. August ab 23.25 Uhr bis in die frühen Morgenstunden des 10.
August 2018 sieben Reportagen und Dokumentationen des langjährigen
Auslandskorrespondenten. Besonders mit seinen profunden und präzisen
Berichten und Analysen aus der damaligen Sowjetunion und später aus
Russland hat sich der dreifache Grimme-Preisträger einen Namen
gemacht. 1956 ging der gebürtige Hamburger als erster ständiger
Korrespondent für die ARD nach Moskau, wo er 1993 mit 65 seine
WDR-Laufbahn als Studioleiter beendete.

Ruge, am 9. August 1928 geboren, war Zeitzeuge vieler dramatischer
Weltereignisse. So berichtete er zum Beispiel über die Ermordung des
amerikanischen Bürgerrechtlers Martin Luther King und über das
Attentat, das kurz darauf US-Senator Robert Kennedy im
Präsidentschaftswahlkampf das Leben kostete. Viel Mut und
journalistisches Können bewies er, als er die plötzlich ausbrechende
Tet-Offensive der Vietkong in Saigon schilderte. Bewegend und
hochinformativ waren seine Berichte und Live-Schalten während des
Putsch-Versuches gegen Gorbatschow im Jahr 1991.

Nicht weniger fesselnd waren seine Reisereportagen, mit denen er dem
deutschen Fernsehpublikum ferne Länder näher brachte. Die Reihe "Gerd
Ruge unterwegs" begeisterte mit starken Bildern und Geschichten u.a.
aus Afghanistan, China und Sibirien ein Millionenpublikum.
Bundespräsident Joachim Gauck zeichnete Gerd Ruge im Jahr 2014 mit dem
Großen Verdienstkreuz aus.


"Die lange Gerd Ruge Nacht" im Überblick:

1. Auf den Spuren von Gerd Ruge (2003)

Porträt des langjährigen WDR-Korrespondenten, Moderators und
Redakteurs Gerd Ruge anlässlich dessen 75. Geburtstag.

Reportage-Ausschnitte: Adenauer in Moskau 1955; Pasternak 1990;
Kennedy-Mord 1968; Ermordung Martin Luther King und Rassenunruhen;
Kreml-Flieger Mathias Rust 1987; Putschversuch in Moskau 1991.

(Erstsendedatum: 09.08.2003, Länge 33'39)

2. Weiße Macht und schwarze Massen (1966)

Amerikas heißer Sommer - Hintergrundbericht zu den Rassenproblemen in
den großen Städten Amerikas. Radikalisierung eines wachsenden Teils
der Farbigen; Politische Aktionen von Martin Luther King zur
Gleichstellung; Sozialprogramme zur Eingliederung von Schwarzen ins
Erwerbsleben und zur Schaffung von Freizeitangeboten in
Problemvierteln.

(Erstsendedatum: 15.09.1966, Länge 43'58)

3. Abenteuer Kaukasus (1997)

Reisetagebuch von Gerd Ruge auf einer Fußwanderung durch das
Kaukasusgebirge, zum Teil mit Wjatscheslaw Artjomow, einem
sowjetischen Komponisten. Wanderung durch das Naturschutzgebiet
Teberda, Geschichte dieser von Moslems bewohnten Bergdörfer, der
Lebensweise der Menschen, ihrer Hilfsbereitschaft und Freundlichkeit,
sowie der harten Arbeit der Wildhüter und Schafhirten in den
Bergen.

(Erstsendedatum: 29.12.1997, Länge 28'41)

4. Gerd Ruge unterwegs in Sibirien: Steile Felsen, schrille Disco und
ein Dichter in den Blaubeeren (1989)

Zweiter Teil einer Dokumentarreihe zu Reiseeindrücken des langjährigen
Rußland-Korrespondenten Gerd Ruge durch Sibirien zum Thema
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Umbruch nach Ende der
Sowjetunion, anhand zahlreicher persönlicher Begegnungen. Besuch in
Batagai nördlich des Polarkreises, in Werchojansk und Hauptstadt
Jakutsk, Flußfahrt auf der Lena. Lebensstandard und Lebensumstände der
Bewohner Sibiriens, z.T. geprägt durch Zwang zur Selbstversorgung;
Rückbesinnung der eingeborenen Jakuten auf eigene Kultur nach Ende der
kommunistischen Vorherrschaft, Selbstverwaltungsanspruch; Wünsche und
Studienziele der Jugend.

(Erstsendedatum: 28.08.1989, Länge 43'38)

5. Gerd Ruge unterwegs in Georgien: Kühe im Tee, Brot aus dem Ölfass
und ein Land voll starker Typen (1999)

Porträt der georgischen Landschaft zwischen Kaukasus und Schwarzem
Meer. Eindrücke einer Reise von Gerd Ruge durch Georgien. 

Beobachtungen der Lebensbedingungen der Georgier und Flüchtlinge in
Städten und auf dem Land sowie der wirtschaftlichen Entwicklung in
Georgien vor dem Hintergrund der idyllischen Berglandschaften.

(Erstsendedatum: 27.12.1999, Länge 43'41)

6. Gerd Ruge unterwegs: Die Route des Bären (1993)

Besuch auf der russischen Insel Sachalin, der Tschuktschen-Halbinsel
und der zu Alaska gehörenden St. Lawrence Insel. Anzeichen
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandels in der
nachkommunistischen Zeit in den Bereichen privater Handel und
Wohlstand, Fischerei und Landwirtschaft, Bergbau, Religionsausübung,
anhand zahlreicher persönlicher Begegnungen, auch mit der Minderheit
der Koreaner und Eskimos.

(Erstsendedatum: 03.09.1993, Länge 43'05)

7. Gerd Ruge unterwegs in Afghanistan: Rübensuppe und Eiskrem,
Kommandanten und Betteljungs, ein Radler im Minenfeld und die Tränen
des Heimkehrers (2003)

Erster Teil des dreiteiligen Reiseberichts von einer Reise des ehem.
ARD-Korrespondenten Gerd Ruge durch Afghanistan. Seine persönlichen
Eindrücke vom Wiederaufbau und der allmählichen Normalisierung des
Alltags in den Provinzen und der Hauptstadt Kabul; zahlreiche
einfühlsame Begegnungen und Gespräche mit der Bevölkerung.

(Erstsendedatum: 14.04.2003, Länge 43'34)

Redaktion: Carolin Imlau
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FEATURE/1073: Deutschlandfunk Kultur - Medikamente für Kinder, 9.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wohl dosiertes Risiko?

Medikamente für Kinder

Von Stephanie Kowalewski

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 9. August 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Der Stoffwechsel von Neugeborenen, Kleinkindern und Jugendlichen
arbeitet unterschiedlich und anders als bei Erwachsenen. Je nach Alter
wirken manche Wirkstoffe deutlich stärker oder auch schwächer. Doch
die meisten Arzneien werden nur an und für Erwachsene getestet und
zugelassen. Kindern werden sie dennoch verabreicht, weil es keine
Alternativen gibt. Ärzte gehen dabei ein großes Risiko ein, denn sie
wissen nicht genau, wie viel Arznei dem Kind nutzt oder eben schadet.
Dennoch sind Studien für Kindermedikamente nach wie vor die große
Ausnahme.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 31. Juli 2018
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MUSIK/2657: Deutschlandfunk - Der Organist und Dirigent Simon Preston, 9.8.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Universalist britischer Schule

Der Organist und Dirigent Simon Preston (*1938)

Von Bernd Heyder

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 9. August 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Simon Preston gilt als einer der größten Organisten unserer Zeit. Der
Musikabsolvent des berühmten King's College Cambridge hat sich im
Laufe seiner jahrzehntelangen Karriere aber nicht nur an der Königin
der Instrumente profiliert, sondern auch als engagierter Leiter der
traditionsreichen Kathedralchöre an der Londoner Westminster Abbey und
in Oxford. Prestons eigene Kompositionen für die Orgel ergaben sich da
fast von selbst, und ebenso die Vokal- und Tasten-Arrangements, die er
zu bekannten Chorälen und populären Orchesterwerken vorgelegt hat. Von
der frühen englischen Orgelmusik bis zur Chorsymphonik der klassischen
Moderne reicht seine umfangreiche Diskografie, aus der die Sendung zu
seinem 80. Geburtstag einige Glanzlichter vorstellt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 31. Juli 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2656: WDR 4 - Filmstars, die Musik machen, 9.8.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Filmstars, die Musik machen

Moderation: Manfred Behrens

WDR 4 Soundtrack

Donnerstag, 09.08.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



"Soundtrack" widmet sich den musikalischen Qualitäten bekannter
Filmstars und bietet Überraschendes und Erstaunliches.

Wer kennt Bands wie "Thunderbox", "The Boxmasters", "Dogstar", "Modern
West" oder das "No Smoking Orchestra"?

Ihnen allen gemein ist, dass ein bekannter Filmstar Mitglied oder gar
Frontmann ist. Bei den "Boxmasters" greift Billy Bob Thornton zum
Mikrofon, bei "Dogstar" ist es Keanu Reeves, bei "Modern West" Kevin
Costner.

Johnny Depp macht Musik mit seiner Gruppe "P", Ryan Gosling spielt in
einer Band namens "Dead Man's bones". Die Stars machen das sicherlich
nicht, um Geld zu verdienen, sondern spaßeshalber.

Und noch andere Filmstars singen, auch wenn sie nicht mit einer Band
auftreten: Scarlett Johansson, Matt Damon, Kevin Spacey, Robert Downey
Jr. - selbst Clint Eastwood hat früher Cowboyballaden ins Mikrofon
gehaucht.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 2. August 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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DER FILM/394: Borken - IDEALE Kurzfilmfestival am 31.8. und 1.9.2018


66 aus 127: IDEALE Kurzfilmfestival in Borken

Das IDEALE Kurzfilmfestival schlägt mit über 120 Filmeinsendungen die
Erwartungen der Veranstalter / Am 31. August und 1. September



Kreis Borken. Am Wochenende 31. August und 1. September 2018 ist es
wieder soweit - das IDEALE Kurzfilmfestival zeigt in Borken Kurzfilme,
die Schulklassen aus der Region, Laien und Profis zum Motto "Mein
idealer Tag" gedreht und eingereicht haben. Die Resonanz war sehr
groß: Mit 127 Filmbeiträgen, die in der Zeit von Mitte November 2017
bis Ende Mai 2018 im kult eingegangen sind, haben die Veranstalter -
das kult Westmünsterland und das FARB (Forum Altes Rathaus Borken) -
nicht gerechnet. Im Auftaktjahr des Festivals 2016 waren es knapp über
90 Kurzfilme, die es zu beurteilen gab.

Nicht jeder der 127 Beiträge kann nun einen Sendeplatz im
Festivalprogramm finden - eine Vorjury aus Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des kult und des FARB sowie mit Dr. Nikolaus Schneider
von der VHS Ahaus sichtete über zwei Tage alle Einsendungen und
achtete dabei insbesondere auf die Umsetzung des Mottos und auch auf
die Einhaltung der Regularien: Filme, die eine Länge von 15 Minuten
überschreiten, konnten leider nicht berücksichtigt werden. Das traf
auf sieben Einsendungen zu. "Die Vorjury hat es sich nicht leicht
gemacht, da alle jungen Filmemacher sehr engagiert und ambitioniert an
das Thema herangegangen sind", berichtet kult-Leiterin Corinna
Endlich. "Es gibt filmische Experimente, kluge Gruppenarbeiten,
visuell sehr reizvolle Profibeiträge und inhaltsstarke
Einzelarbeiten."

66 Kurzfilme haben es nun in das Programm geschafft. Diese stellen
sich am IDEALE-Wochenende dem Wettbewerb und der Beurteilung durch
eine Profijury, der zum Beispiel auch ein Vertreter der Filmwerkstatt
Münster angehört, die bereits festivalerprobt ist.

"Wir waren überrascht über den starken Aktualitätsbezug, den ein
Großteil der Filme aufweist - der ideale Tag hat für viele junge
Menschen mit ihnen persönlich zu tun, gerade aber auch mit politischen
Situationen in der Welt", unterstreicht Corinna Endlich den Eindruck
der Jury. Die Filmemacherinnen und Filmemacher sind zwischen 18 und 34
Jahre alt. "Damit erfüllen wir unseren Bildungsauftrag, ein
Kulturangebot zu schaffen, mit dem die junge Generation sich
auseinandersetzt", betont Anne Büning vom FARB.

Das Kurzfilmfestival ist eine Kooperation zwischen dem kult
Westmünsterland und dem FARB - Forum Altes Rathaus Borken. Erneut
werden die Filme in Borken ausgestrahlt. Da sich das FARB noch in der
Umbauphase befindet, dient das Forum auf Zeit in der Wilbecke als
Kino-Location. Als weitere Partner konnten erneut das Kinocenter
Borken sowie die Filmwerkstatt Münster gewonnen werden. Das Programm
beginnt am Freitag, 31. August, um 18 Uhr, am Samstag, 1. September,
um 13 Uhr. Der Eintritt ist frei. Nähere Informationen zum Programm
gibt es unter www.ideale-kurzfilmfestival.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. August 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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ALTERNATIVMEDIZIN/251: Osteopathie durch eigenes Berufsgesetz regeln - Physiotherapie stärken (VOD)


Verband der Osteopathen Deutschland - 3. August 2018

Berufsverbände VOD und BVO zur Fachkräfteengpass-Analyse

Osteopathie durch eigenes Berufsgesetz regeln - Physiotherapie stärken



"Die Fachkräfteengpass-Analyse hat den Handlungsbedarf offengelegt, um
die Physiotherapie zukunftsfest zu machen. Wir können die Kritik und
die damit verbundenen Forderungen unserer Kollegen aus der
Physiotherapie sehr gut nachvollziehen. Eine zukunftssichere
Physiotherapie, bei der Physiotherapeuten von ihrem Verdienst auch
leben können, ist elementar wichtig für die Versorgungssicherheit im
deutschen Gesundheitssystem", kommentieren die Vorsitzenden der beiden
größten deutschen Osteopathieverbände, Prof. Marina Fuhrmann (VOD
e.V.) und Georg Schöner (BVO e.V.) die jüngst veröffentlichte
Fachkräfteengpass-Analyse der Agentur für Arbeit.

In dieser wird für den Beruf des Physiotherapeuten ein deutlicher
Fachkräftemangel attestiert. Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Mangel
sogar deutlich verschärft. So kann eine freie Stelle inzwischen im
Durchschnitt 157 Tage lang nicht besetzt werden. Auf 100 freie Stellen
in der Physiotherapie kommen nur 31 arbeitssuchend gemeldete
Physiotherapeuten.

"Wir Osteopathen sehen diese Entwicklung mit Sorge, zumal es in der
guten interdisziplinären Zusammenarbeit zunehmend schwieriger wird,
Patienten an Physiotherapeuten zu vermitteln, die noch Kapazitäten
haben", bestätigen Marina Fuhrmann und Georg Schöner die Situation aus
eigenem Erleben. Vor diesem Hintergrund seien die Forderungen nach
einer Stärkung der Physiotherapie absolut berechtigt.

Aufgrund der Situation der Physiotherapie sehe man sich auch in der
Forderung nach einer berufsgesetzlichen Regelung der Osteopathie
bestätigt.

"Der Osteopath gehört als Osteopath gesetzlich geregelt. Diese
Forderung, die im Übrigen auch 80 Prozent aller Osteopathiepatienten
laut einer neuen Forsa-Umfrage als sehr wichtig oder wichtig ansehen,
gewinnt durch die Fachkräfteengpass-Analyse an Gewicht",
unterstreichen Marina Fuhrmann und Georg Schöner.

Frühere Überlegungen, die Osteopathie in die Physiotherapieausbildung
zu integrieren, müssten sich nunmehr auch für die größten Verfechter
überholt haben.

"Ganz unabhängig davon, dass Osteopathie und Physiotherapie zwei
unterschiedliche und in der Ausbildung sehr anspruchsvolle Disziplinen
sind, die sich nicht vermischen lassen, muss inzwischen jedem klar
werden, dass eine Integration der Osteopathie in die Physiotherapie
ein Irrweg wäre.

Weder gibt es die Physiotherapeuten in der ausreichenden Anzahl, noch
sollte man die dringend notwendige Verbesserung der Personalsituation
in der Physiotherapie dadurch gefährden, dass ausgebildete
Physiotherapeuten stattdessen als Osteopathen arbeiten wollen und
somit als Physiotherapeuten mit ihren Kernkompetenzen in der täglichen
ambulanten oder stationären Versorgung verloren gehen. Das wäre ein
Eigentor. Der einzig richtige Weg kann daher nur sein, den
Handlungsbedarf in der Physiotherapie im Sinne der Physiotherapie
anzupacken und die längst überfällige berufsgesetzliche Regelung der
Osteopathie gesondert umzusetzen", fordern Marina Fuhrmann und Georg
Schöner.


Hintergrund:

Osteopathie ist eine eigenständige Form der Medizin, die dem Erkennen
und Behandeln von Funktionsstörungen dient. Die osteopathische
Diagnose und Behandlung erfolgt ausschließlich mit den Händen. Der
Patient wird in seiner Gesamtheit betrachtet. Osteopathie ist bei
vielen Krankheiten sinnvoll und behandelt vorbeugend.

Der VOD wurde 1994 in Wiesbaden gegründet und hat mehr als 4300
Mitglieder. Der älteste und mitgliederstärkste Berufsverband
Deutschlands verfolgt im Wesentlichen folgende Ziele: Die Etablierung
des eigenständigen Berufs des Osteopathen auf qualitativ höchstem
Niveau, sachliche und neutrale Aufklärung über Osteopathie und
Qualitätssicherung im Interesse der Patienten. Darüber hinaus
vermittelt der VOD hoch qualifizierte Osteopathen.

 * 

Quelle:

Verband der Osteopathen Deutschland e.V.

Pressemitteilung vom 3. August 2018

Untere Albrechtstraße 15, 65185 Wiesbaden

Telefon: 0 611 / 5808975 - 0

E-Mail: info@osteopathie.de

Internet: www.osteopathie.de
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NEUROLOGIE/971: Extreme Sommerhitze macht Multiple Sklerose-Erkrankten zu schaffen (idw)


Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 03.08.2018

Extreme Sommerhitze macht Multiple Sklerose-Erkrankten zu schaffen



Wenn im Sommer die Temperaturen steigen, haben besonders die Multiple
Sklerose-Erkrankten mit einer Verschlechterung ihrer Beschwerden zu
kämpfen: sie fühlen sich schlapper, müder und benommener bzw. klagen über
eine Verstärkung ihrer Sehstörungen oder eine Verschlechterung ihrer
motorischen Fähigkeiten. Darauf weisen die Experten aus dem Multiple
Sklerose Zentrum am Zentrum für klinische Neurowissenschaften am
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus hin.

"Das hängt mit den Folgen der Multiplen Sklerose als entzündliche
Erkrankung des Gehirns und des Rückenmarks zusammen", sagt Prof. Dr. Tjalf
Ziemssen, Direktor am Multiple Sklerose Zentrum. "Dort bilden sich nach
Abheilen der aufgetretenen Entzündungsherde Narben im Bereich der
Nervenfasern, die bei Erhöhung der Körpertemperatur schlechter die
Informationen weiterleiten können und somit zum Wiederauftreten von
Beschwerden führen können." Daher reagiert der MS-Patient auf Hitze mit
einer deutlichen Verstärkung schon vorhandener Beschwerden, dies ist aber
kein Krankheitsschub im eigentlichen Sinne, sondern ein sogenannter
Pseudoschub, der auch als Uhthoff-Phänomen beschrieben ist.

Als Uhthoff-Phänomen wird die vorübergehende Verschlechterung von
MS-Beschwerden bei einer Erhöhung der Körpertemperatur zum Beispiel bei
Fieber oder erhöhter Umgebungstemperatur bezeichnet. Betroffen sind mehr
als 80 Prozent der an MS-Erkrankten. Als Ursache wird eine
temperaturbedingte Verschlechterung der Leitfähigkeit geschädigter
Nervenfasern im Gehirn und Rückenmark angenommen. Das Phänomen wurde
erstmals vom deutschen Augenarzt Wilhelm Uhthoff (1853-1927) beschrieben.
Die Prophylaxe besteht in der Vermeidung erheblicher körperlicher
Anstrengung sowie in der Vermeidung von Umständen, die die
Körpertemperatur erhöhen. Die Beschwerden können auch durch das Tragen von
Kühlkleidung, wie Kühlwesten, Kühlhauben und Kühlstrümpfen begrenzt
werden. Die Alternative ist dann die einfache Schüssel mit kaltem Wasser,
in die Füße und Arme getaucht werden können. Wichtig ist auch für
MS-Patienten, dass sie möglichst viel trinken, um einem Flüssigkeitsverlust
vorzubeugen, der zusätzlich die Beschwerden verschlimmern kann. Am besten
geeignet ist hierzu Wasser.

Das MS-Zentrum am Uniklinikum Dresden, das zu den größten universitären
ambulanten Versorgungszentren in Deutschland zählt und im Focusranking der
MS Zentren bundesweit seit vielen Jahren stets Spitzenplätze einnimmt, hat
sich speziell der Hitzeempfindlichkeit der MS-Patienten angenommen. Sowohl
das Infusionszentrum als auch Wartezimmer und Anmeldung sind seit diesem
Jahr klimatisiert, so dass die Patienten in angenehmer Atmosphäre bei
Temperaturen von 20 Grad auf ihre Behandlung warten bzw. diese im Zentrum
bekommen können. Gerade der ganzheitliche Ansatz, der auch solche
hitzebedingten Beschwerden einschließt, ist dem Team des MS-Zentrums
Dresden um Prof. Tjalf Ziemssen besonders wichtig.

"Leider gibt es im Bereich der Multiplen Sklerose immer noch viele Mythen
und Gerüchte, die den Patienten einschränken", sagt Prof. Tjalf Ziemssen.
"So wird zum Beispiel berichtet, dass MS-Patienten aufgrund der
Hitzeempfindlichkeit nicht in die Sauna gehen können." Dies ist als
allgemeiner Grundsatz nicht richtig, viele Patienten profitieren von der
Sauna. Bezüglich der Hitzeempfindlichkeit ist es interessant, dass es vor
mehreren Jahrzehnten den sogenannten Heißbadtest gab. Dieser sollte dazu
dienen, die Krankheit bei fraglichen MS-Patienten festzustellen. Dieser
Test wird aufgrund von schweren Nebenwirkungen seit mehreren Jahrzehnten
nicht mehr durchgeführt. "Man sieht daran, wie wichtig es ist, bei
Diagnostik und Therapie uptodate zu sein", sagt er.

Dafür finden am MS-Zentrum Dresden regelmäßige Patientenakademien statt.
Dabei werden aktuelle Forschungsergebnisse und neue Entwicklungen in der
Therapie vorgestellt sowie Antworten auf aktuelle Fragen und Probleme, wie
die Leiden unter der aktuellen Hitzewelle, gegeben. Die nächste Akademie
findet am 7. August 2018, 17 Uhr, im Hörsaal des MTZ, Fiedlerstraße 42,
statt. Themen sind unter anderem neue Therapiemöglichkeiten bei Multipler
Sklerose. "Zum Glück gibt es jetzt für die schubförmige, aber auch für die
progrediente Multiple Sklerose mehr und mehr therapeutische Möglichkeiten,
die aber individuell für den einzelnen Patienten ausgewählt werden
müssen", sagt Prof. Tjalf Ziemssen. Er referiert aus seiner breiten
Erfahrung und gibt einen Ausblick in die MS-Therapie der Zukunft.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://msz.uniklinikum-dresden.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1564

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 03.08.2018

WWW: http://idw-online.de
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DIAGNOSTIK/576: Literweise trinken - Neuer Test ermittelt Ursache von krankhaft gestörtem Flüssigkeitshaushalt (idw)


Universität Leipzig - 02.08.2018

Literweise trinken: Neuer Test ermittelt Ursache von krankhaft gestörtem Flüssigkeitshaushalt



Patienten mit Polydipsie und Polyurie trinken viel und scheiden viel
Flüssigkeit aus. Bis zu 20 Liter Flüssigkeit setzen sie am Tag um - und
das beeinträchtigt sie akut im alltäglichen Leben. Wissenschaftler der
Leipziger Universitätsmedizin haben nun zusammen mit Kollegen der
Universitäten Basel und Würzburg ein neues Diagnoseverfahren entwickelt,
das erstmals zuverlässig auch die Ursache der Erkrankung bestimmt. So kann
die Therapie optimal auf den Patienten abgestimmt werden. Diese Ergebnisse
haben die Forscher jetzt im Fachjournal New England Journal of Medicine
veröffentlicht. Das neue Testverfahren wird in der Leipziger
Universitätsmedizin sogar schon angewendet.

Die Nieren reinigen und filtern unser Blut. Pro Tag säubern sie rund 300
Mal die etwa sechs Liter Blut im Körper: Wichtige Substanzen wie Eiweiße
oder Mineralien bleiben im Blut, Stoffwechselabfallprodukte hingegen
filtert das Organ heraus und scheidet sie über den Urin aus. Aus circa 180
Litern, die täglich gefiltert werden, gelangen nur zwei bis drei Liter
konzentriert in die Harnblase - der Rest bleibt dem Körper erhalten.
Möglich machen das verschiedene Hormone, unter anderem das Antidiuretische
Hormon (Arginin Vasopressin Peptid, AVP), das im Hypothalamus im
Zwischenhirn gebildet und von der Neurohypophyse ins Blut ausgeschüttet
wird. Es sorgt in der Niere dafür, dass der Körper so wenig Wasser wie
möglich verliert. Dieses Zusammenspiel gerät bei zu hohen Trinkmengen
jedoch aus dem Takt: Wer konstant Flüssigkeit im Übermaß konsumiert,
beeinträchtigt die Harnbildungsfunktion der Nieren - sie können die
Flüssigkeitsmengen nicht mehr zurückhalten.

Patienten im Alltag erheblich eingeschränkt

Genau das ist bei Patienten mit Polyurie, einer krankhaft erhöhten
Urinausscheidung, und Polydipsie, einem krankhaft gesteigertem
Durstempfinden, der Fall. Viele leiden auch an Diabetes insipidus, dem
griechischen Begriff für "Wasserruhr" und zu unterscheiden vom Diabetes
mellitus, bei dem ein süßlicher Urin ausgeschieden wird. Diese Krankheit
vereint beide Symptome. "Die Patienten haben einen Flüssigkeitsumsatz von
bis zu 20 Litern am Tag. Sie sind in ihrem Alltag sehr eingeschränkt,
können das Haus ohne reichlich Wasservorrat kaum verlassen. Besonders
gefährlich wird es nach einem Unfall, wenn den Ärzten die Diagnose nicht
bekannt ist. Dann geraten die Betroffenen schnell in ein
Flüssigkeitsdefizit und entwickeln neurologische Komplikationen, an denen
sie auch versterben können. Diese Komplikationen erleben wir in Unkenntnis
tatsächlich nicht so selten", sagt Dr. Wiebke Fenske, Studienleiterin und
Leiterin der Nachwuchsforschergruppe "Neuroendokrine Mechanismen" des IFB
AdipositasErkrankungen.

Drei Hauptursachen bedingen gestörten Flüssigkeitshaushalt

Polyurie und Polydipsie können verschiedene Ursachen haben: Häufig leiden
Patienten an einem angeborenen oder erworbenen Hormonmangel, oder die
Nieren sprechen auf das Hormon nur ungenügend an. Krankhaft gesteigertes
Durstempfinden kann man sich auch antrainieren: Die häufigste Ursache sei
tatsächlich das fehlerlernte Trinkverhalten, so Fenske. Wobei dies auch
psychische Ursachen haben oder medikamentös bedingt sein kann. Bei der
Diagnose der Krankheit ist es wichtig, das primäre Krankheitsbild zu
identifizieren: Trinkt der Patient viel, weil er zu viel Urin ausscheidet
und so einem Flüssigkeitsdefizit vorbeugt? Oder trinkt er zu viel, weil
sein Durstempfinden gestört ist? "Wenn wir die Betroffenen in Unkenntnis
der eigentlichen Ursache falsch medikamentös behandeln, kann das für die
Patienten schwerwiegende Komplikationen bedeuten", sagt Dr. Wiebke Fenske.

Einfacher, sicherer, günstiger: Neues Testverfahren in zehnjähriger Forschungsarbeit entwickelt

Bislang haben Mediziner die Krankheit durch einen indirekten Durst-Versuch
diagnostiziert. Der ist für die Patienten sehr quälend, da sie einen Tag
lang gar nichts trinken dürfen. Der Test erlaubt zudem leider oftmals nur
wenig Rückschlüsse auf die Ursache des gestörten Flüssigkeitshaushalts.
Das von Wiebke Fenske und Kollegen erarbeitete Diagnoseverfahren bietet
erstmals genau das: Die Ergebnisse des Tests zeigen, ob das Hormon AVP vom
Gehirn nicht mehr ausreichend gebildet wird, in der Niere nicht mehr
angemessen wirkt oder ob eine Störung des Durstempfindens den Beschwerden
zugrunde liegt. "Somit können wir die Patienten nun zielgerichtet
therapieren und umgehen mögliche krankheitsbedingte Wechselwirkungen mit
dem Testverfahren und Komplikationen durch Fehlbehandlung", erklärt
Fenske. In zehnjähriger Forschungsarbeit haben die Forscher das
Diagnoseverfahren entwickelt. In einer großen, internationalen Studie
konnten sie nun zeigen, dass das neue Verfahren in bis zu 96,5 Prozent der
Fälle die richtige Ursache erkennt und damit sehr viel zuverlässiger ist
als der indirekte Durst-Versuch. Zudem ist das Verfahren kostengünstiger,
schneller und wird von den Patienten besser akzeptiert. Sie bekommen eine
Infusion, gefolgt von einer Blutentnahme nach etwa einer Stunde. Die Ärzte
bestimmen darin einen Biomarker, das Copeptin, der Aufschluss über die
körpereigene Bildung und Funktionalität des Hormons AVP gibt. Das neue
Testverfahren wird nun Diagnosestandard bei Patienten mit
Polyurie-Polydipsie-Syndrom. In der Leipziger Universitätsmedizin wird es bereits
angewendet.


Originalpublikation:

"A Copeptin-Based Approach in the Diagnosis of Diabetes Insipidus", 

DOI: 10.1056/NEJMoa1803760.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig - 02.08.2018
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DIAGNOSTIK/575: Harmlos oder Hormonstörung? Neuer Test erlaubt schnelle Diagnose bei literweisem Trinken (idw)


Universität Basel - 01.08.2018

Harmlos oder Hormonstörung? Neuer Test erlaubt schnelle Diagnose bei literweisem Trinken



Eine übermässige Flüssigkeitsaufnahme kann eine medizinisch unbedenkliche
Gewohnheit darstellen, aber auch auf eine seltene Hormonstörung hinweisen.
Ein neues Verfahren ermöglicht nun eine schnelle und zuverlässige
Diagnose. Das berichten Forschende der Universität und des
Universitätsspitals Basel im «New England Journal of Medicine».

Eine Trinkmenge von über drei Litern pro Tag mit entsprechend vermehrter
Urinausscheidung gilt als zu viel. Dieses literweise Trinken -
«Polydipsie-Polyurie-Syndrom» genannt - ist meistens mit der Zeit durch
Gewohnheit entstanden oder eine Begleiterscheinung einer psychischen
Krankheit.

Hormonmangel als Ursache

In seltenen Fällen kann aber auch ein Diabetes insipidus vorliegen. Bei
dieser Krankheit fehlt in der Hirnanhangdrüse das Hormon Vasopressin,
welches in unserem Körper den Wasser- und Salzgehalt reguliert. Die
Patienten können den Urin nicht konzentrieren, verlieren deshalb grosse
Mengen an Flüssigkeit und müssen entsprechend viel trinken, um nicht
auszutrocknen.

Die Unterscheidung zwischen einer «harmlosen», auch primär genannten
Polydipsie und einem Diabetes insipidus ist äusserst wichtig, da sich die
Therapie grundsätzlich unterscheidet. Ein Diabetes inipidus muss mit dem
Hormon Vasopressin behandelt werden, während Patienten mit der primären
Polydipsie verhaltenstherapeutisch begleitet werden mit dem Ziel, die
Trinkmenge zu reduzieren. Eine falsche Therapie kann lebensbedrohliche
Folgen haben, da eine Therapie mit Vasopressin ohne Indikation zu einer
Wasservergiftung führen kann.

Bluttest statt Durstversuch

Bisher erfolgte die Unterscheidung mittels eines «Durstversuchs», bei dem
der Patient während 16 Stunden keine Flüssigkeit zu sich nehmen durfte und
die Ärzte die Konzentration des Urins interpretierten. Dieser Test war
aber oft irreführend und führte nur in etwa der Hälfte aller Fälle zu
einer klaren und richtigen Diagnose. Zudem ist ein 16-stündiges Dursten
für die Patienten äusserst unangenehm und belastend.

Eine Studie mit rund 150 Patienten an 11 Kliniken verglich nun den
herkömmlichen Durstversuch mit einer neuen diagnostischen Methode. Diese
besteht aus einer zweistündige Infusion mit einer hypertonen Salzlösung;
anschliessend wird im Blut der Patienten die Konzentration des Biomarkers
Copeptin gemessen, welches den Gehalt des Hormons Vasopressin im Blut
widerspiegelt.

Verbesserte Diagnose und Therapie

Diese Methode hat eine viel höhere diagnostische Treffsicherheit: 97
Prozent aller Patienten konnten damit richtig diagnostiziert und schnell
entsprechend behandelt werden. Der neue Test steht für die klinische
Praxis ab sofort zur Verfügung.

Die Studie von Dr. Julie Refardt vom Universitätsspital Basel (USB) und
Dr. Wiebke Fenske von der Universität Leipzig wurde im «New England
Journal of Medicine» veröffentlicht. Sie entstand unter der Leitung von
Prof. Dr. Mirjam Christ-Crain, Leiterin des Departements Klinische
Forschung der Universität Basel und des USB.


Originalpublikation:

Wiebke Fenske, Julie Refardt, Irina Chifu, Ingeborg Schnyder, Bettina
Winzeler, Juliana Drummond, Antônio Ribeiro-Oliveira Jr, Tilman Drescher,
Stefan Bilz, Deborah R. Vogt, Uwe Malzahn, Matthias Kroiss, Emanuel
Christ, Christoph Henzen, Stefan Fischli, Anke Tönjes, Beat Mueller,
Jochen Schopohl, Jörg Flitsch, Georg Brabant, Martin Fassnacht, and Mirjam
Christ-Crain

A Copeptin-Based Approach in the Diagnosis of Diabetes Insipidus
The New England Journal of Medicine (2018), 

doi: 10.1056/NEJMoa1803760

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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FORSCHUNG/3886: Wie faltet sich das menschliche Gehirn? (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik - 02.08.2018

Wie faltet sich das menschliche Gehirn?

Dresdner Forscher finden molekularen Mechanismus der menschlichen Hirnfaltung



Im Laufe der Evolution hat sich das menschliche Gehirn immer mehr
vergrößert, insbesondere in dem als Neokortex bezeichneten Teil der
Großhirnrinde. Dieser Teil des Gehirns ist für höhere kognitive Funktionen
wie Sprache oder Denken zuständig. Damit eine solche Vergrößerung
überhaupt möglich ist, faltet sich das Gehirn während der fötalen
Entwicklung. Diese Faltung ermöglicht es erst, den vergrößerten Neokortex
in dem beengten Schädelraum unterzubringen. Dabei ist die richtige Anzahl
und Position der Faltungen während der Entwicklung entscheidend dafür,
dass das Gehirn richtig funktionieren kann. Wenn bei diesem
Faltungsprozess Fehler unterlaufen, wie es bei einer Entwicklungsstörung
namens Lissenzephalie ("glattes Gehirn") der Fall ist, kann dies zu
kognitiven Funktionsstörungen führen. Bisher wussten Forscher allerdings
nur sehr wenig darüber, welche Moleküle die Faltung des menschlichen
Gehirns auf welche Art und Weise beeinflussen. Wissenschaftler am
Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG) in
Dresden haben nun, in Zusammenarbeit mit Kollegen vom Leibniz-Institut für
Polymerforschung Dresden e. V. (IPF) und am Universitätsklinikum Carl
Gustav Carus Dresden (UKD), einen neuartigen Mechanismus identifiziert,
der für die Faltung des menschlichen Neokortex essenziell ist und von der
extrazellulären Matrix aus gesteuert wird. Die Forscher veröffentlichten
ihre Ergebnisse in der Fachzeitschrift Neuron.

Vom Neokortex aus werden viele der höheren kognitiven Funktionen
gesteuert, die charakteristisch für den Menschen sind, wie unsere Sprache
oder die Fähigkeit zu lernen. Dieser Teil des Gehirns hat sich während der
menschlichen Evolution stark vergrößert. Ein wesentlicher Aspekt dieser
Vergrößerung ist die Faltung der Hirnrindenoberfläche. Daher ist es
wichtig, besser zu verstehen, wie sich das menschliche Gehirn faltet. Um
dies zu erforschen, untersuchten Wissenschaftler des MPI-CBG in
Zusammenarbeit mit Kollegen des IPF und des UKD eine mögliche Rolle der
extrazellulären Matrix bei der Hirnfaltung. Die extrazelluläre Matrix ist
ein dreidimensionales makromolekulares Netzwerk außerhalb der Zellen und
wurde in vergangenen Studien bereits mit der Vergrößerung des Neokortex in
Verbindung gebracht. Die Forscher konzentrierten sich dabei auf drei
Proteine in der extrazellulären Matrix: Hyaluronan und Proteoglycan Link
Protein 1 (HAPLN1), Lumican und Kollagen I. Dr. Katherine Long, die
Erstautorin der Studie, erklärt: "Als wir diese drei Proteine zu
Gewebekulturen von fötalem menschlichen Neokortex hinzufügten, begann sich
die kortikale Oberfläche zu falten! Diese Faltung war mit einem lokalen
Anstieg an Hyaluronsäure verbunden, die sich als wesentlich für die
Faltung erwies." Weitere Experimente zeigten: Wenn Hyaluronsäure im
Hirngewebe reduziert wurde, wurde die Wirkung der drei Proteine auf den
Faltungsprozess blockiert und die Faltung entweder gestoppt oder sogar
rückgängig gemacht.

Prof. Wieland Huttner, der die Studie leitete, fasst zusammen: "Unsere
Forschungsergebnisse sind ein bisher fehlendes Bindeglied zwischen
früheren genetischen und biophysikalischen Studien. Wir haben damit ein
neues Modellsystem zur Untersuchung der Faltung des menschlichen Neokortex
entwickelt. Dieses System gibt auch Aufschluss über Störungen der
menschlichen Gehirnentwicklung."


Das Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG)

ist eines von 84 Instituten der Max-Planck-Gesellschaft, einer
unabhängigen gemeinnützigen Organisation in Deutschland. 500 Menschen aus
50 Ländern aus den verschiedensten Disziplinen arbeiten am MPI-CBG und
lassen sich von ihrem Forscherdrang antreiben, um die Frage zu klären: Wie
organisieren sich Zellen zu Geweben?


Originalpublikation:

Katherine R. Long, Ben Newland, Marta Florio, Nereo Kalebic, Barbara
Langen, Anna Kolterer, Pauline Wimberger, Wieland B. Huttner:

"Extracellular Matrix Components HAPLN1, Lumican, and Collagen I Cause
Hyaluronic Acid-Dependent Folding of the Developing Human Neocortex."

Neuron, 02. August, 2018.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2232
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DEPRESSION/186: Studie - Hilfe zur Selbsthilfe ... Therapie von Depression im Internet (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 03.08.2018

Hilfe zur Selbsthilfe: Therapie von Depression im Internet

FAU-Forscher untersuchen Wirksamkeit von Online-Therapien und finden substantielle Effekte



Internetbasierte psychologische Interventionen sind ein sinnvolles Format
zur Behandlung von Depressionen in der Allgemeinbevölkerung, selbst für
Betroffene mit schweren Symptomen. Das haben Psychologen um Dr. David
Ebert, Lehrstuhl Klinische Psychologie und Psychotherapie, an der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) mit Hilfe einer
Metastudie herausgefunden, für die sie 24 klinische Studien mit 4889
Patienten ausgewertet haben. Ihre Ergebnisse haben sie in dem Journal
"Clinical Psychology Review" veröffentlicht*.

Offene Fragen

Die Online-Behandlung von psychischen Erkrankungen begegnet häufig
Vorbehalten. Besonders Betroffene, die an schweren Symptomen leiden,
sollen dafür nicht geeignet sein. Sie seien zu eingeschränkt, um das
Internet nutzen zu können. In Großbritannien etwa, wo internetbasierte
Psychotherapie bereits Teil der Gesundheitsversorgung ist, wird dieser
Ansatz bisher nur für Patienten mit milden bis mittelschweren Symptomen
der Depression empfohlen.

Sind diese Verfahren wirklich nicht wirksam bei Patienten mit schwerer
Depression? Und haben solche Therapien einen Effekt, der klinisch
bedeutsam ist? Welche Patientengruppen profitieren von der Vorgehensweise,
welche Patienten sollten ausgeschlossen und klassisch - durch
Psychotherapie vor Ort oder Medikamente - behandelt werden? Dr. David
Ebert und Kollegen gehen diesen offenen Fragen nach.

Metastudie soll Klarheit bringen

Dazu haben sie eine Metastudie durchgeführt. Dabei haben die Psychologen
alle verfügbaren Datensätze von klinischen Studien zur Internettherapie
bei Depression von den Wissenschaftlern gesammelt und zusammen analysiert.
Diese Methode macht es möglich, herauszufinden, welche Patientengruppen
mehr oder weniger profitieren, und welche Faktoren die Wirkung einer
Therapie beeinflussen. Hierzu beschränkten sich die Autoren auf
internetbasierte Interventionen, bei denen Patienten durch Therapeuten
oder Coaches online bei der Behandlung unterstützt wurden.

Die Ergebnisse der Studie sind eindeutig: Internettherapien können in der
Tat zu klinisch bedeutsamen Veränderungen bei Depressionspatienten führen.
Die Wahrscheinlichkeit, dass depressive Symptome sich verbessern, ist bei
Inanspruchnahme von internetbasierter Therapie mehr als doppelt so hoch
als in Kontrollgruppen. Die Effekte sind vergleichbar mit jenen
klassischeren Therapieformaten wie Psychotherapie oder antidepressiver
Medikation.

Internettherapie auch für schwere Depression

Es gab keine Patientengruppe, die nicht von der Internetbehandlung
profitierte. Auch ältere Betroffene, solche mit geringer Bildung oder auch
Patienten mit sehr schwerer Depression wiesen substantielle Verbesserungen
auf. Man muss sie also nicht grundsätzlich von der Behandlung
ausschließen, lautet das Fazit der Metastudie von Ebert.

Dennoch müssen diese Ergebnisse im Kontext gesehen werden: Die
untersuchten Betroffenen haben sich aktiv für die Behandlung durch das
Internet entschieden. Das hat zur Folge, dass sich diese Befunde nicht
unbedingt auf jeden Patienten mit Depression übertragen lassen. Sind
Patienten aber interessiert und einer Behandlung durch das Internet
aufgeschlossen, können Online-Behandlungen äußerst wirksam sein.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.cpr.2018.06.007

"Do guided internet-based interventions result in clinically relevant
changes for patients with depression? An individual participant data
meta-analysis" in: Clinical Psychology Review, Volume 63, July 2018, Pages
80-92.
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HERZ/1083: Ohnmacht immer ärztlich abklären lassen (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V. / Deutsche Stiftung für Herzforschung - 03.08.2018

Ohnmacht immer ärztlich abklären lassen

- Hinter Bewusstlosigkeit können Herzprobleme stecken

- Checkliste der Herzstiftung hilft bei der Klärung der Ursache



Eine kurze Bewusstlosigkeit kann harmlos oder lebensbedrohlich sein, je
nach zugrunde liegender Ursache. Bei bestehenden Herzerkrankungen ist das
Risiko für einen plötzlichen Herztod deutlich erhöht. Kurze
Ohnmachtsanfälle oder Stürze mit unklarer Ursache sollten daher in jedem
Fall vom Arzt abgeklärt werden. "Unbedingt erwähnen sollten Sie bei der
Abklärung zum Beispiel, ob Sie kurz vor der Bewusstlosigkeit Hinweise auf
Herzrhythmusstörungen gespürt haben", sagt Prof. Dr. med. Wolfgang von
Scheidt, Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat der Herzstiftung und
Kardiologe am Klinikum Augsburg. Diese können sich etwa durch
Herzstolpern, Herzklopfen, Herzrasen oder auch einen deutlich langsameren
Puls bemerkbar machen. Ausführliche Informationen zum Thema finden Sie
auch online unter 

https://www.herzstiftung.de/ohnmacht-was-tun.html

Eine "Checkliste Ohnmacht" zur Zusammenstellung der Informationen für den
Arztbesuch bietet die Herzstiftung kostenfrei per Telefon unter 

069/955 12 84 00 oder per E-Mail unter 

bestellung@herzstiftung.de an.

Bewusstlosigkeit lässt sich manchmal verhindern

Leider tritt die Ohnmacht infolge von Herzrhythmusstörungen jedoch zumeist
plötzlich und ohne Vorboten auf. In den Fällen einer harmlosen
Reflexursache gehen der Bewusstlosigkeit häufig Vorwarnzeichen wie
Schwindel, Benommenheit oder ein Schwächegefühl voraus. Teilen Sie dies
Ihrem Arzt unbedingt mit. Er kann Ihnen einen einfachen Handgriff zeigen,
wie sich eine Ohnmacht und damit auch ein Sturz in diesen Fällen meistens
verhindern lässt.

Diese Informationen braucht Ihr Arzt

Informationen zum Ablauf der Ohnmachtsattacke liefern dem Arzt wichtige
Anhaltspunkte für eine mögliche Ursache. Ein wichtiger Hinweis für den
Kardiologen ist beispielsweise die Angabe, ob die Bewusstlosigkeit unter
körperlicher Anstrengung aufgetreten ist, etwa beim Treppensteigen oder
Sporttreiben. Auch psychische Aufregung oder sexuelle Aktivitäten im
Vorfeld der Ohnmacht sollten Sie dem Arzt mitteilen. Eine weitere wichtige
Information ist die Einnahme Ihrer Medikamente. Nicht selten lösen zu hoch
dosierte Blutdruckmedikamente Schwindel oder kurze Bewusstlosigkeit aus.
Angaben zu Vorerkrankungen sowie zur Dauer sowie zum Ablauf der
Bewusstlosigkeit helfen dem Arzt ebenfalls bei der Suche nach der
Diagnose.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herzstiftung.de/ohnmacht-was-tun.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66250

Ohnmacht immer ärztlich abklären lassen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825
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INFEKTION/1749: Wie Parasiten Leberkrebs erzeugen (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 02.08.2018

Wie Parasiten Leberkrebs erzeugen

Schistosomiasis-Infektionen: Interdisziplinäres Gießener Forscherteam
identifiziert Signalwege für die Karziogenese



Die Schistosomiasis (Bilharziose) ist nach Malaria weltweit die häufigste
parasitäre Infektionskrankheit. Etwa 200 Millionen Menschen überwiegend in
tropischen und subtropischen Regionen sind infiziert; in Deutschland
betrifft die Erkrankung vor allem Einwanderer und Reiserückkehrer. Die
Schistosomen (Pärchenegel) leben in den Blutgefäßen ihrer Wirte und legen
dort ihre Eier ab. Diese werden in verschiedene Organe verschleppt und
führen vor allem in Leber, Milz und Darm zu schwerwiegenden Entzündungen,
die tödlich verlaufen können. Klinische Daten haben zudem gezeigt, dass
Schistosomiasis auch die Bildung von Leberkrebs fördern kann.
Arbeitsgruppen des Schwerpunkts Gastroenterologie an der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) unter der Leitung von Prof. Dr. Elke Roeb und des
Instituts für Parasitologie der JLU (Prof. Dr. Christoph Grevelding) haben
erforscht, wie der Parasit Schistosoma mansoni krebsbildende Faktoren in
der Leber aktiviert. Ihre Ergebnisse haben sie in der renommierten
Zeitschrift "Hepatology" veröffentlicht.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler untersuchten mit Schistosoma
mansoni infiziertes Lebergewebe. Dabei stellten sie fest, dass aus den
Schistosomeneiern lösliche Faktoren freigesetzt werden, sogenannte IPSE.
Diese induzieren die Aktivierung von krebsauslösenden Faktoren und stören
zudem die DNA-Reparatur. Hepatozelluläre Onkogene wie c-Jun und STAT3 sind
wichtige Regulatoren der Entwicklung und Progression von Leberkrebs - sie
werden durch die aus den Schistosomeneiern freigesetzten löslichen
Faktoren permanent aktiviert. "Die Identifizierung dieses Signalwegs kann
die Grundlage für neue Strategien zur Verhinderung der Karzinogenese durch
Schistosomiasis bilden", so Prof. Dr. Elke Roeb.


Originalpublikation:

Martin Roderfeld, Sevinc Padem, Jakob Lichtenberger, Thomas Quack, Ralf
Weiskirchen, Thomas Longerich, Gabriele Schramm, Yuri Churin, Karuna
Irungbam, Annette Tschuschner
Anita Windhorst, Christoph G. Grevelding, Elke Roeb: 

Schistosoma mansoni egg secreted antigens activate HCC-associated
transcription factors c-Jun and STAT3 in hamster and human hepatocytes. Hepatology, online

veröffentlicht am 27. Juli 2018

DOI: 10.1002/hep.30192
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MELDUNG/164: Forschung - Wie Krebszellen Winterschlaf halten (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 02.08.2018

Wie Krebszellen Winterschlaf halten

Bundesweites Schwerpunktprogramm erforscht Entstehung von Knochenmetastasen



In den kommenden sechs Jahren arbeiten Wissenschaftler aus ganz
Deutschland eng zusammen, um Knochenmetastasen nach einer vorherigen
Brust- oder Prostatakrebserkrankung frühzeitig zu erkennen und deren
Entstehung zu verhindern. Insgesamt 7,8 Millionen Euro stehen für das vom
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden aus koordinierte,
bundesweite DFG-Schwerpunktprogramm 2084 "µBONE - Kolonisierung und
Interaktionen von Tumorzellen innerhalb der Knochenmikroumgebung" in den
kommenden drei Jahren zur Verfügung. Das Universitätsklinikum Erlangen der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) ist mit einem
Projekt beteiligt.

Jede achte Frau sowie jeder achte Mann erkrankt im Laufe des Lebens an
Brust- beziehungsweise Prostatakrebs. Diese beiden Karzinome sind bei den
beiden Geschlechtern somit die am häufigsten auftretenden Krebsarten. "Es
ist leider oft klinischer Alltag, dass wir Patientinnen mit Brustkrebs und
Patienten mit Prostatakrebs sehen, deren Tumorerkrankung bereits vor
mehreren Jahren besiegt schien, bei denen die Krankheit aber in Form von
Knochenmetastasen zurückkehrt", sagt Prof. Dr. Lorenz Hofbauer,
Altersmediziner und Knochenspezialist am Universitätsklinikum Carl Gustav
Carus Dresden und Koordinator des µBONE-Konsortiums. Die Folge sind
Knochenbrüche, starke Schmerzen und eine Einschränkung der Lebensqualität.
"Gerade das Mammakarzinom und das Prostatakarzinom neigen bei
fortgeschrittener Erkrankung in bis zu 80 Prozent der Fälle zur Ansiedlung
in den Knochen." Die Krebszellen halten im menschlichen Knochenmark über
Jahre eine Art "Winterschlaf" und zerstören nach dem Erwachen den Knochen
relativ rasch. Die Forscher wollen die Prozesse verstehen, die zu dieser
Entwicklung führen.

"Die genauen Mechanismen und die einzelnen Entwicklungsschritte der
Knochen- und Tumorzellen auf dem Weg zur klinisch erkennbaren
Knochenmetastase sind unzureichend erforscht, stellen aber eine
Grundvoraussetzung für eine frühzeitige Diagnose sowie eine verbesserte
Prävention und Therapie dar", sagen die beteiligten Erlanger Forscher
Prof. Dr. Aline Bozec von der Medizinischen Klinik 3 - Rheumatologie und
Immunologie (Direktor: Prof. Dr. Georg Schett) und Prof. Dr. Tobias
Bäuerle vom Radiologischen Institut (Direktor: Prof. Dr. Michael Uder) des
Uni-Klinikums Erlangen. Ziel ist es, die Entstehung von Knochenmetastasen
besser zu verstehen. Prof. Bozec und Prof. Bäuerle sind im
µBONE-Konsortium mit dem Projekt "Die Rolle von Adipozyten in der
Tumor-Mikroumgebung des Knochens" vertreten.

Schwerpunktprogramm 2084 der Deutschen Forschungsgemeinschaft

Im Rahmen des Schwerpunktprogramms sollen Schlüsselmechanismen der
Knochenbesiedlung durch Tumoren und die nachgeschaltete Kommunikation
zwischen den Zellen aufgeklärt werden. Dieses Wissen soll dazu dienen,
bessere Strategien zur Behandlung von Knochenmetastasen zu entwickeln. Die
Erlanger Wissenschaftler der Radiologie und der Medizin 3 arbeiten mit
Kollegen aus Dresden, Hamburg, Heidelberg, Lübeck, Würzburg, Berlin,
Regensburg, Frankfurt am Main und Münster zusammen.

Weitere Informationen zum Schwerpunktprogramm:

www.dfg.de/gefoerderte_projekte/programme_und_projekte/listen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18
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NACHLESE/013: 50 Jahre später ... Jimi Hendrix - Electric Ladyland (SB)


Giant pencil and lip-stick tube shaped things
Continue to rain and cause screaming pain
And the arctic stains
From silver blue to bloody red

The Jimi Hendrix Experience - 1983... (A Merman I Should Turn To Be)



Was im Sommer 1967 in zahlreichen Aufständen hervorbrach und im Juli in Detroit
zu 43 Todesopfern führte, die meist dem Schußwaffeneinsatz der Polizei und
Nationalgarde geschuldet waren, ist in den strukturellen Gewaltverhältnissen der
US-Gesellschaft bis heute präsent. Die rassistische Diskriminierung ethnischer
Minderheiten drückt sich in verschiedenen Formen sozialer und ökonomischer
Benachteiligung wie der massiven Repression des US-Knastsystems aus. Im
Unterschied zu den 1960er Jahren könnten die Aussichten insbesondere der
schwarzen Bevölkerung kaum schlechter sein. Die Hoffnung, ein schwarzer
Präsident im Weißen Haus, das bezeichnenderweise zu einem Gutteil von
afroamerikanischen Sklaven errichtet wurde, werde deren Nachfahren substantielle
Verbesserungen bescheren, haben sich nicht nur zerschlagen. Mit Donald Trump
führt ein Mann die politischen Geschäfte Washingtons, der von den reaktionärsten
und damit auch rassistischsten Segmenten der US-Bevölkerung in sein Amt gehievt
wurde.

Am 4. April 1968 mußte die schwarze Bürgerrechtsbewegung mit der Ermordung
Martin Luther Kings einen weiteren Tiefschlag hinnehmen, der mit landesweiten
Riots seiner verzweifelten AnhängerInnen beantwortet wurde. Nur kurz zuvor hatte
er die Poor People's Campaign initiiert, die sich auf fundamentale Weise gegen
"Rassismus, Armut, Militarismus und Materialismus", so der begnadete Prediger
King, richtete. 50 Jahre später wird mit einer Neuauflage der Bewegung [1]
versucht, an den damals brutal unterbrochenen Versuch anzuknüpfen, den Millionen
sozial verelendeten Menschen in den USA Gesicht und Stimme zu geben, um
politisch auf eine Weise wirksam zu werden, die der weiße Repressionsapparat
bislang stets mit allen erlaubten und unerlaubten Mitteln zu torpedieren
verstand.

Jimi Hendrix blieb als schwarzer Künstler trotz seines großen Erfolges, der ihn
Mitte der 1960er Jahre aus aller materiellen Bedrängnis herauskatapultierte,
nicht davon verschont, von Weißen beleidigt und verfolgt zu werden. Zugleich war
er als eine Art musikalisches Vorbild der Hippiebewegung weit entfernt von den
Kämpfen, die schwarze Menschen in den USA tagtäglich auszufechten hatten. Als
Innovator der elektrischen Gitarre und wesentlicher Vertreter eines zwischen
Blues und Psychedelik angesiedelten Rocksounds war er praktisch immun gegen
Anwürfe, die seine Hautfarbe zum Gegenstand hatten. Die Geschichte seines
Erfolges, in den USA von dem ehemaligen Animals-Bassisten Chas Chandler entdeckt
und unter Vertrag genommen zu werden, um von London aus Europa zu erobern, auf
dem Monterey Pop Festival im Juni 1967 einen legendären Auftritt hinzulegen und
zum heißesten Bühnenact der ohnehin künstlerisch hochexplosiven Jahre 1967 und
1968 in den USA zu werden, vermittelte den Eindruck eines kosmopolitischen
Aufbruches, in dem ethnisch-nationale Unterschiede überwunden zu sein
schienen.

Die aus Bassist Noel Redding, Schlagzeuger Mitch Mitchell und ihm bestehende
Jimi Hendrix Experience hatte 1967 mit Are You Experienced und Axis: Bold As Love
innerhalb eines halben Jahres zwei Alben veröffentlicht, die heute auf den
Ewigkeitslisten der Popgeschichte vordere Plätze einnehmen. Sie dokumentieren eine
konsequente Entwicklung von der Form des Blues und Rock 'n' Roll, die auf
dem Debütalbum dominierten, zu jazzigen und psychedelischen Einflüssen, die das
technisch deutlich weiterenwickelte Folgealbum bis heute zu einem akustischen
Erlebnis machen. Damals hatte Hendrix die Frage eines britischen Journalisten nach
dem Charakter ihrer Musik damit beantwortet, daß sie nicht gerne in irgendeine
Schublade gesteckt werden. Wenn partout ein Etikett drangehängt werden solle,
dann würde er die Musik als "Free Feeling", eine Mischung aus Rock, Freak-out,
Rave und Blues bezeichnen.

Das umschreibt die tatsächlich äußerst vielfältige Mischung gut, wie das dritte
und letzte Album der Experience zeigt. Electric Ladyland wurde, wenn alle darin
veröffentlichten Stücke und Tonspuren berücksichtigt werden, von Juli 1967 bis
August 1968 in London und New York City aufgenommen. Zwischen den Aufnahmen war
die Band immer wieder auf Tour, was eine besonders dynamische bis angespannte
Atmosphäre im Studio erzeugte. Insbesondere die Sessions in den Record Plant
Studios in New York City sollen, so beschwerte sich später Chas Chandler,
regelrechte Partys gewesen sein, weil sich stets zahlreiche Menschen einfanden,
die mit Hendrix befreundet waren oder einfach nur zuhören wollten. Dabei war der
Gitarrist bekannt für seinen Perfektionismus, der dazu führte, daß einzelne
Tracks bis zur Erschöpfung immer wieder eingespielt werden mußten.

Zugleich sind auf Electric Ladyland neben der Experience, die erste
Auflösungserscheinungen zeigte, Musiker wie der Jefferson Airplane-Bassist Jack
Casady und gleich drei Musiker der britischen Band Traffic, Dave Mason, Steve
Winwood und Chris Wood, vertreten. Electric Ladyland war zugleich Höhepunkt und
Ende der Zusammenarbeit mit den beiden britischen Musikern, die Hendrix
kongenial ergänzten und künftig von schwarzen Bandmitgliedern wie insbesondere
Drummer Buddy Miles und Bassist Billy Cox ersetzt werden sollten. Wie sich das
musikalisch auswirkte, zeigten die zwei am meisten von Jazz und Funk
beeinflußten Tracks "Rainy Day, Dream Away" und "Still Raining, Still Dreaming",
die mit Buddy Miles am Schlagzeug eingespielt wurden.

Das Doppelalbum, das viele für den künstlerischen Höhepunkt der nur vier Jahre
währenden Karriere des Ausnahmemusikers Hendrix halten, ist durchaus an die
sozialen und politischen Umstände seiner Zeit gebunden. So setzt sich "House
Burning Down" mit dem aus Hendrix' Sicht beklagenswerten Umstand auseinander,
daß in den Riots, die in den schwarzen Ghettos entbrannten, auch Häuser
schwarzer Familien angezündet und zerstört wurden. Das über 13minütige Epos
"1983... (A Merman I Should Turn to Be)" beschreibt eine mit Krieg und Chaos
überzogene Welt, der zu entkommen ein Dasein unter Wasser gewählt wird. Wie in
vielen anderen Stücken schafft Hendrix eine utopische, von seiner Science
Fiction-Lektüre geprägte Welt, in der sich ein besseres Leben als unter den
Umständen seiner Zeit führen läßt. Heute, da auch das Meer zum Schauplatz
menschengemachter Zerstörung wird, taugen bestenfalls Ausflüge ins All zur
Verwirklichung eines Eskapismus, der die Probleme nicht bewältigt, sondern
lediglich verschiebt.

Doch da ist immer noch der Blues, dem Hendrix mit dem 15minütigen "Voodoo Chile"
und der fünfminütigen Wiederkehr des Themas am Ende des Albums ein Denkmal
gesetzt hat, das bis heute aus den vielen ebenfalls sehr überzeugenden
Intonationen des von Rock und Jazz beeinflußten Blues der damaligen Zeit
herausragt. Die überbordende Lebensfreude und zupackende Energie seines
Gitarrenspiels, der in heulenden, stets genau kontrollierten Rückkoppelungen
artikulierte Schmerz und die vielen wohlüberlegt eingesetzten Verfremdungen
seiner analogen Effektgeräte sind Ausdruck einer künstlerischen Wirksamkeit, die
die sozialen Umständen seiner Zeit auch dadurch repräsentiert, daß sie überhaupt
in Erscheinung treten und nicht im Vorwege kulturindustriell verhindert wurde.
Free Feeling - um diese Freiheit war zu kämpfen, und daran hat sich bis heute
nichts geändert, nur daß die Voraussetzungen dafür nicht leichter, sondern
aufgrund der Vielzahl seitdem gescheiterter Versuche schwieriger geworden sind.

Es war der Aufbruch inmitten eines Krieges, der für diejenigen Menschen, die zur
falschen Zeit am falschen Ort waren, niemals aufgehört hat. Eine Idealisierung
der Epoche, der Hendrix seine ganz persönliche Signatur aufdrückte, kann in der
Kontinuität damals künstlerisch aufgegriffener Widersprüche nur in die Irre
einer Flucht führen, dergegenüber die von Hendrix ersonnenen Ausflüge ins All
und unter die Meeresoberfläche von geradezu aussichtsreicher Naivität waren.
"All Along The Watchtower" - die auf Electric Ladyland präsentierte Version des
von Bob Dylan ein halbes Jahr zuvor auf dem Album John Wesley Harding
veröffentlichten Songs gilt auch diesem als überzeugendste Version seines
dutzendfach gecoverten Meisterwerks. Das Leben für einen Scherz zu halten, damit
muß sich niemand aufhalten, heißt es dort in Anspielung auf einen
Schicksalsglauben, dessen bestimmende Kraft nicht erst aus heutiger Sicht
entschieden zurückzuweisen ist.


Fußnote:

[1] https://www.jungewelt.de/artikel/336704.bekämpft-die-armut-nicht-die-armen.html
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FESTIVAL/796: Konzerthaus Berlin - Young Euro Classic 2018 vom 3. bis 20. August


Konzerthaus Berlin

Young Euro Classic 2018 - 3. bis 20. August 2018



"Life without music is unthinkable!? Davon fest überzeugt war der
große Musiker Leonard Bernstein, der am 25. August 100 Jahre alt
geworden wäre. Die rund 1200 jungen Musikerinnen und Musiker aus aller
Welt, die vom 3. bis 20. August 2018 bei Young Euro Classic auftreten,
werden mit ihrem Können, ihrem Enthusiasmus und ihrem Temperament auch
in diesem Jahr dafür sorgen, dass das Berliner Publikum das Erbe
Bernsteins zu spüren bekommt: Leben ohne Musik ist undenkbar!

Ein weiterer herausragender Jubilar prägt das diesjährige
Festivalprogramm ebenso spürbar mit: Nelson Mandela. Mitte Juli wäre
der südafrikanische Freiheits- und Anti-Apartheids-Kämpfer 100 Jahre
alt geworden.

Und so steht das Eröffnungskonzert, mit dem am 3. August das MIAGI
Youth Orchestra zum Auftakt von Young Euro Classic 2018 antritt, ganz
im Zeichen dieser beiden Jahrhundertgestalten: Das südafrikanische
Jugendorchester spielt Bernsteins Prelude, Fugue and Riff und Rainbow
Beats von Duncan Ward. Der junge Dirigent steht bei MIAGI am Pult und
hat das Werk in diesem Jahr zu Ehren Mandelas komponiert.

Auch das Schleswig-Holstein Festival Orchester ehrt am Abschlussabend
seinen Gründer Leonard Bernstein und liefert gemeinsam mit Dirigent
Wayne Marshall sowie Solist und Preisträger des Bernstein Awards
Charles Yang dem Festival am 20. August ein exzellentes Finale.

"Lenny" hat auch den Jazz-Posaunisten Nils Landgren inspiriert: Bei
"Klassik meets Jazz" stellt "Mr. Red Horn" am 18. August gemeinsam mit
Musiker*innen der jungen norddeutschen philharmonie und des
STEGREIF.orchesters das musikalische Genie Bernstein in den
Mittelpunkt. Diese Produktion ist eine Kooperation von Young Euro
Classic mit dem Schleswig-Holstein Musik Festival.

18 Festival-Tage - 19 Konzerte - die ganze Welt kommt nach
Berlin

Die 19. Ausgabe von Young Euro Classic wird ihrem Anspruch als
führendes Festival für symphonische Jugendorchester weltweit gerecht:

Am 8. August kommt zum ersten Mal das National Youth Orchestra of
Canada zu Young Euro Classic.

Am Sonntag, dem 19. August, präsentiert sich das Auckland Youth
Orchestra aus Neuseeland.

In einer Matinée-Veranstaltung am selben Vormittag spielen chinesische
Musiker*innen des Konservatoriums Tianjin und deutsche Künstler*innen
der Berliner Universität der Künste "West-Östliche Capricen".

Die Carnegie Hall schickt das NYO Jazz (10.08.) aus New York City nach
Berlin. Dieses neu gegründete Ensemble ist mit der Grammy-Gewinnerin
Dianne Reeves auf Europatournee.

Aus London kommt erstmals die Southbank Sinfonia (15.08.), ein
Ensemble aus 33 internationalen Musikstudierenden.

Ebenfalls zum ersten Mal reist das erst 2012 gegründete Youth Chamber
Orchestra St. Petersburg (12.08.) aus Russland an.

Noch jünger ist das Jugendsymphonieorchester der Ukraine (16.08.), das
von seiner Dirigentin Oksana Lyniv im Geiste des
Bundesjugendorchesters 2016 ins Leben gerufen wurde.

Gespannt sein darf man nach seinen gelungenen vorherigen Auftritten
beim Festival auf das Studentenorchester der slowenischen
Musikakademie Ljubljana (07.08.) und auf die traditionsreichen
nationalen Jugendorchester aus Norwegen (13.08.), Spanien (05.08.),
Rumänien (09.08.) und den Niederlanden (11.08.). Die anspruchsvollen
Programme bieten Klassiker der musikalischen Moderne von Igor
Strawinski, Bela Bartók und Olivier Messiaen, große Sinfonien von
Mozart und Beethoven, Werke von Carl Nielsen bis Dmitri
Schostakowitsch, sowie drei üppig besetzte Orchesterwerke von Richard
Strauss.

Nach seinem Ausflug in die Filmmusik im vergangenen Jahr setzt das
Bundesjugendorchester (04.08.), das den besten deutschen Nachwuchs
zwischen 14 und 19 Jahren repräsentiert, mit Werken von Bruckner,
Mahler und Hindemith in diesem Jahr einen ganz anderen Akzent.

Und für die Idee eines vereinten Europa steht mehr denn je das
großartige European Union Youth Orchestra (14.08.) unter Leitung des
Italieners Gianandrea Noseda.

Der für neue Formate bekannte Dirigent Kristjan Järvi experimentiert
am Pult der Georgian Sinfonietta (17.08.): Unterstützt von der
Pianistin Dudana Mazmanishvili werden hier Bach und Händel mit
elektronischer Musik von Irakli Kiziria gemixt.

John Neumeiers Bundesjugendballett (06.08.) tanzt in diesem Jahr zu
Strawinski, Pop und Rock.

Selten in seiner Festivalgeschichte konnte Young Euro Classic mit so
vielen brandneuen Werken aufwarten wie 2018. Nicht weniger als 13
Uraufführungen und Deutsche Erstaufführungen gehen ins Rennen um den
vom Regierenden Bürgermeister Berlins jährlich ausgelobten
Europäischen Komponistenpreis. Die Publikumsjury leitet in diesem Jahr
Prof. Manolis Vlitakis.

Young Euro Classic - Hier spielt die Zukunft!

Das Orchester als utopisches Miteinander, als Gesellschafts- und
Gemeinschaftsmodell der Teilhabe im Geiste der Aufklärung - dafür
steht Young Euro Classic seit dem Gründungsjahr 2000. In diesen Zeiten
eines zunehmenden Nationalismus ist dieses Konzept wichtiger denn je.

Jeden Sommer spielen zweieinhalb Wochen lang Orchester aus aller Welt
im Berliner Konzerthaus am Gendarmenmarkt. Damit ist Young Euro
Classic die weltweit wichtigste Plattform des internationalen
Orchesternachwuchses für die europäische klassische Musiktradition und
deren Weiterentwicklung.

Auch auf Publikumsseite sorgt Young Euro Classic für Zukunft - mit
einer Auslastung von mindestens 96% und jährlich ca. 25.000
Besucher*innen, deren Altersdurchschnitt deutlich unter dem "normaler"
Konzertbesucher*innen liegt.

Partner, Freunde und Unterstützer

"Würde es Young Euro Classic nicht bereits geben, es müsste gerade in
unserer heutigen Zeit erfunden werden!", sagt Sebastian Nordmann, der
Intendant des Konzerthauses Berlin. Mit ihm und seinem großartigen
Team fühlt sich das Festival sehr verbunden. Das Konzerthaus
beherbergt Young Euro Classic seit dem Gründungsjahr 2000 - und dafür
sei ihm von Herzen gedankt!

Die Finanzierung des Festivals wird durch öffentliche Fördermittel,
Stiftungen, Sponsoren und Spenden vieler engagierter Privatpersonen
sowie erheblich durch die Ticketeinnahmen ermöglicht.

Hauptpartner ist die KfW Bankengruppe schon seit der Gründung des
Festivals. Für diese außergewöhnliche Kontinuität und Förderung des
musikalischen Nachwuchses dankt Young Euro Classic ganz besonders.

Öffentlicher Partner ist der Hauptstadtkulturfonds. Ihm und seinen
Gremien gebührt großer Dank - wie auch den weiteren Partnern: dem
Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken sowie der
Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutzrechten (GVL).

Einen besonderen Dank möchte Young Euro Classic an die Firma Ströer
für die Plakatierung richten. Dem Deutschlandfunk Kultur dankt Young
Euro Classic für sein kontinuierliches großartiges Engagement, ebenso
den Medienpartnern Tagesspiegel, Siegessäule, rbb kulturradio und rbb
Fernsehen. Ohne die zahlreichen Unterstützer und Spender wäre die
Durchführung von Young Euro Classic unmöglich.

Online sehen und hören

Musikliebhaber können einen Teil der Konzerte auch aus der Ferne live
miterleben. Vom 10. bis zum 17. August überträgt ARTE Concert das
abendliche Festivalprogramm im Livestream - eine Produktion von
EuroArts in Kooperation mit ARTE: www.arte.tv/de/videos/arte-concert/.
Zwei Konzerte werden von kulturradio vom rbb (UKW 92,4 und Kabel
95,35) mitgeschnitten und im Rahmen der Sendung "Talente und
Karrieren" ausgestrahlt, und fünf weitere Abende werden von
Deutschlandfunk Kultur aufgezeichnet und bundesweit gesendet - über
UKW, DAB+, Kabel, online und app.

Digitale Konzertprogramme

Auch in diesem Jahr verzichtet Young Euro Classic auf die gedruckten
Konzertprogramme. Umweltschonend sind die digitalen Programmhefte
kostenfrei für ALLE zu den Konzerten online abrufbar und als
Druckversion verfügbar.


Young Euro Classic 2018 vom 3. bis 20. August 2018 im
Konzerthaus Berlin

Alle Informationen und das Programm: www.young-euro-classic.de

Tickets für 17/24/29 Euro erhältlich an allen bekannten
Vorverkaufsstellen, online auf www.young-euro-classic.de und
www.ticketmaster.de oder unter der Hotline 030 8410 8909.

Ausgewählte Vorverkaufsstellen: Konzerthaus Berlin und Interklassik im
Kulturkaufhaus Dussmann.

Facebook: www.facebook.com/Young.Euro.Classic

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.07.2018

Artefakt Kulturkonzepte

E-Mail: mail@artefakt-berlin.de

Internet: www.artefakt-berlin.de
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AUSLAND/8787: Aus aller Welt - 07.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rechter Politiker Duque tritt Präsidentenamt in Kolumbien an

In Kolumbien wurde der im Juni gewählte rechtsgerichtete Politiker
Iván Duque als neuer Präsident vereidigt. Der Nachfolger von Juan
Manuel Santos ist ein erklärter Gegner des Friedensabkommens mit den
linken FARC-Rebellen und den derzeit laufenden Friedensverhandlungen
mit der Guerillaorganisation ELN. Zudem erkennt der 42jährige neue
Präsident die Regierung im Nachbarland Venezuela nicht an. Seinen
sozialistischen Amtskollegen in Caracas, Nicolás Maduro, nannte er
einen Diktator, der die Existenz staatlich geförderter Strukturen des
Drogenhandels nutze und Wahlen manipuliere.
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JUSTIZ/8787: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ex-Gastronom aus Essen wegen Steuerhinterziehung verurteilt

Ein ehemaliger Gastronom aus Essen wurde vom Landgericht Bochum zu
zwei Jahren auf Bewährung und einer Geldstrafe in Höhe von 24.000
Euro verurteilt. Er hatte zusammen mit drei Komplizen unter anderem
eine Diskothek in Rüttenscheid genutzt, um rund 210.000 Euro Steuern
zu hinterziehen. Gegen die drei Mitangeklagten sprach das Gericht
ebenfalls Bewährungsstrafen aus.
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MILITÄR/8784: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußlands Premier warnt vor NATO-Beitritt Georgiens

Rußlands Regierungschef Dimitri Medwedew hat die jüngsten Äußerungen
von NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg, Georgien in das
nordatlantische Militärbündnis aufzunehmen, als verantwortungslos
kritisiert. Die Aufnahme der ehemaligen Sowjetrepublik in die NATO
könnte schwerwiegende Folgen haben, sagte Medwedew mit Blick auf die
ungeklärten Territorialkonflikte in Georgien der Zeitung Kommersant.
Er hoffe, daß die NATO-Führung klug genug ist, nichts in dieser
Richtung zu unternehmen. Moskau hat Südossetien und Abchasien nach
dem Fünf-Tage-Krieg im August 2008 gegen Georgien als unabhängig
anerkannt, Tiflis zählt sie zu georgischem Staatsgebiet.
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POLITIK/8786: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD fehlt konkrete Planung für Ankerzentren

Die SPD fordert Bundesinnenminister Horst Seehofer ein konkretes
Konzept für die bundesweit geplanten Ankerzentren für Flüchtlinge. Im
ARD-Morgenmagazin machte die Vizevorsitzende der
SPD-Bundestagsfraktion, Eva Högl, darauf aufmerksam, daß es in den
Ländern bereits gute Erstaufnahmeeinrichtungen gebe. Dazu habe sich
Seehofer bislang nicht geäußert. Auch Niedersachsens Innenminister
Boris Pistorius (SPD) kann nicht erkennen, daß die bereits in Bayern
in Betrieb genommenen Ankerzenten den Verlauf von Asylverfahren
beschleunigen. Seehofer müsse sich endlich den wirklich drängenden
Problemen widmen, sagte der Minister. Diese liegen laut Pistorius bei
der Rückübernahme der abgelehnten Asylbewerber durch die
Herkunftsländer.
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SONSTIGES/8785: Tragisches und Kurioses - 07.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dreimastschoner Maud nach 100 Jahren wieder in Norwegen

100 Jahre nach Expeditionsbeginn ist das Polarforschungsschiff "Maud"
von Expeditionsleiter Roald Amundsen nach Norwegen zurückgekehrt. In
dem kleinen Hafen Vollen in der Provinz Askerhus, direkt am
Oslofjord, soll das gut erhaltene Wrack restauriert und als
Museumsschiff ausgestellt werden. Der Dreimastschoner war 1930 in der 
Cambridge Bucht im Südteil der arktischen Victoria-Insel an der
Nordwestpassage im Packeis gesunken. 2016 gelang es, den Rumpf mit
Hilfe von Auftriebskörpern zu heben. Ein Jahr später wurde das
Schiffswrack mit einer Barge nach Aasiaat an der Westküste Grönlands
geholt, wo es überwinterte. Vor zweieinhalb Monaten verließ der
Schleppzug Asiaat und lief über Island und Färöer auf Norwegen zu. Am
Montag fuhr der Verband in den Oslofjord ein.
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WISSENSCHAFT/7870: Aus Forschung und Technik - 07.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



SpaceX bringt indonesischen Kommunikationssatelliten ins All

Das private US-Raumfahrtunternehmen SpaceX brachte am Dienstag einen
indonesischen Kommunikationssatelliten ins All. Der Start des
Nutzlastträgers Falcon 9 erfolgte am Dienstag vom Space Launch
Complex 40 auf der Cape Canaveral Air Force Station. Der knapp sechs
Tonnen schwere Satellit Merah Putih der Gesellschaft Telkom Indonesia
wird voraussichtlich mindestens fünfzehn Jahre im Einsatz sein und
Indonesien und Indien mit modernsten Dienstleistungen versorgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7882: Aus aller Welt - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Nahost-Sondergesandter Kushner will UNRWA zerstören

Jared Kushner, Nahostgesandter der USA und Schwiegersohn von
Präsident Donald Trump, hat die Regierung Jordaniens im Juni
aufgefordert, den mehr als zwei Millionen im Land registrierten
Palästinensern ihren Status als Flüchtlinge zu entziehen. Das
berichtete das US-Magazin Foreign Policy am Wochenende unter Berufung
auf ungenannte palästinensische Quellen.

Sollte Amman der Aufforderung Kushners Folge leisten, wäre UNRWA
nicht mehr für die Palästina-Flüchtlinge zuständig. Außerdem verlören
die bei der Staatsgründung Israels 1948 und im Sechstagekrieg 1967
vertriebenen Palästinenser und ihre Nachkommen das Recht auf Rückkehr
in ihre alte Heimat. Bislang führt UNRWA über fünf Millionen
Palästinenser unter anderem in Jordanien und im Libanon als 
Flüchtlinge.

In einer von dem Magazin zitierten E-Mail Kushners unter anderem an
den Nahost-Sondergesandten Jason Greenblatt von Anfang Januar läßt
Kushner unmißverständlich die Absicht erkennen, das Hilfswerk der
Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA)
zu zerstören.

Die US-Regierung unter Kushners Schwiegervater Trump trocknet UNRWA
finanziell aus. In diesem Jahr hat Washington der Uno-Organisation 60
Millionen Dollar zugestanden. Im Vorjahr waren es noch 360 Millionen
Dollar gewesen. UNRWA unterstützt die Palästinenser im Ausland und in
den von Israel besetzten Gebieten mit Bildungsangeboten,
medizinischen und sozialen Diensten sowie Kleinkrediten für kleine
Unternehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7842: Medizin und Gesundheitswesen - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Dicke Menschen scheiden Grippeviren länger aus

Dicke Menschen werden nicht nur leichter krank, bei ihnen verlaufen
die Krankheiten meist auch schwerer. Dies gilt auch für die Grippe.
Forscher um Aubree Gordon von der School of Public Health der
Universität von Michigan in Ann Arbor kamen jetzt laut Deutschem
Ärzteblatt sogar zu dem Ergebnis, daß dicke Grippepatienten die Viren
auch länger ausscheiden als schlanke Menschen und so zur Verbreitung
der Infektion erheblich beitragen. So konnten Gordon und Co. die
Viren bei dicken Menschen zu 43 Prozent länger in den Abstrichen
nachweisen als bei Normalgewichtigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7870: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Ausweiskontrolle wegen dunkler Hautfarbe nicht zulässig

Die Bundespolizei darf auf Bahnhöfen der Bundesbahn dunkelhäutige
Fahrgäste nur dann gesondert kontrollieren, wenn am Ort von Menschen
dunkler Hautfarbe besonders viele Straftaten verübt werden. Ansonsten
handelt es sich bei derartigen Ausweiskontrollen um einen Verstoß
gegen das im Grundgesetz verankerte Diskriminierungsverbot. Dies
entschied das Oberverwaltungsgericht in Münster im Fall eines Mannes
aus Witten. Dieser war 2013 auf dem Bochumer Hauptbahnhof unter
anderem wegen seiner Hautfarbe polizeilich kontrolliert worden und
hatte wegen rechtswidrigem "Racial Profiling" geklagt. Das
Verwaltungsgericht Köln hatte in erster Instanz die Auffassung der
beteiligten Beamten zu dem Vorgang bestätigt. Vor dem OVG Münster
hatte die Bundespolizei nicht darlegen können, daß auf dem Bochumer
Bahnhof von dunkelhäutigen Menschen auffällig mehr Straftaten als von
hellhäutigen verübt werden. Eine Revision seiner Entscheidung ließ
das OVG nicht zu.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7794: Sprache, Kunst und Medium - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Oscar-Museum eröffnet im kommenden Jahr

Das von dem italienischen Star-Architekten Renzo Piano entworfene
Oscar-Museum soll Mitte 2019 in Los Angeles seiner Bestimmung
übergeben werden.

Das allein aus Spendengeldern in Höhe von rund 300 Millionen Dollar
finanzierte Filmmuseum besteht aus zwei Teilen, die durch Brücken
verbunden sind. Auf rund 28.000 Quadratmetern sollen Teile der
Sammlung der Oscar-Academy präsentiert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7860: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Kampfflieger bombardieren afghanische Polizeiposten

Die Luftstreitkräfte der USA in Afghanistan haben in der Nacht auf
Dienstag neun Polizisten getötet und weitere 14 verwundet, als sie
versehentlich zwei Polizeistellungen bombardierten. Die Kampfflieger
waren zuvor von dem afghanischen Militär angefordert worden,
welches in stundenlange Kämpfe mit Taliban-Milizen verwickelt war.
Letztere sollen ebenfalls schwere Verluste erlitten haben. Das
Innenministerium in Kabul bestätigte am Dienstag die Ereignisse im
Osten des Landes.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7874: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Altmaier kündigt Änderung der Außenwirtschaftsverordnung an

Bundeswirtschaftsminister Altmaier hat von den Plänen der
Bundesregierung berichtet, deren Eingreifschwelle bei Übernahmen
deutscher Firmen durch ausländische Unternehmen von außerhalb der EU
abzusenken. Derzeit kann die Regierung Übernahmen prüfen, wenn vom
ausländischen Unternehmen ein Anteil von mindestens 25 Prozent des
deutschen Unternehmens angestrebt wird. Künftig soll diese Schwelle
bei 15 Prozent liegen. Der Minister sagte der Zeitung Die Welt
weiter, bei der Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes gehe es um
verteidigungsrelevante Unternehmen, kritische Infrastrukturen oder um
Bereiche bestimmter anderer ziviler sicherheitsrelevanter Technologien
wie der IT-Sicherheit. Die vorgeschlagene Änderung der
Außenwirtschaftsverordnung wird zur Zeit unter Einbeziehung der
anderen Ministerien abgestimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7844: Tragisches und Kurioses - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Gefahrenguttransporter explodiert auf Autobahn bei Bologna

Bei einer Explosion eines Lastwagens auf der Autobahn in der Nähe des
Flughafens im italienischen Bologna ist bisher ein Mensch ums Leben
gekommen. Etwa 40 Personen sollen verletzt worden sein, einige von
ihnen schwer, berichtete die italienische Nachrichtenagentur Ansa.

Ein von der Polizei veröffentlichtes Video, das den Teil der
Autobahnbrücke zeigt, auf der der Lkw unterwegs war, läßt Feuer und
eine schwarze Rauchwolke erkennen.

Offenbar brannten auch eine Reihe von Fahrzeugen aus, die auf einem
Parkplatz unter der Brücke standen. Mehrere Straßen in der Umgebung
mußten gesperrt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7871: Arbeit, Soziales und Familie - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Paritätische Gesamtverband fordert Reform der Grundsicherung

Der Paritätische Gesamtverband fordert in seinem Jahresgutachten eine
umfassende Reform des Hartz-Vier-Systems. Die Organisation verweist
darauf, daß es sich bei drei Vierteln der Bezieher der Grundsicherung
um Kinder, Erwerbsunfähige, Alleinerziehende, Aufstocker und
Langzeitarbeitslose mit besonderen Schwierigkeiten handelt, denen das
Hartz-IV-System meistens nicht gerecht wird. Eine große Mehrheit der
Bürger hat ihr Vertrauen in den Sozialstaat verloren. Die
Wohlfahrtsorganisation spricht sich für eine echte Grundsicherung aus,
welche eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglicht. Der
Verband schlägt neben einer Grundsicherung von mindestens 571 Euro 
eine Anhebung des Mindeststundenlohns auf zwölf Euro sowie eine 
staatliche Förderung der Arbeits- und Rentenversicherung vor. Die 
Kosten dafür werden mit 50 Milliarden Euro jährlich veranschlagt. 
Hinzu kommen 15 Euro Verlust an Steuereinnahmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7853: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Erderwärmung schreitet voran

Der Klimawandel mit seiner Erderwärmung zeichnet sich immer
deutlicher ab. So waren die letzten vier Jahre die wärmsten sei
Beginn der meteorologischen Aufzeichnungen im späten 19. Jahrhundert.
Wie aus dem Jahresbericht 2017 der US-Klimabehörde NOAA laut dpa
hervorgeht, war 2017 das drittwärmste Jahr seit Meßbeginn. Weiter
stieg der durchschnittliche Meeresspiegel zu einem neuen Höchststand
und lag 7,7 Zentimeter über dem von 1993, als die Höhenmessung per
Satellit eingeführt wurde. Auch in der Arktis sind Anzeichen der
zunehmenden Erderwärmung abzulesen. So war die Fläche des dort im
September 2017 gemessenen Eises auf dem Meer ein Viertel kleiner als
im langfristigen Durchschnitt um diese Zeit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7859: Märkte und Finanzen - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Daimler stellt Aktivitäten im Iran bis auf weiteres ein

Am Dienstagmorgen sind die gegen die Islamische Republik Iran von den
USA verhängten Wirtschaftssanktionen in Kraft getreten. Der Boykott
erstreckt sich unter anderem auf Finanztransaktionen sowie den Handel
mit Gold, Aluminium, Stahl, Kohle, Flugzeugen, Autos und industriell
genutzter Software. Die Führung in Washington droht auch europäischen
Unternehmen, welche sich nicht nach den Sanktionsauflagen richten,
Strafen an. Der Daimler-Konzern hat am Dienstag seine Aktivitäten im
Iran bis auf weiteres eingestellt und zugleich darauf verwiesen, daß
diese ohnehin eingeschränkt gewesen sind. Demnach hatten sich die
iranische Wirtschaft und damit die Automobilmärkte deutlich schwächer
entwickelt als erwartet. Auf der anderen Seite beobachtet man bei
Daimler die politischen Entwicklungen insbesondere in bezug auf die
Zukunft des Nuklearabkommens weiterhin genau.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7876: Aus Forschung und Technik - 07.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Samsung setzt wieder auf große Speicher

Obgleich Samsungs neuestes High-End-Smartphone, das Galaxy Note 9,
erst am 9. August vorgestellt wird, sind die wichtigsten technischen
Details schon heute bekannt. Es soll einen 6,3-Zoll-Display haben,
eine Dual-Kamera mit variabler Blende, einen starken 4.000-mAh-Akku
und einiges mehr. Aber am interessantesten ist wohl der interne
Speicher, der stolze 128 GB aufweisen soll. Das ist doppelt soviel
wie der Vorgänger. Die Experten der Internetplattform giga.de gehen
davon aus, daß die Speichererhöhung einen Fingerzeig darauf gibt, mit
welcher Strategie das Unternehmen dem Ansturm der chinesischen
Konkurrenz entgegentreten will. Denn die Smartphones von Huawei,
Xiaomi, Oppo oder auch OnePlus besitzen allesamt 128 GB internen
Speicher.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1109: Akustische Oberflächenwellen geben in neuronalem Netz den Ton an (idw)


Universität Augsburg - 05.08.2018

Akustische Oberflächenwellen geben in neuronalem Netz den Ton an



Biophysiker aus Augsburg und Santa Barbara berichten in "Physical Review
E" über das erstmalige Gelingen einer gezielten dynamischen Positionierung
von Nervenzellen auf einem Chip. Die vielfach bereits bewährte Augsburger
Surface Acoustic Waves-Technologie eröffnet damit jetzt auch neue Wege zum
Verständnis und zur Beeinflussung neuronaler Netze.

Der Nachwuchs-Forschungsgruppe um den Biophysiker Dr. Christoph
Westerhausen am Lehrstuhl für Experimentalphysik I der Universität
Augsburg ist es in Kooperation mit Kollegen von der University of
California in Santa Barbara erstmals gelungen, mit Surface Acoustic Waves
(SAWs) - das sind durch Hochfrequenzsignale induzierte Schallwellen, die
sich an der Oberfläche eines Chips ausbreiten - lebende neuronale Zellen
auf einem Bio-Chip gezielt in periodischen Abständen zu positionieren und
darüber hinaus sogar das Wachstum der neuronalen Zellfortsätze zu
beeinflussen. "Dies ist ein wichtiger Schritt Richtung sogenannter 
Brain-On-A-Chip Systeme und könnte elementar zum Verständnis der Prozesse 
im menschlichen Hirn beitragen", sagt Lehrstuhlinhaber Prof. Dr. Achim
Wixforth.

Wixforth und die Biophysik-Gruppe seines Lehrstuhlteams haben weltweit
einen Ruf als führende Spezialisten für die Wechselwirkung zwischen Zellen
und sogenannten akustischen Oberflächenwellen auf einem Chip. Das Prinzip
der von Wixforth entwickelten SAW-Technologie: Als Folge eines
"Nanoerdbebens", das durch die Anlegung eines passenden
Hochfrequenzsignals an die auf dem Chip angebrachten Elektroden verursacht
wird, breiten sich diese Schallwellen kontrollierbar an der
Kristalloberfläche des Chips aus.

Kontrollierte Zellpositionierung: dynamisch einstellbar

Im angesehenen Magazin "Physical Review E" belegen Westerhausen und sein
Augsburger Kollege Manuel Brugger jetzt, dass es ihnen gemeinsam mit ihren
Partnern in Santa Barbara gelungen ist, auf der Grundlage dieser
nanotechnologischen Methode einen neuartigen, weil dynamisch einstellbaren
Ansatz zur kontrollierten und gezielten Zellpositionierung inklusive
anschließender Anhaftung und Kultur der Zellen auf einem Mikrofluidik-Chip
zu entwickeln. Durch akustisches Einfangen kleiner Polymerkügelchen und
durch deren Positionierung in variablen Abständen demonstrieren die
Nanophysiker die volle Breite der Adjustierungsmöglichkeiten, die dieser
neue Ansatz bietet. Die Augsburger Forscher und Ihre Kollegen aus Santa
Barbara können weiterhin die Langzeitbiokompatibilität von Behandlungen
nachweisen, die auf dem Wachstum diverser auf dem Chip gezielt
beeinflusster Zellarten - etwa Knochenkrebszellen, Nierenzellen oder
Neuronen - basieren.

Ausrichtung der Zell-Zell-Verbindungen und Schallwellenfeld:
überzeugende Korrelation

"Das i-Tüpfelchen und wohl wichtigste Resultat unserer Arbeit ist die
erfolgreiche Stimulation sehr empfindlicher, primärer neuronaler Zellen
und der Auswüchse, die diese Zellen verbinden. Die Ausrichtung dieser
Zell-Zell-Verbindungen stimmt in überzeugender Weise mit dem jeweils
angelegten Schallwellenfeld und der daraus resultierenden
Potentiallandschaft überein und erlaubt es, hier von der ersten Form eines
mittels Schallwellen auf einem Chip generierten kleinsten neuronalen
Netzwerks zu sprechen", so Westerhausen.

Erforschung neuronaler Netzwerke: neue erfolgversprechende
Perspektiven

Die Möglichkeiten, mit statischen Ansätzen - z. B. durch entsprechende
Strukturierungen der Chipoberfläche - neuronale Netze herzustellen bzw. zu
beeinflussen, haben sich als begrenzt erwiesen. "Mit unserer dynamischen
Methode", erläutert Brugger, "können wir diese Limitierung überwinden, um
so der biophysikalischen Grundlagenforschung - etwa zur Korrelation von
Struktur, Signalausbreitung und Funktion neuronaler Netzwerke -
längerfristig neue und weitreichende Perspektiven bieten."

Medizinische Anwendungen: durchaus denkbar

Medizintechnische Anwendungen - etwa durch gezielte
Zellwachstumsbeeinflussungen bei Rückenmarksverletzungen - seien zwar noch
Zukunftsmusik, aber durchaus denkbar. Westerhausen: "Was den Ausbau
unserer neuen Methode und vor allem deren potentielle Anwendungen
betrifft, sprudeln wir vor Ideen. Mit dem Nachweis, dass mit unserer
'Nanobeben'- bzw. Surface Acoustic Waves-Technologie die gezielte und
präzise Anordnung empfindlicher Neuronen machbar ist und dass mit ihr auch
die Verknüpfungen der Neuronen gezielt beeinflusst werden können, haben
wir jedenfalls einen wichtigen Grundstein für die weitere aussichtsreiche
Grundlagenforschung und neue Anwendungsperspektiven auf diesem Gebiet
gelegt."


Die Erarbeitung dieser Forschungsergebnisse wurde u. a. von der
"Nanosystems Initiative Munich/NIM" (Exzellenzinitiative des Bundes -
http://www.nano-initiative-munich.de) sowie durch das
Bayerisch-Kalifornische Hochschulzentrum im Rahmen der Förderinitiative
BaCaTec (http://www.bacatec.de) unterstützt.


Originalpublikation:

Orchestrating cells on a chip: Employing surface acoustic waves towards
the formation of neural networks.

Manuel S. Brugger, Sarah Grundeen, Adele Doyle, Luke Theogarajan,
Achim Wixforth, and Christoph Westerhausen.

Phys. Rev. E 98, 012411 - Published 18 July 2018.

http://link.aps.org/doi/10.1103/PhysRevE.98.012411

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 05.08.2018

WWW: http://idw-online.de
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veröffentlicht im Schattenblick zum 8. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/502: Wasser oder Land? Völlig egal - Pflanzen steuern Fotosynthese unabhängig ihrer Herkunft einheitlich (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 06.08.2018

Wasser oder Land? Völlig egal - Pflanzen steuern Fotosynthese unabhängig
ihrer Herkunft einheitlich



Pflanzen betreiben Fotosynthese und bilden damit die Grundlage für das
meiste Leben auf der Erde. Forscher aus Kaiserslautern und Potsdam haben
nun untersucht, ob sich die Erzeugung der Fotosynthese-Proteine bei
Landpflanzen und Algen unterscheidet. Dazu haben sie die Translation
untersucht; der Prozess, bei dem die Erbinformation in Proteine umgesetzt
wird. Sie haben entdeckt, dass bei allen Pflanzen dieselben Proteinmengen
hierfür gebildet werden, zum Teil aber mit unterschiedlichen Strategien.
Das Ergebnis zeigt, wie wichtig diese Proteine für Pflanzen sind,
unabhängig vom Lebensraum. Die Erkenntnisse der Studie können helfen,
Nutzpflanzen resistenter für den Klimawandel zu machen.

Die Arbeit ist in der Fachzeitschrift "Nature Plants" erschienen.
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Mikroskopische Aufnahme eines Chloroplasten, in dem die Fotosynthese
stattfindet.

Foto: © Dr. Alexander Hertle, MPI für Molekulare Pflanzenphysiologie



Bei der Fotosynthese produzieren Pflanzen aus CO2 mithilfe von
Lichtenergie Kohlenhydrate. Dabei setzen sie auch Sauerstoff frei. Dieser
biochemisch komplexe Prozess findet in den Chloroplasten statt; kleinen
grünen Organellen, die ein eigenes Erbgut besitzen. "Es enthält auch die
Gene der Proteine, die an der Fotosynthese beteiligt sind", sagt
Juniorprofessor Dr. Felix Willmund vom Lehrgebiet Eukaryontengenetik an
der Technischen Universität Kaiserslautern.

Um diese Erbinformationen in Proteine "umzuwandeln", wird zunächst eine
Kopie des Erbguts erstellt, die Ribonukleinsäure (RNA). "Die Kopie dient
als eine Art Bauplan, mit deren Hilfe große Molekülkomplexe, die
Ribosomen, die Proteine aus einzelnen Aminosäuren zusammensetzen", sagt
Erstautor Dr. Raphael Trösch, der in der Arbeitsgruppe Willmund auf dem
Kaiserslauterer Campus forscht. Dieser Prozess wird auch als Translation
bezeichnet.

In der aktuellen Studie sind Trösch und Willmund mit Kollegen um Dr. Reimo
Zoschke vom Max-Planck-Institut für Molekulare Pflanzenphysiologie
(MPI-MP) in Potsdam-Golm der Frage nachgegangen, ob es zwischen
entwicklungsgeschichtlich weit auseinanderliegenden Landpflanzen und Algen
hierbei Unterschiede gibt. Sie haben diese molekularen Prozesse bei einer
Grünalge, der Tabakpflanze und der Ackerschmalwand mit Hilfe einer neuen
Methode miteinander verglichen. Zum Einsatz kam das sogenannte
Ribosomen-Profiling. Bei dieser Methode werfen die Forscher einen Blick auf
die RNA und Ribosomen, die bei der Translation vorhanden sind. Ähnlich einem
Fingerabdruck hinterlassen Ribosomen Spuren auf der RNA, die es den
Wissenschaftlern erlauben, ein charakteristisches Bild zu erstellen, das
ihnen zeigt, welche Proteine in welcher Menge hergestellt werden. Das
Besondere dabei: "Wir erhalten mit dieser Technik sowohl einen Überblick
über die gesamte Translation, können uns aber auch Details näher
anschauen", sagt Zoschke, der die Arbeitsgruppe Translationsregulation in
Pflanzen am MPI-MP leitet.

"Bei allen drei Pflanzenarten haben wir herausgefunden, dass bei der
Translation dieselben Mengen an Proteinen gebildet werden, die bei der
Fotosynthese eine Rolle spielen", so Zoschke. Allerdings haben die
Forscher auch festgestellt, dass es bei den molekularen Prozessen, die vor
und während der Translation ablaufen, Unterschiede gibt. "Dennoch haben
die verschiedenen Pflanzen im Laufe der Evolution Mechanismen entwickelt,
um bei der Translation dieselben Fotosynthese-Komponenten in gleichen
Mengen zu bilden", sagt Willmund. "Das zeigt die zentrale Bedeutung dieser
Moleküle."

Die Arbeiten fanden im Sonderforschungsbereich (SFB Transregio TRR175)
"The Green Hub - Der Chloroplast als Zentrum der Akklimatisierung bei
Pflanzen" statt. Er wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft seit
2016 gefördert. Hierbei gehen Forscherteams aus Berlin, Potsdam-Golm,
München und Kaiserslautern der Frage nach, wie Pflanzen es schaffen, sich
ändernden Umweltbedingungen anzupassen.

Auch die Ergebnisse der aktuellen Studie zeigen, dass es Pflanzen mit
unterschiedlichen Strategien immer wieder gelingt, trotz verschiedenster
Lebensbedingungen einen sehr ähnlichen Fotosyntheseprozess zu erreichen.
Daher ist es wichtig, solche grundlegenden Prozesse zu erforschen, um
besser zu verstehen, welche Mechanismen Pflanzen nutzen, um beispielsweise
Umwelteinflüsse wie starke Temperatur- oder Lichtveränderungen zu
bewältigen. Künftig soll dieses Wissen helfen, Nutzpflanzen resistenter
gegenüber dem Klimawandel zu machen.
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FORSCHUNG/407: UV-Strahlung bremste die Ausbreitung der frühesten sauerstofffreisetzenden Bakterien (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 06.08.2018

UV-Strahlung bremste
die Ausbreitung der frühesten sauerstofffreisetzenden Bakterien

Internationales Forscherteam unter Beteiligung der Universität Tübingen
untersucht Teilchen aus Eisen und Kieselsäure als Sonnenschutz im frühen
Ozean



Vor rund drei Milliarden Jahren enthielt die Erdatmosphäre Sauerstoff nur
in Spuren. Das änderte sich in einem vergleichsweise kurzen Zeitraum
dramatisch: Vor etwa 2,4 Milliarden Jahren gipfelte der Anstieg dieses für
die damaligen Lebewesen giftigen Gases in der sogenannten Großen
Sauerstoffkatastrophe. Einen großen Anteil dieses Sauerstoffs setzten die
Vorfahren heutiger Cyanobakterien in massenhafter Ausbreitung im Ozean
über mehrere Hundert Millionen Jahre als Abfallprodukt der Fotosynthese
frei. Nach Einschätzung von Wissenschaftlern hätten sie sich allerdings
noch schneller ausbreiten müssen. Als Hemmnis stand die UV-Strahlung im
Verdacht, die wegen der damals noch fehlenden schützenden Ozonschicht in
der Atmosphäre mehrfach stärker war als heute. Nun hat die
Geomikrobiologin Dr. Aleksandra Mloszewska unter der Leitung von Professor
Andreas Kappler von der Universität Tübingen, den Professoren Kurt
Konhauser und George Owttrim von der University of Alberta sowie weiteren
Kollegen von der Yale University erforscht, inwieweit Partikel aus Eisen
und Kieselsäure die Cyanobakterien im frühen Ozean gegen die UV-Strahlung
abschirmen konnten. Den Ergebnissen zufolge war der Sonnenschutz nur
teilweise gegeben und die Ausbreitung der Cyanobakterien daher gebremst.
Die Studie wurde in der Fachzeitschrift Nature Communications
veröffentlicht.

"Dass die Cyanobakterien trotz der starken UV-Strahlung überleben konnten,
hatte weitreichende Folgen", sagt George Owttrim. Für die frühen Lebewesen
auf der Erde, für die Sauerstoff giftig war, hatte zwar der starke Anstieg
des Sauerstoffgehalts der Atmosphäre katastrophale Folgen. "Doch führte
dieser Wandel zur Evolution der Sauerstoffatmung und der vielzelligen
Organismen." Bisher sei jedoch rätselhaft, warum es so lange dauerte, bis
sich der freie Sauerstoff in der Atmosphäre anreicherte.

Von biofilmbildenden Mikroorganismen im frühen Ozean in mineralreichen
heißen Quellen war bekannt, dass sie häufig von Krusten aus Eisen und
Kieselsäure umgeben und auf diese Weise vor der UV-Strahlung geschützt
waren. Aleksandra Mloszewska wollte daher untersuchen, ob die vorhandenen
eisen- und kieselsäurereiche Teilchen die frei im Wasser schwebenden
Organismen, zu denen auch die Cyanobakterien gehören, in ähnlicher Weise
schützen könnten.

Teilchen schützen nur im Schwebezustand

Für ihre Laborstudien an der Universität Tübingen und der University of
Alberta wählte sie ein Meerwassermedium, das in seiner Zusammensetzung der
der frühen Ozeane entsprach. Die Wirkung der UV-Strahlung auf das Wachstum
der Cyanobakterien und den Grad der Strahlungsdurchlässigkeit durch das
Meerwasser erhob sie mithilfe einer Kombination aus mikrobiologischen,
spektroskopischen und geochemischen Methoden sowie Simulationstechniken.
"Eisen kann UV-Strahlung absorbieren und so unschädlich machen. Doch in
Kontakt mit freiem Sauerstoff bildet es festes Eisenoxid, das in der
Wassersäule nach unten sinkt", erklärt Mloszewska. Kieselsäure verhindere
die Bildung dieser Mineralien, und die leichtere Verbindung aus Eisen und
Kieselsäure bleibe längerfristig im Schwebezustand. "Diese Teilchen können
tatsächlich einen gewissen Sonnenschutz für die Cyanobakterien dargestellt
und sie vor den tödlichen Strahlen bewahrt haben", sagt Andreas Kappler.
"Da aber sicherlich ein Teil der Strahlung hindurchdrang, war die
Ausbreitung der Bakterien dennoch eingeschränkt." Aleksandra Mloszewska
fügt hinzu: "Selbst wenn die Bakterien ins tiefere Wasser ausgewichen
wären, wo die Wirkung der UV-Strahlen reduziert war, so hätten sie mangels
Sonnenlicht keine optimalen Fotosyntheseraten erreicht und wären in ihrer
Produktivität eingeschränkt gewesen."

"Die neuen Erkenntnisse über den Einfluss hoher Strahlung auf der frühen
Erde und die Dynamik der Sauerstoffanreicherung in unserer Atmosphäre kann
man auch als Fallstudie sehen", sagt Kappler. "Die hilft uns zu verstehen,
welchen Schwierigkeiten aufkommendes Leben auf der Oberfläche von
Exoplaneten mit hoher UV-Strahlung ausgesetzt wäre."
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ASTRO/379: Abstürzende Monde - Was bei der Kollision der frühen Erde mit ihren Begleitern passierte (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 06.08.2018

Abstürzende Monde: Was bei der Kollision der frühen Erde mit ihren
Begleitern passierte

Internationales Forscherteam unter Beteiligung der Universität Tübingen
simuliert ein mögliches Schicksal der sogenannten Moonlets



Der Mond ist unter den Himmelskörpern der einzige natürliche Begleiter
der Erde. Seine Entstehung wirft in der astrophysikalischen Forschung noch
immer viele Fragen auf. Und möglicherweise war er einst nicht allein:
Neueren Untersuchungen zufolge gab es in der Frühzeit der Erde eine Reihe
von kleineren Monden, Moonlets genannt, deren Verschwinden ungeklärt ist.
Gemeinsam mit seinen Kollegen Dr. Uri Malamud und Professor Hagai Perets
vom Technion Israeli Intitute of Technology in Haifa sowie Christoph
Burger von der Universität Wien geht Christoph Schäfer vom Institut für
Astronomie und Astrophysik der Universität Tübingen der Frage nach, was
aus den Moonlets wurde. Ihre aufwendigen Simulationen ergeben, dass sie
auf die Erde gestürzt sein und bei der Kollision die Zusammensetzung ihres
Mantels verändert haben könnten. Die Studie ist kürzlich in der
Fachzeitschrift Monthly Notices of the Royal Astronomical Society
erschienen.

Der derzeit anerkannten Theorie zufolge entstand der Mond vor ungefähr 4,5
Milliarden Jahren bei der Kollision der Proto-Erde mit einem marsgroßen
Protoplaneten, der Theia genannt wird. Hierbei formte sich zuerst eine
Scheibe um die Erde aus dem bei der Kollision ausgeworfenen Material
beider Körper. Aus dem Material dieser Scheibe entstand schließlich der
Mond. Neue Untersuchungen zeigen jedoch, dass die Erde
höchstwahrscheinlich zum einen nicht nur einer solchen großen, sondern
mehreren Kollision ausgesetzt war und zum anderen auch häufig kleinere
Einschläge auf der Proto-Erde geschahen. In der Folge entstanden mehrere
Moonlets, die nach Annahme der Forscher jeweils etwa ein Sechstel bis zur
Hälfte der Mondmasse gehabt haben könnten.

Ihr Schicksal hat das Forscherteam genauer untersucht. "Es gibt zwei
Möglichkeiten: Die Moonlets konnten sich unter anderem durch die
gegenseitig wirkende Schwerkraft verbinden und größere Objekte bilden
oder, so die andere Möglichkeit, durch die Erdanziehung wieder auf die
Erde abregnen", erklärt Christoph Schäfer. "Uns interessierte vor allem
diese zweite Möglichkeit."

Um die Kollisionen der Moonlets mit der Erde zu simulieren, verwendeten
die Wissenschaftler ein Computerprogramm, das in der Abteilung
Computational Physics am Institut für Astronomie und Astrophysik in der
Arbeitsgruppe von Professor Wilhelm Kley unter der Leitung von Christoph
Schäfer entwickelt wurde. Die Rechnungen selbst wurden auf dem Tübinger
BinAC-Computercluster und dem TAMNUN-Cluster in Israel durchgeführt. Das
Computerprogramm der Tübinger Physiker implementiert die numerische
Teilchenmethode "smooth particle hydrodynamics" und nutzt Grafikkarten, um
die aufwendigen Rechnungen zu beschleunigen. Christoph Burger vom Institut
für Astronomie und Astrophysik der Universität in Wien schrieb den
Computercode für die komplizierten Anfangsbedingungen, die für die
Simulationen benötigt wurden.

100 Wochen Rechenzeit

Für ihre Studie gingen die Wissenschaftler von einem vereinfachten Modell
der Proto-Erde und dem einfallenden Moonlet aus, wonach beide einen
Eisenkern und einen Mantel aus Silikat besaßen. Der Kern vereinte jeweils
ein Drittel der Masse auf sich. Die Gruppe führte mehr als 70 Simulationen
zu dem Einschlag eines Moonlets auf der Erde durch. Variiert wurden
Parameter wie Kollisionswinkel, Größe des Moonlets und die
Rotationsgeschwindigkeit der Erde. "Insgesamt benötigten die Berechnungen
über 100 Wochen Rechenzeit der Cluster-Grafikkarten", berichtet Uri
Malamud.

Uri Malamud analysierte die Resultate der Simulationen: Er bestimmte,
welche Fragmente der Körper nach der Kollision das System verlassen
können, welche die Erde in einem gebundenen Orbit umkreisen und welche
nach dem Einschlag auf der Erde verbleiben. Darüber hinaus berechnete er
die Änderung der Rotationsperiode der Erde durch die Kollision. "Unsere
Ergebnisse zeigen, dass im Falle des Einschlags eines Moonlets auf der
Erde die Verteilung des Einschlagsmaterials nicht homogen ist. Diese Art
Kollisionen können daher zu Asymmetrien und Inhomogenitäten in der
Materialzusammensetzung des Erdmantels führen", fasst Uri Malamud die
Erkenntnisse zusammen. Mit dieser Arbeit fügen die Autoren dem aktuellen
Wissen zur Entstehung des Mondes einen weiteren Mosaikstein hinzu und
setzen das bestehende Bild in den Kontext der Planetenentstehung im
Sonnensystem.
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SOZIALES/1910: Katrin Göring-Eckardt zur Vorstellung des Jahresberichts des Paritätischen Gesamtverbandes


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. August 2018

Katrin Göring-Eckardt zur Vorstellung des Jahresberichts des Paritätischen Gesamtverbandes



Zur Vorstellung des Jahresberichts des Paritätischen Gesamtverbandes erklärt Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"Die Studie zeigt, dass eine Mehrheit der Menschen in diesem Land das Vertrauen in den Sozialstaat verliert, obwohl, oder gerade weil er traditionell stark ist. Die Kritik in Richtung Bundesregierung ist berechtigt: In vielem, was die Bundesregierung als soziale Maßnahmen verkauft, steckt zu wenig drin oder es geht an denen, die unsere Unterstützung benötigen, vorbei. So bleibt es unverständlich, dass bei Alleinerziehenden, die Grundsicherung beziehen, das Kindergeld von der staatlichen Unterstützung abgezogen wird - als ob ein Kind in einer armen Familie weniger bedeutet. Genauso ist es schwer begreifbar, dass beim Baukindergeld Milliarden an Fördermitteln ohne sozialpolitischen Effekt in den Eigenheimbau fließen während sich die Bundesregierung nicht traut, dem Mietwahnsinn in den Großstädten wirklich ein Ende zu setzen."
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UMWELT/1769: Anton Hofreiter zur Warnung renommierter Klimaforscher vor der Entstehung einer Heißzeit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. August 2018

Anton Hofreiter zur Warnung renommierter Klimaforscher vor der Entstehung einer Heißzeit



Zur Warnung renommierter Klimaforscher vor der Entstehung einer Heißzeit erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Noch ist es nicht zu spät, das Ruder herumzureißen, um die Erhitzung unserer Welt auf deutlich unter 2 Grad zu begrenzen. Doch trotz der deutlichen Warnung der Forscher stellt die Bundesregierung weiterhin klimaschädliche Profite über den Schutz unserer Lebensgrundlagen. Die Bundesregierung ignoriert die Erkenntnisse und eindringlichen Warnungen der Wissenschaft, wenn sie bei CO2-Grenzwerten im Verkehrssektor oder beim Kohleausstieg noch immer kurzfristigen finanziellen Interessen der Lobbys den Vorrang vor Klimaschutz gibt. Damit Dürren, Hitzewellen und andere Extremwetterereignisse nicht zum Normalfall werden, muss die Bundesregierung endlich umsteuern. Die Klimakrise bedroht nicht nur ferne Inselstaaten sondern auch unsere Heimat. Sie verändert unser Land und den Planeten und zerstört schon heute zunehmend Lebensräume. Jetzt ist die Zeit für ein funktionierendes Klimaschutzgesetz, einen raschen Kohleausstieg, eine ökologische Verkehrswende und einen wirksamen CO2-Preis."
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AUSSEN/1766: Trumps Sanktionen gegen Iran sind brandgefährlich


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. August 2018

Trumps Sanktionen gegen Iran sind brandgefährlich



"Trump zündelt mit den neuen Sanktionen gegen den Iran. Bundesregierung und EU sind jetzt gefordert, gegenzuhalten. Es ist ein Alarmzeichen, dass sich bereits jetzt deutsche Unternehmen den US-Sanktionsdrohungen unterwerfen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Das Atomabkommen lässt sich nur verteidigen, wenn die US-Sanktionsdrohungen auch gegen europäische Unternehmen abgewehrt werden können. Die Bundesregierung ist gefordert, den Vorbereitungen von Trump für einen neuen verheerenden Krieg im Nahen Osten entgegenzutreten. Der bisherige Kuschelkurs der Bundesregierung gegenüber Trump ist dagegen ein politischer Offenbarungseid. So wird der Boden dafür bereitet, dass sich der US-Präsident mit seinem Konfrontationskurs durchsetzt. Die deutsche Außenpolitik darf nicht weiter den katastrophalen Regime-Change-Kurs der USA unterstützen, will sie nicht dabei mithelfen eine ganze Region dauerhaft zu zerstören.

Notwendig ist ein sofortiger Stopp sämtlicher deutscher Waffenlieferungen in alle Länder des Nahen und Mittleren Ostens. Zudem sollte die Bundesregierung endlich eine diplomatische Initiative für eine Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit ergreifen."
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GESUNDHEIT/1038: Osteuropäische Pflegekräfte in Deutschland


DIE LINKE - Presseerklärung vom 7. August 2018

Osteuropäische Pflegekräfte in Deutschland



Zur Studie des "German-Polish Centre for Public Law and Environmental Network" (GP PLEN) zum Thema "Osteuropäische Betreuungskräfte kontra deutsche Pflegepolitik", äußert sich der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

Wie desaströs der Zustand der Pflege in Deutschland ist, zeigt die Tatsache, dass es da einen "Markt für osteuropäische Pflegehilfen" gibt, den die deutsche Gesundheitspolitik bis heute schlichtweg ignoriert. Die Gesundheit vieler Menschen wird zum profitablen Geschäft, für einige. Weil die Bundesregierung das Problem nicht selbst in den Griff bekommt, schaut sie weg, wenn schmierige Vermittler in Deutschland osteuropäische Pflegekräfte zu Dumping-Preisen unterbringt. Zynischer geht es ja wohl kaum!
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RECHT/528: Angriff auf Bürgerrechte - Linksfraktion unterstützt Klage gegen Staatstrojaner


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. August 2018

Angriff auf Bürgerrechte - Linksfraktion unterstützt Klage gegen Staatstrojaner



"Die Bundesregierung macht sich zum Instrument von Polizei und Geheimdiensten und fährt einen ungebremsten Angriff auf Privatsphäre und Bürgerrechte", erklärt Martina Renner, für die Fraktion DIE LINKE Mitglied im Innenausschuss des Bundestages, zur Verfassungsbeschwerde des Datenschutzverein Digitalcourage gegen Staatstrojaner. Renner weiter:

"Zukünftig wollen Bundespolizei, die Polizeien der Länder und der Verfassungsschutz Staatstrojaner zu sogenannten Online-Durchsuchungen einsetzen. Das Ziel dieses Überwachungsfanatismus ist der 'gläserne Bürger'. Während die Zahl der erfassten Straftaten seit Jahren sinkt, schüren Behörden und Regierung weiterhin die Angst vor steigender Kriminalität. Damit sollen weitere Ausweitungen behördlicher Befugnisse begründet werden.

Aus Verantwortung gegenüber geltendem Recht und aus linker, bürgerrechtlicher Überzeugung begrüßen wir die Klage des Vereins Digitalcourage e.V."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. August 2018
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Fraktion DIE LINKE.
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UMWELT/633: Die Heißzeit droht


DIE LINKE - Presseerklärung vom 7. August 2018

Die Heißzeit droht



Zum aktuellen Stand der Klimaforschung und einer drohenden Heißzeit äußert sich der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

Wie kann es sein, dass die Folgen des Klimawandels dieser Tage nicht flächendeckend und überparteilich die politischen und medialen Top-Themen sind? Erst gestern warnten Wissenschaftler vor einer drohenden Heißzeit, heute schickt "Astro-Alex", Astronaut Alexander Gerst, Bilder aus dem All, die ein streckenweise verdorrtes Europa zeigen. Das System des Krisenkapitalismus zerstört durch massiven Raubbau die Lebensgrundlage der Menschen und seine Claqueure nehmen das entweder billigend in Kauf oder treiben diese Entwicklung mit der sprichwörtlichen "Nach uns die Sintflut" - Haltung auch noch voran. Die Bundesregierung sitzt die längst überfällige Energiewende aus. Die Klimaziele für 2020 sind von der Bundesregierung spektakulärst verschlafen worden. Ich habe wenig Hoffnung für die Klimaziele 2030. Dabei hatte die Kanzlerin im September 2017 bekräftigt, das Klimaziel für 2020 noch erreichen zu wollen und somit Deutschlands Treibhausgas-Ausstoß um 40 Prozent gegenüber 1990 zu reduzieren. Jetzt ist sie davon abgerückt. Kohlekraft ist ein Klima-Killer, Deutschland braucht dringend ein CO2-neutrales Verkehrssystem. Aber wer Lobbypolitik betreibt, dem sind, wie immer, die Hände gebunden. DIE LINKE fordert ein Sofortprogramm mit schnellem Kohleausstieg und einem Fond zur Absicherung der Beschäftigten. Deutschland braucht ein Investitionsprogramm zum Ausbau des ÖPNV und eine spürbare Senkung der Fahrpreise, bis hin zum gebührenfreien ÖPNV.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. August 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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BUNDESTAG/7420: Heute im Bundestag Nr. 570 - 07.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 570

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. August 2018, Redaktionsschluss: 11.48 Uhr

1. Vergabe von BEV-Grundstücken

2. Programm Zukunft Schienengüterverkehr

3. Umweltauflagen als Teil der Planfestellung

4. Bedarfsplanprojekte der Deutschen Bahn

5. Zielnetz zu elektrifizierender Bahnstrecken

6. Beendigung des Maut-Schiedsverfahrens

7. Barrierefreiheit in Fernbussen

8. LNG-Antriebe in der Seeschifffahrt



1. Vergabe von BEV-Grundstücken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Grundstücke aus dem Bundeseisenbahnvermögen (BEV),
die im Erbbaurecht zum einen an Eisenbahnergenossenschaften und zum
anderen an andere Erbbaurechtsnehmer vergeben wurden, listet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3471) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3259) auf. Erkenntnisse zur Zahl
der Wohneinheiten und der Nutzfläche liegen der Regierung nach eigener
Aussage nicht vor. Ebenso wenig kann die Bundesregierung der Vorlage
zufolge Auskunft darüber geben, wie viele Eisenbahnergenossenschaften
von einer Verlängerung des Erbbaurechts Gebrauch gemacht haben und wie
viele Grundstücke des BEVs an nichtgenossenschaftliche Unternehmen
verkauft worden sind.

 * 

2. Programm Zukunft Schienengüterverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Bundesprogramm "Zukunft Schienengüterverkehr"
soll noch in diesem Jahr vorgestellt werden. Das kündigt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3472) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/3324) an. Laut der Antwort soll das Bundesprogramm in
dieser Legislaturperiode mit insgesamt 500 Millionen Euro ausgestattet
werden. Noch sei keine Entscheidung darüber gefallen, welche Projekte
gefördert werden sollen und wie diese Förderung ausgestaltet werden
wird, schreibt die Regierung.

 * 

3. Umweltauflagen als Teil der Planfestellung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Naturschutzfachliche Kompensationsmaßnahmen sind
nach Aussage der Bundesregierung integrierter Teil des
Planfeststellungsbeschlusses im Ergebnis der Baurechtsverfahren und
gegebenenfalls ihrer gerichtlichen Überprüfung. Das schreibt die
Regierung in ihrer Antwort (19/3473) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/3265). Kosten für einzelne Kompensationsmaßnahmen
könnten insofern nicht einer gerichtlichen Auflage zugeschrieben
werden, heißt es in der Antwort auf die Frage der AfD-Abgeordneten,
wie hoch die Kosten seien, die bisher beim Bau der Bundesautobahn A14
"aufgrund von gerichtlichen Umweltauflagen entstanden sind".

 * 

4. Bedarfsplanprojekte der Deutschen Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung hat eine "ergänzende Antwort"
(19/3419) zu einer aus der 17. Wahlperiode stammenden Kleinen Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/3757) vorgelegt. Den Grünen
ging es seinerzeit um die "Fulda-Runden der Deutschen Bahn AG (DB AG)
und Finanzierungsvereinbarungen zu Bedarfsplanprojekten". In der
aktuellen Vorlage der Bundesregierung finden sich nun unter anderen
die Bedarfsplanprojekte der DB AG für 2007 bis 2011.

 * 

5. Zielnetz zu elektrifizierender Bahnstrecken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/3523) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3087) listet die
Bundesregierung "Bauwerke im Zuge von Bundesfernstraßen über nicht
elektrifizierte Bahnstrecken" auf. Auf die Frage, ob im Interesse der
Planungssicherheit seitens der Regierung die Definition eines
elektrifizierten Zielnetzes für das Jahr 2030 vorgesehen ist, heißt es
in der Antwort, mit dem Bedarfsplan Schiene liege bereits heute ein
Zielnetz der zu elektrifizierenden Strecken vor. Zusätzliche
Elektrifizierungen, die mit der im Koalitionsvertrag angekündigten
Förderinitiative zur Elektrifizierung regionaler Schienenstrecken
gefördert werden sollen, würden ebenfalls öffentlich bekannt gemacht.
Diese geplanten Elektrifizierungsprojekte seien durch den
Vorhabenträger bei der Planung von Straßenbauvorhaben in die
Einzelfallabwägung einzubeziehen, schreibt die Regierung.

 * 

6. Beendigung des Maut-Schiedsverfahrens

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Aushandeln und der Abschluss eines Vergleichs
zur Beendigung der beiden Maut-Schiedsverfahren ist ebenso wie die
vorangegangene Führung der im Jahr 2004 beziehungsweise 2006
eingeleiteten Schiedsverfahren "Bestandteil der exekutiven
Eigenverantwortung der Bundesregierung". So heißt es in der Antwort
der Regierung (19/3556) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/2938). Die Linksfraktion hatte wissen wollen, aus welchen Gründen
"weder im Deutschen Bundestag noch im Haushaltsausschuss" der mit dem
Lkw-Mautbetreiber Toll Collect ausgehandelte und haushaltswirksame
Vergleich zur Abstimmung gestellt wurde. Auf die Frage, warum die
Bundesregierung ihre Ansprüche gegen die Gesellschafter der Toll
Collect GmbH nie vor einem ordentlichen Gericht geltend gemacht hat,
heißt es: Der im Jahr 2002 geschlossene Maut-Betreibervertrag sehe
vor, dass aus dem Vertrag resultierende Streitigkeiten vor einem
Schiedsgericht ausgetragen werden (Schiedsklausel). "Im Übrigen wird
auf die für schiedsrichterliche Verfahren einschlägigen Vorschriften
der Zivilprozessordnung verwiesen", schreibt die Bundesregierung in
der Antwort.

 * 

7. Barrierefreiheit in Fernbussen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung kann keine Angaben darüber
machen, wie viele Busse mit der vom Personenbefördergesetz (PBefG)
geforderten technischen Ausstattung - zwei Stellplätze für
Rollstuhlfahrer - seit dem 1. Januar 2016 zugelassen wurden. Das geht
aus der Antwort (19/3598) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/3372) hervor. "Die Überwachung der Regelungen des
Personenbeförderungsgesetzes nehmen die Länder als eigene
Angelegenheit wahr", schreibt die Regierung.

 * 

8. LNG-Antriebe in der Seeschifffahrt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Pilotprojekt "WES Amelie", in dem das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur die Umrüstung
eines Containerschiffes auf LNG-Antrieb (Flüssigerdgas) durch die
deutsche Reederei Wessels mit Sitz in Haren/Ems gefördert hat, diente
nach Aussage der Bundesregierung dazu, erstmals die Machbarkeit des
Einsatzes von LNG im Schiffsverkehr durch Umrüstung eines in Betrieb
befindlichen Seeschiffs aufzuzeigen. Das geht aus der Antwort
(19/3470) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/3237) hervor.

Wie die Regierung weiter schreibt, ist der erfolgreiche Abschluss des
mit insgesamt 6,18 Millionen Euro geförderten Projekts die Grundlage
für eine weitere Förderung von LNG-Antrieben in der Seeschifffahrt.
Hierdurch würden zum einen Vorteile im Klima-, Umwelt- und
Gesundheitsschutz gegenüber herkömmlichen Schiffskraftstoffen
realisiert. Zum anderen werde die Nachfrage nach LNG als
Schiffskraftstoff in Deutschland gesteigert, um damit den Aufbau der
LNG-Versorgungsinfrastruktur in Häfen voranzutreiben. Die Beflaggung
des Schiffs sei für die verfolgten Zwecke nicht entscheidend, heißt es
in der Antwort bezugnehmend auf die Frage der AfD-Abgeordneten, warum
das nicht unter deutscher Flagge sondern unter der Flagge Zyperns mit
dem Heimathafen Limassol fahrende Containerschiff WES Amelie vom
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur gefördert
wird.

 * 
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BUNDESTAG/7419: Heute im Bundestag Nr. 569 - 07.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 569

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. August 2018, Redaktionsschluss: 10.49 Uhr

1. Klimaziele und Zustand der Stromnetze

2. 1,5 Millionen Steuerdatensätze erhalten

3. Kreditvergabe der KfW

4. Staatsgeld für MenschMenschMensch

5. Länderschreiben zur Grundsteuerreform



1. Klimaziele und Zustand der Stromnetze

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um den Ausbau des Stromnetzes und Wechselwirkungen
mit den Ausbauzielen für Erneuerbare Energien geht es in der Antwort
(19/3580) auf eine Kleine Anfrage (19/3307) der FDP-Fraktion. Die
Bundesregierung erklärt darin, in der zweiten Jahreshälfte einen
Vorschlag vorzulegen, wie Sonderausschreibungen für Windenergie an
Land und Solarenergie aussehen können, die die derzeitige
Aufnahmefähigkeit der Netze berücksichtigen. Ein weiterer Netzausbau
sei eine der Schlüsselmaßnahmen, um die Energieziele für 2030 zu
erreichen, bekräftigt die Bundesregierung weiter. Derzeit werde
analysiert, wie hoch der Ausbaubedarf ist. Zur Frage, warum das Netz
nicht im Einklang mit den Erneuerbaren Energien ausgebaut wurde, heißt
es, dabei habe auch die "Frage der öffentlichen Akzeptanz eine
wichtige Rolle" gespielt.

Die Bundesregierung listet weiter Möglichkeiten der Kosteneinsparungen
auf. Dabei prüfe sie derzeit auch Vorschläge aus einer Studie, in der
von Sparpotenzial durch eine "moderate Relativierung des
Einspeisevorrangs für Erneuerbare Energien und KWK-Anlagen" die Rede
ist.

 * 

2. 1,5 Millionen Steuerdatensätze erhalten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Beim automatischen Informationsaustausch über
Finanzkonten (AIA) sind im September vergangenen Jahres von
ausländischen Behörden 1,5 Millionen Datensätze nach Deutschland
übermittelt worden. Der zwischen Deutschland und 49 Staaten
beziehungsweise Gebieten vorgenommene Austausch soll im kommenden
September erneut vorgenommen werden. Diesmal erfolge der Austausch
zwischen Deutschland und 102 Staaten beziehungsweise Gebieten, teilt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3630) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion der FDP (19/3094) mit. Mit der Zuordnung der
übermittelten Daten zu den jeweiligen Steuerpflichtigen durch das
Bundeszentralamt für Steuern zeigt sich die Bundesregierung sehr
zufrieden: "Die Ergebnisse liegen weit über dem Durchschnitt sonst
üblicher Ergebnisse bei automatisierten Zuordnungsläufen." Mit der
Auswertung der Daten in den Landesfinanzbehörden soll Mitte 2020
begonnen werden. In den Datensätzen sei ein Volumen von Einkünften in
Höhe von 58 Milliarden Euro und von Kontoständen in Höhe von 85
Milliarden Euro enthalten. Die Daten würden allerdings keine
Bemessungsgrundlage für die Besteuerung in Deutschland enthalten,
sondern seien lediglich ein Anhaltspunkt für die Veranlagung von
Kapitalerträgen aus dem Ausland und Ausgangspunkt für weitere
Prüfungen. Die Bundesregierung weist darauf hin, aufgrund des
Informationsaustausches bestehe ein "hohes Entdeckungsrisiko für
Steuerpflichtige, die nicht alle entsprechenden Einkünfte in ihrer
Steuererklärung angeben"

 * 

3. Kreditvergabe der KfW

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welchen Förderzwecken die 2017 vergebenen Kredite
der staatlichen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit dienen, will die Fraktion der AfD in einer
Kleinen Anfrage (19/3638) in Erfahrung bringen. Die Abgeordneten
interessiert auch, ob die getätigten Investitionen gesichert waren und
nach welchen Kriterien die Förderung erfolgte.

 * 

4. Staatsgeld für MenschMenschMensch

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach Zahlungen des Bundes an den Verein
MenschMenschMensch e.V. erkundigt sich die Fraktion der AfD in einer
Kleinen Anfrage (19/3590). Außerdem wird nach den gesamten
finanziellen Hilfen für Vereine beziehungsweise
Nichtregierungsorganisationen gefragt, die sich mit den Themen Asyl
und Migration beschäftigten. Die Abgeordneten wollen wissen, wie die
Bundesregierung sicherstellt, dass sie keine Organisationen
unterstützt, die sich aktiv gegen geltende Gesetze aussprechen und zum
Rechtsbruch aufrufen oder diesen begünstigen beziehungsweise
unterstützen. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage schreibt die
AfD-Fraktion, der Verein MenschMenschMensch e.V. habe besonders
Innenminister Horst Seehofer kritisiert und dem CSU-Politiker
vorgeworfen, "immer weiter Seenotrettung zu kriminalisieren". Da der
Verein MenschMenschMensch e.V. das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit als Unterstützer angebe, will die
AfD-Fraktion wissen, ob das Ministerium die Kritik an Seehofer teilt.

 * 

5. Länderschreiben zur Grundsteuerreform

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob für die Neuregelug der Grundsteuer für 35
Millionen Grundstücke jeweils eine Steuererklärung abgegeben werden
soll, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/3623) von der
Bundesregierung erfahren. Die Abgeordneten erkundigen sich auch nach
Details aus einem Schreiben von Finanzministern von sechs
Bundesländern an den Bundesminister der Finanzen. Darin sollen sie
angemahnt haben, die Grundsteuerreform zügiger umzusetzen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1720: Regierungspressekonferenz vom 6. August 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Donnerstag, 6. August 2018

Regierungspressekonferenz vom 6. August 2018

Themen: Erdbeben auf Lombok, mögliches Urlaubsdomizil der
Bundeskanzlerin, Ausweisung des kanadischen Botschafters aus Saudi-Arabien,
Änderung der Geschäftsbedingungen der Deutschen Bundesbank/Bargeldtransfer
in den Iran, mögliche rechtswidrige Abschiebung eines Uiguren von Bayern
nach China, Sami A., Diskussion um eine Einführung einer allgemeinen
Dienstpflicht beziehungsweise die Wiedereinführung der Wehrpflicht,
Auswirkungen der anhaltenden Trockenheit auf die deutsche Landwirtschaft,
Warnungen des Bundesverfassungsschutzpräsidenten vor in Deutschland in
islamistischen Familien aufwachsenden Kindern, Bewerbungen von
EU-Ausländern für den Dienst bei der Polizei in Deutschland, geplante
Errichtung eines Abschiebegefängnisses am Flughafen München, Verhandlungen
über bilaterale Rückführungsabkommen, Vorschlag der Bundesumweltministerin
zur Halbierung des Kohlendioxidausstoßes von Pkw in Europa von 2021 bis
2030, Verhandlungen auf europäischer Ebene über die Flüchtlingsverteilung,
Stärkung der Tarifbindung, mögliche Produktionsengpässe für Hersteller von
Hybridelektrokraftfahrzeugen durch die Worldwide harmonized Light vehicles
Test Procedure (WLTP), Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Asylgesetzes, Forderung des Bundesinnenministers nach mehr Unterstützung
durch die Bundeskanzlerin bei der Einrichtung von AnKER-Zentren


Sprecher: SRS'in Demmer, Breul (AA), Fehling (BMF), Petermann (BMI),
Flosdorff (BMVg), Audretsch (BMFSFJ), Steffen (BMJV), Berve-Schucht (BMG),
Brandt (BMEL), Klein (BMU), Küchen (BMAS), Jornitz (BMWi), Buser (BMVI)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Die Bundeskanzlerin hat dem Präsidenten Indonesiens
kondoliert. Ich zitiere:

"Mit großer Bestürzung habe ich von den beiden Erdbeben erfahren, die die
Insel Lombok erschüttert haben und bei denen viele Menschen den Tod fanden
und Hunderte verletzt wurden. Ihnen und Ihrem Land möchte ich mein tief
empfundenes Beileid aussprechen. Mein aufrichtiges Mitgefühl gilt in dieser
Stunde den Angehörigen der Opfer. Den Verletzten wünsche ich baldige
Genesung."

Frage: Man stellt sich die Frage: Wenn die Bundeskanzlerin kondoliert, von
wo aus tut sie das denn? Können wir heute erfahren, wo sie in ihrem Urlaub
weilt? Nächste Woche am Dienstag hat sie, soweit ich weiß, den ersten
Termin. Können Sie sagen, wo die Kanzlerin ist? Wandert sie, oder was tut
sie?

SRS'in Demmer: Grundsätzlich kann ich Ihnen sagen - wie wir das jedes Mal
tun, wenn die Urlaubszeit naht -, dass die Bundeskanzlerin immer im Dienst,
deswegen auch immer erreichbar und voll arbeitsfähig ist, wie ich es Ihnen
gerade auch vorgetragen habe, und jederzeit über alle aktuellen Situationen
informiert ist. Zu Urlaubsplänen und den -orten sagen wir hier nie etwas.

Frage(zu dem Erdbeben auf Lombok): Ich möchte das Auswärtige Amt fragen, ob
schon Erkenntnisse über die Betroffenheit deutscher Staatsbürger vorliegen,
über Opfer oder auch Menschen, die dort an Flughäfen warten, um
zurückzukommen. Gibt es da schon irgendwelche Zahlen?

Breul: Zum jetzigen Zeitpunkt liegen uns keine Hinweise vor, dass es
Deutsche unter den Opfern gibt. Die deutsche Botschaft in Jakarta ist im
Kontakt mit vielen Betroffenen. Die bisherige Rückmeldung ist, dass es
denjenigen, die vor Ort sind, gut geht und sie wohlauf sind.

Am Flughafen in Lombok ist ein EU-Helpdesk eingerichtet worden. Im Laufe
des Tages wird da auch die deutsche Botschaft vor Ort vertreten sein.

Zu genauen Zahlen von vor Ort, wie viele Deutsche sich auf Lombok befinden
usw., habe ich im Moment noch nichts vorliegen.

Frage: Ich habe eine Frage zu Kanada und Saudi-Arabien. Vom kanadischen
Außenministerium ist Besorgnis ausgedrückt worden ob der Ausweisung des
kanadischen Botschafters wegen kanadischen Protests nach der Festnahme von
Frauenaktivistinnen. Darunter war wohl auch die Schwester von Raif Badawi.

Frau Demmer, wie besorgt ist die deutsche Bundesregierung angesichts
dessen, was sich da abspielt?

Herr Breul, inwieweit setzt sich die Bundesregierung für Herrn Badawi ein,
und inwieweit wird sie sich auch für dessen Schwester einsetzen?

Breul: Ich kann vielleicht vorwegschieben, dass sich die Bundesregierung
selbstverständlich überall auf der Welt für den Schutz von
Menschenrechtsverteidigern einsetzt. Das gilt selbstverständlich auch für
Saudi-Arabien. Manchmal äußern wir uns in Statements dazu öffentlich,
manchmal vertraulich. Das hängt immer ganz vom Einzelfall ab und ist
natürlich immer abhängig vom Interesse des Menschenrechtsverteidigers
selbst. Wir stimmen uns dabei auch eng mit unseren europäischen Partnern ab
und suchen in Menschenrechtsfragen den Dialog mit der saudi-arabischen
Seite in unterschiedlichsten Formaten.

Die Entwicklungen in Saudi-Arabien insgesamt sind differenziert zu
betrachten. Wir haben uns schon wiederholt zu den Reformprogrammen
geäußert, was die saudi-arabische Regierung unternimmt. Hier gibt es aber
kein einfaches Schwarz-Weiß. Sie können sich aber sicher sein, dass wir in
den Fällen, in denen es bei den Menschenrechten aus unserer Sicht nicht in
die richtige Richtung geht, dies ansprechen und auf die Tagesordnung
setzen, wo immer es die Gelegenheit dafür gibt.

SRS'in Demmer: Ich kann nur ganz allgemein sagen, dass wir Differenzen
natürlich immer ansprechen. Menschenrechtsfragen nimmt die Bundesregierung
regelmäßig auch mit den saudi-arabischen Gesprächspartnern auf.

Zusatzfrage: Ich habe eine Nachfrage, konkret auf diesen Fall und diese
Eskalation zwischen Kanada und Saudi-Arabien bezogen: Mit wie viel
Besorgnis betrachtet die Bundesregierung das?

SRS'in Demmer: Ich habe dem jetzt nichts hinzuzufügen.

Breul: Ich meine, grundsätzlich ist es nicht an uns, zu kommentieren, wie
das Verhältnis zweier Drittstaaten untereinander ist. Grundsätzlich haben
wir natürlich ein Interesse daran, dass sich Partner miteinander
austauschen können und sich im Dialog befinden.

Frage: Meine Frage zielt auf den Geldtransfer in den Iran. Die Bundesbank
hat letzte Woche ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen geändert, sodass es
für den Iran schwieriger werden wird, die 300 Millionen Euro zu bekommen,
die er gerne ausführen würde. Ich würde gerne Frau Demmer fragen, was die
Bundesregierung von der Änderung der Geschäftsbedingungen hält.

SRS'in Demmer: Da würde ich das Ressort bitten.

Fehling: Ich kann für das BMF nur auf das verweisen, was meine Kollegin,
Frau Schwamberger, schon am letzten Mittwoch dazu gesagt hat, nämlich dass
wir das nicht zu kommentieren haben.

Zusatzfrage: Dann würde ich gerne noch beim Auswärtigen Amt nachfragen, ob
Sie glauben, Herr Breul, dass dadurch die Verhandlungen, die Gespräche für
das Atomabkommen mit dem Iran erschwert werden könnten?

Breul: Wie meinen Sie das?

Zusatzfrage: Belastet die Änderung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen die
Gespräche mit dem Iran?

Breul: Nein.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI und an das Auswärtige Amt. Vielleicht
haben Sie die Berichterstattung heute über die mögliche rechtswidrige
Abschiebung eine Uiguren von Bayern nach China zur Kenntnis genommen. Es
ist zumindest von den örtlichen Behörden in München eingeräumt worden, dass
diese Abschiebung rechtswidrig gewesen ist. Da hat es eine
Kommunikationspanne zwischen der Behörde dort und dem BAMF gegeben. Mich
würde interessieren, wie das BMI diesen Fall bewertet.

Herr Breul, an Sie die Frage: Die Menschenrechtsbeauftragte, Frau Kofler,
hat diesen Fall mit der allgemeinen Aussage bewertet, dass sie die
Abschiebung von Uiguren nach China aufgrund der aktuellen Lage dieser
Volksgruppe in China für unzulässig hält. Inwiefern schließt sich das
Auswärtige Amt dieser Bewertung an, beziehungsweise wie bewertet das
Auswärtige Amt diese Bewertung?

Petermann: Dann beginne ich einmal, wenn Sie einverstanden sind. - Mir ist
dieser Fall nicht bekannt. Deswegen müssen Sie mir zugestehen, dass ich die
Sachlage erst einmal kläre. Es gab noch den anderen Fall eines Afghanen -
da bin ich noch eine Antwort schuldig -, der aufgrund einer fehlenden
Behördenkommunikation mit dem Gericht zu Unrecht abgeschoben wurde. Dieser
kommt in dieser Woche wieder in Deutschland an. Zu dem anderen Fall kann
ich nichts sagen.

Breul: Frau Kofler ist die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung.
Sie äußert sich in dieser Funktion. Das habe ich nicht zu bewerten.

Frage: Zu dem, was Frau Petermann gesagt hat: Welche Vorkehrungen haben die
Verantwortlichen unter Federführung Ihres Ministeriums getroffen, damit es
zukünftig nicht mehr zu Kommunikationspannen kommt, bei denen es ja um
Leben und Tod gehen kann, was Abschiebungen angeht? Was haben Sie
unternommen, um dem vorzubeugen, nachdem Sie jetzt eingeräumt haben, dass
das ein Irrtum war? Wie sicher kann man sein, dass in Zukunft Menschen
nicht mehr irrtümlich abgeschoben werden?

Petermann: Ich denke, man kann zu der Sicherheit sagen, soweit es
menschenmöglich absehbar ist: Es sind Vorkehrungen getroffen worden. In
Zukunft wird es immer einen Abgleich mit möglichen anhängigen Verfahren
geben - das ist entschieden worden -; denn dort lag ja diese
Kommunikationspanne. Dem Afghanen war der ablehnende Bescheid an eine
falsche Adresse zugestellt worden. Die neue Adresse war nicht eingetragen
worden. Das Gericht hatte zwar darauf aufmerksam gemacht. Aber aus
irgendeinem fehlerhaften Grund erfolgten die Bereinigung nicht und auch
nicht die Kommunikation dazu mit dem Gericht.

Zusatzfrage: Können Sie mir in diesem Zusammenhang sagen, was die
Grundlinie Ihres Ministers ist, lieber einmal zu viel oder einmal zu wenig
abschieben?

Petermann: Diese Frage stellt sich so nicht.

Zusatz: Sie hat sich aber doch praktisch gestellt.

Petermann: Eine fehlerhafte Abschiebung sollte auf gar keinen Fall
geschehen.

Zusatzfrage: Also lieber einmal zu wenig als einmal zu viel abschieben?

Petermann: Eine fehlerhafte sollte auf gar keinen Fall geschehen.

Frage: Wo wir gerade bei dem Komplex "Abschiebung zu Recht oder zu Unrecht"
sind, wüsste ich gerne - Herr Breul oder Frau Petermann -, wie der letzte
Stand zu dem Fall Sami A. ist. Darf er denn nun ausreisen? Welche Papiere
hat er? Was wissen Sie?

Breul: Ich kann nur sagen: Auch wir haben diese Medienberichte gesehen. Wir
haben aber dazu keine weitergehenden Informationen der tunesischen
Innenbehörden. Darum kann ich diese Information der Anwältin des
Betroffenen weder bestätigen noch dementieren. Die Botschaft bemüht sich da
um eine Sachstandsaufklärung.

Petermann: Ich habe dem von meiner Seite nichts hinzuzufügen. Das
Bundesinnenministerium begleitet, aber ist nicht operativ tätig.

Zusatzfrage: Haben Sie aktuell noch einmal nachgefragt? Ich meine, immerhin
bezieht sich die Berichterstattung ja auf ein Verwaltungsgericht und nicht
auf irgendein Gerücht. Haben Sie da jetzt noch einmal nachgefasst, was
heute eigentlich der Stand ist?

Breul: Der Gesprächspartner für uns ist natürlich die tunesische Regierung,
von der die Botschaft Informationen erbittet. Das ist natürlich bei einem
laufenden Verfahren auch laufend der Fall. Ich habe jetzt nur gesagt, dass
wir das, was am Wochenende durch die Medien gegeistert ist, weder
bestätigen noch dementieren können. Aber wir nehmen das natürlich mit den
tunesischen Behörden auf, um zu klären, was jetzt der Sachstand ist.

Zusatzfrage: Das heißt also, Stand jetzt haben Sie keine Kenntnisse davon,
dass Sami A. ausreisen durfte?

Breul: Das ist richtig.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Flosdorff. Am Wochenende ist,
angestoßen durch Frau Kramp-Karrenbauer, die Diskussion über eine
Reaktivierung des Wehrdienstes, wahlweise über eine Dienstpflicht,
aufgekommen. Ich würde gerne wissen: Wie wird das in Ihrem Ministerium
aufgenommen? Wie ist die Haltung dazu? Vor allem: Was würde eine Umsetzung
"on the ground" bedeuten, sprich: Ausrüstung, Unterkunft, Ausbildung? Wäre
man überhaupt dafür gerüstet? Würden dann nicht viel zu viele kommen,
nämlich ungefähr zehnmal so viele, wie man braucht?

Flosdorff: Ich bitte vorweg schon einmal um Verständnis, dass ich diese
ganzen Detailfragen hier in der Kürze der Zeit selbstverständlich nicht
werde ausräumen können, zumal ja auch gar nicht wirklich klar ist, wie am
Ende dann der Zuschnitt oder wie die Voraussetzungen des Modells überhaupt
sein sollen, das im Augenblick vornehmlich auf parteipolitischer Ebene in
der Diskussion ist. Ich kann Ihnen aber gerne trotzdem ein paar Worte dazu
sagen.

Die Ministerin ist der Meinung, dass die Debatte um ein allgemeines
Dienstjahr gut und wichtig ist, vor allem weil sie den Blick auf ein paar
wichtige Themen lenkt, die sowohl für die Gesellschaft als auch für die
Bundeswehr eine enorme Bedeutung haben.

Gestatten Sie mir vorweg die Bemerkung: Aus der Sicht der Ministerin geht
es bei dieser Debatte um ein allgemeines Dienstjahr nicht um ein
Wiederaufleben der alten Wehrpflicht und auch nicht um eine Diskussion, die
auf ein kurzfristiges Ergebnis zielt. Für sie sind vordringlich in der
aktuellen Regierungsarbeit für die Bundeswehr die eingeleitete
Modernisierung des Materialparks, moderne, konkurrenzfähige
Arbeitsbedingungen für Fachkräfte, die heute in der Truppe dienen, sowohl
zivil als auch militärisch, sowie eine verlässliche, auskömmliche
Finanzausstattung, die auch den gestiegenen Anforderungen an die Bundeswehr
Rechnung tragen, darüber hinaus, mit Blick auf Europa, auch die europäische
Vernetzung unserer Verteidigung.

Trotzdem ist das eine sehr hilfreiche und sehr gute Diskussion, aus der
auch die Bundeswehr ihren Profit ziehen kann, und zwar aus mehreren
Gründen: Sie lenkt den Blick auf den hohen Mehrwert, den das Engagement von
jungen Menschen für den Staat, sowohl für das eigene Leben als auch für
unsere Gesellschaft insgesamt, birgt, wenn sie sich für einen begrenzten
Zeitraum ihrem Land zur Verfügung stellen. Das tun die Soldatinnen und
Soldaten der Bundeswehr im Übrigen jeden Tag mit Bravour.

Die Ministerin begrüßt auch den Grundgedanken, der hierdurch angesprochen
worden ist. Man muss immer wieder überprüfen, wenn wir Berufe und Aufgaben
in unserer Gesellschaft haben, die einen besonderen Wert darstellen, ob die
Anreize dafür stimmen. Ist das attraktiv genug, insbesondere vor dem
Hintergrund eines boomenden Arbeitsmarktes? Auch da müssen wir
nachjustieren. Da ist in der vergangenen Legislaturperiode schon einiges
passiert. Wenn Sie in den Koalitionsvertrag für diese Legislaturperiode
schauen, dann werden Sie sehen, dass schon vieles dort angelegt worden ist.
Es gibt deutliche Verbesserungen, sowohl für die militärischen als auch für
die zivilen Beschäftigten der Bundeswehr.

Ein Engagement - egal, ob es bei der Bundeswehr oder in anderen
Einrichtungen ist, die eine besondere Bedeutung in unserem Land haben -
sollte nicht nur mit Dank und Anerkennung einhergehen, sondern mit ganz
handfesten persönlichen Vorteilen für die jungen Menschen, die sich diesen
Aufgaben stellen.

Um auf Ihre Frage zurückzukommen: Sie haben gefragt, wie die
Grundbedingungen heute bei der Bundeswehr sind. Natürlich muss man bei
dieser ganzen Diskussion beachten, dass sich die Bundeswehr in den letzten
20 Jahren deutlich verändert hat, beispielsweise die Aufgaben für junge
Soldatinnen und Soldaten. Ein Großteil der Truppe ist heute auf
hochprofessionelle Einsätze in internationalen Bündnissen eingestellt.
Allein der Umgang mit Hightechausrüstung erfordert mehrere Jahre Übung und
Training.

Wir sind in der Bundeswehr schon heute in der Lage, bis zu 12 Stellen für
einen freiwilligen Wehrdienst zur Verfügung zu stellen. Diese sind in den
vergangenen Jahren immer in einer Größenordnung von etwa 8500 Stellen
befüllt worden, was im Moment, in der derzeitigen Lage für die Bundeswehr,
für die Rekrutierung und Nachwuchsgewinnung als ausreichend befunden wird.
Wir sind uns aber darüber im Klaren, dass sich die Situation für uns in den
nächsten Jahren weiter verschärfen wird, allein schon weil die Demografie
so ist, wie sie ist. Wenn sich die Wirtschaft und der Arbeitsmarkt weiter
so entwickeln, besteht natürlich das Erfordernis, dass wir uns weiter
bemühen, im Verhältnis zu anderen Arbeitgebern immer noch attraktiver und
konkurrenzfähiger zu werden. Dem gilt im Moment die Hauptaufmerksamkeit.

Zusatzfrage: Verstehe ich Sie dann richtig, dass die Freiwilligkeit eher
das Ziel ist als zum Beispiel ein Modell à la Schweden, nämlich alle werden
gemustert, und die Bundeswehr nimmt sich dann diejenigen, die am besten
passen?

Flosdorff: Ich rate dazu, sich auch die Modelle, die in anderen Ländern
gelten, einmal genauer anzuschauen. Bei genauerer Betrachtung wird auch in
Schweden nur derjenige gezogen, der freiwillig zu den Streitkräften kommt.
So sind zumindest die Informationen, die wir direkt von dem schwedischen
Verteidigungsministerium erhalten. Aber natürlich kann man immer über
Modelle nachdenken, die die Basis derer, die dann kommen, verbessern und
vergrößern.

Im Moment bekommen wir für etwa 25 bis 30 Stellen in der Bundeswehr 125
Bewerbungen. Das Verhältnis von 1 zu 16 bei den zivilen Berufen, die wir
ausschreiben, ist sehr gut. Bei den Soldatenberufen haben wir ungefähr
doppelt so viele Bewerber, wie wir Stellen brauchen. Das heißt nicht, dass
wir alle Stellen besetzen können. Natürlich gibt es bei uns, wie auch bei
allen anderen Arbeitgebern in Deutschland, viele Engpässe in Mangelberufen.
Manchmal dauert ist viele Jahre, bis man die Menschen bis dahin ausgebildet
hat, bis wir auf diesen hoch spezialisierten Stellen, die wir heute in der
Mehrzahl haben, die geeigneten Menschen sitzen haben.

Audretsch: Die andere Seite der Debatte - dies hat der Kollege gerade schon
angesprochen - ist die Frage nach Engagement und Zusammenhalt in unserer
Gesellschaft. Über 30 Millionen Menschen engagieren sich in Deutschland -
das ist eine sehr hohe Zahl - und übernehmen damit Verantwortung. Diesen
Menschen gebührt - das einmal vorweggeschickt - größter Respekt für die
Arbeit, die sie für die Gesellschaft leisten.

Wir freuen uns sehr, dass es nun eine Debatte darüber gibt, wie wir
zivilgesellschaftliches Engagement weiter stärken können. Diese Debatte ist
absolut notwendig. Wir führen diese Debatte schon sehr lange. Auch die
Ministerin führt diese Debatte schon sehr lange. Ministerin Giffey hat sich
immer wieder dafür ausgesprochen, dass es gut ist, wenn sich vor allem
Jugendliche, aber auch Menschen in einem anderen Alter, dazu verpflichten,
soziale Tätigkeiten über ein Jahr hinweg zu übernehmen. Das fördert die
Entwicklung jedes Einzelnen. Das fördert aber auch den
gesamtgesellschaftlichen Zusammenhalt.

Viele Menschen engagieren sich schon heute, indem sie sich ein Jahr
verpflichten. Rund 100 Menschen, vor allem junge Leute, leisten einen
Freiwilligendienst. Da sind der Bundesfreiwilligendienst, das Freiwillige
Soziale Jahr, das Freiwillige Ökologische Jahr, die Internationalen
Freiwilligendienste und der Andere Dienst im Ausland zu nennen. Darüber
hinaus fördern wir mit dem Programm "Demokratie leben!" Ehrenamt und
freiwilliges Engagement.

Im Kern machen wir das, worüber jetzt debattiert wird, schon seit vielen
Jahren intensiv: Wir kümmern uns um diejenigen, die sich in dieser
Gesellschaft kümmern.

Der Bundesfreiwilligendienst hat sich in den letzten Jahren zu einer echten
Erfolgsgeschichte entwickelt. Rund 320 Freiwillige haben sich seit dem 1.
Juli 2011 für einen Einsatz im Bundesfreiwilligendienst entschieden. Die
Tendenz ist steigend. Aktuell, im Juli 2018, engagieren sich bundesweit
knapp 40 Männer und Frauen freiwillig im Rahmen des
Bundesfreiwilligendienstes.

Die Debatte, wie wir mehr Solidarität in der Gesellschaft herstellen
können, begrüßen wir. Zu ganz konkreten Konzepten, wie sie gerade
mannigfaltig, vor allem auch im parteipolitischen Raum, in den Ring
geworfen werden, würden wir uns heute im Detail noch nicht äußern.

Frage: Ich habe eine Frage an das Justizministerium und hilfsweise auch an
das Innenministerium. Die Debatte geht ja nicht um ein freiwilliges
Dienstjahr, sondern um ein verpflichtendes Dienstjahr. Da gibt es
verfassungsrechtliche und europapolitische Bedenken, dass zum Beispiel
Zwangsarbeit verboten ist usw. Wie sehen Ihre Ministerien diese
Rechtsfragen? Wie stehen Sie allgemein zu den Vorschlägen eines
verpflichtenden Dienstjahres?

Petermann: Ich kann gerne beginnen. - Die Frage ist in der Tat, ob dieser
Pflichtdienst erstens nach unserem Grundgesetz und zweitens auch
europarechtlich zulässig wäre. Er wäre freiwillig ohne Weiteres zulässig
und bedürfte auch keiner Grundgesetzänderung.

Sollte aber eine Verpflichtung dazu beabsichtigt sein, dann stellt sich
schon die Frage, ob dies mit dem Grundgesetz noch vereinbar ist,
insbesondere mit Artikel 12 Abs. 2 des Grundgesetzes, was grundsätzlich den
Zwang zu einer bestimmten Arbeit verbietet. Möglich wäre dies in einem ganz
engen verfassungsrechtlichen Rahmen, wenn es eine herkömmliche, allgemeine
oder für alle gleich geltende öffentliche Dienstleistungspflicht wäre. Eine
Deichschutzpflicht oder eine Nothilfepflicht wären beispielsweise so etwas.
Man könnte auch an eine Feuerwehrpflicht denken. Als Pflichtdienst wäre das
wahrscheinlich nur in einem sehr engen Rahmen möglich.

Zusatzfrage: Wenn ich das richtig interpretiere, haben Sie eine große
Skepsis, dass dieser Vorschlag überhaupt umsetzbar ist.

Petermann: Zumindest müsste das verfassungsrechtlich sehr gründlich geprüft
werden. Die Problemfelder habe ich aufgezeigt.

Zusatzfrage: Das Justizministerium sieht das ähnlich?

Steffen: Genau. Als anderes Verfassungsressort können wir uns dem natürlich
nur anschließen. Da ist jetzt einfach eine Debatte im politischen Raum. Ich
denke, es ist zum jetzigen Zeitpunkt absolut zu früh, irgendwelche
Prognosen darüber abzugeben. Wenn uns etwas Konkretes dazu vorgelegt wird,
werden wir das natürlich gerne prüfen.

Frage: Ich habe noch eine Frage zum Thema Dienstpflicht, allerdings an das
Gesundheitsministerium: Wäre eine solche Dienstpflicht überhaupt geeignet,
beispielsweise den Pflegenotstand abzufedern? Wie steht Ihr Haus dazu?

Berve-Schucht: Danke schön für die Frage. - Ich möchte darauf hinweisen,
dass das im Moment noch eine parteipolitische Debatte ist und wir uns als
BMG zu der Ausgestaltung nicht äußern können. Aber sicher - Sie haben es
angesprochen -: Es gibt natürlich einen Mangel an Pflegekräften bei uns.
Insofern wäre es möglicherweise ein positiver Effekt, wenn junge Menschen
auf diese Weise an Pflegeberufe herangeführt werden.

Frage: Herr Flosdorff, vielleicht noch einmal zwei kurze Fragen zur
Bundeswehr. Erstens. Sie haben sich relativ zurückhaltend geäußert. Heißt
das, dass die Ministerin die Debatte zwar gut findet, sich aber selbst,
auch wenn es über eine Dienstpflicht kommen würde, davon gar keinen Vorteil
verspricht?

Die zweite Frage: Sie haben die Zahlen für diejenigen genannt, die im
Moment freiwillig Wehrdienst leisten. Habe ich das richtig verstanden, dass
diese Zahlen für die Bundeswehr ausreichend sind? Sie braucht also im
Moment gar nicht mehr?

Flosdorff: Um hinten anzufangen: Für den Moment ist das auskömmlich. Das
ist eine stabile Bewerberlage, die über die vergangenen Jahre hinweg
relativ konstant gewesen ist. Uns ist aber klar, dass es von Jahr zu Jahr
immer schwieriger werden wird, diese Zahlen zu generieren. Deswegen ist die
Ministerin - das ist aber auch bekannt - schon seit vielen Jahren auch
darum bemüht, die Attraktivität unserer Arbeitsbedingungen bei der
Bundeswehr zu verbessern. Das reicht von der Flexibilisierung von
Arbeitszeiten über das Schauen darauf, wie die Versorgung ist und was man
bei der sozialen Absicherung verbessern kann, bis hin zur Einrichtung der
persönlichen Ausstattung und Unterkunftsmöglichkeiten, also all das, was im
zivilen Berufsleben irgendwie auch zählt. Natürlich wissen wir, dass wir da
andere Kuratelen haben, dass der Soldatenberuf ein ganz besonderer Beruf
ist und dass es dort Härten gibt, die mit denen in anderen Berufen nicht
vergleichbar sind. Das gilt natürlich nicht für die Einsätze. Umso mehr
fühlen wir uns bemüht, uns da zu engagieren, und da gibt es ein gesamtes
Gesetzespaket, das jetzt auch wieder im Koalitionsvertrag angelegt worden
ist und das in dieser Legislaturperiode auf den Weg gebracht werden soll.
Das ist wirklich noch einmal eine ganze Summe an Verbesserungen, die da
kommen wird. Es ist ein kontinuierlicher Prozess.

Natürlich haben wir irgendwie ein hohes Interesse daran, dass sich die
Basis derer, die in Erwägung ziehen, zur Bundeswehr zu kommen, und sich
vielleicht auf einen in der Spitze, wenn wir es denn ausschöpfen würden, 12
Plätze für den freiwilligen Dienst bewerben - - - Dann wäre das natürlich
positiv. Allerdings warne ich davor, das jetzt als das einzige Eintrittstor
in die Bundeswehr zu begreifen. Die Vielzahl von Bewerbungen generieren wir
auch außerhalb des freiwilligen Wehrdienstes in der Bundeswehr. Das sind
Querwechsler, die aus zivilen Berufen kommen und dann eine militärische
Ausbildung nachholen. Die kommen in die Zivilberufe hinein. Es gibt also
viele Wege, die in die Bundeswehr führen.

Wir erweitern das auch ständig; Sie haben es vielleicht jetzt bei der
Aufstellung unserer Cybereinheiten mitbekommen. Auch da haben wir noch
einmal weitere Erleichterungen auf den Weg gebracht. Da senken wir auch die
Hürden. Wir zeigen uns flexibel, was Altersgrenzen angeht. Genauso wie die
zivilen Arbeitgeber auch lassen wir uns da etwas einfallen. Aber wir müssen
schauen: Wie können wir attraktiv bleiben? Können wir irgendwie auch
dadurch, dass wir die Rahmenbedingungen verbessern - dabei sind wir auch
wirklich auf Unterstützung der Politik, des Parlaments, des Gesetzgebers
und insbesondere des Haushaltsgesetzgebers angewiesen -, so attraktiv
bleiben, dass die Bundeswehr auch in den nächsten fünf, zehn oder 20 Jahren
ihren Aufgaben nachkommen kann?

Ich habe es auch noch einmal gesagt: Das Personal ist im Moment ein
wichtiges Thema für uns. Aber die konkreten, in der akuten Regierungsarbeit
wichtigen Themen - - - Es ist ein mittelfristiges Thema: Wie gehen wir mit
dem Personal um? Wie können wir das Personal rekrutieren? - Ebenso wichtig
ist: Wir müssen bei der eingeleiteten Modernisierung des Materialparks
vorankommen. Wir müssen die Arbeitsbedingungen anpassen, Jahr für Jahr für
Jahr. Wir müssen eine auskömmliche Finanzausstattung haben - da ist noch
einiges zu tun -, und wir müssen vor allem - das Szenario der
Sicherheitslage verändert sich ja auch weiter - mit der europäischen
Vernetzung in Bezug auf Zukunftsthemen wie zum Beispiel dem Cyberthema oder
dem Thema der hybriden Kriegsführung weiterkommen. Das sind alles ganz
wichtige Felder, die mit im Fokus stehen.

Frage: Herr Flosdorff, ich würde gerne noch einmal nachfragen; vielleicht
habe ich es einfach nicht verstanden. Die Ministerin findet die Idee -
darüber war ja am Wochenende auch gesprochen worden, zumindest von einigen -
 einer Wiedereinführung der Wehrpflicht generell nicht sinnvoll oder nicht
interessant. Ist das so?

Flosdorff: Ich habe es eben auch schon gesagt, und ich sage es gerne noch
einmal: Die Ministerin versteht diese angestoßene Debatte um eine
allgemeine Dienstpflicht, die ja in unterschiedlichsten Varianten auch da
draußen in der Diskussion ist, nicht als eine Debatte um die
Wiedereinführung der Wehrpflicht alten Stils, wie wir sie gehabt haben. Das
wäre schon aus juristischen Gründen in dieser Art und Weise und in
demselben Zuschnitt nicht möglich. Die Bundeswehr hat sich in den letzten
Jahren auch tatsächlich verändert. Es gibt auch tatsächliche Grenzen.

Trotzdem: Bei dieser Debatte geht es eigentlich im Kern darum, wie wir
jungen Menschen Anreize dafür setzen können, dass sie sich auch berufenen
Aufgaben in unserer Gesellschaft stellen, die sehr, sehr wichtig für die
Allgemeinheit sind, die ein besonderes Interesse genießen und die
Besonderes verdienen, und darum, wie wir dafür die richtigen Anreize setzen
können. Andere Länder führen diese Diskussionen auch. Das erfahren wir hier
nicht so sehr. Das gibt es dort ganz genauso. Da gibt es unterschiedliche
Wege, auf denen man das löst.

Aber diese Diskussion lenkt den Fokus schon auf die richtigen Punkte: Wie
schätzen wir diese Menschen wert, nicht nur in Anerkennung, Lob und Dank -
das kann auch mehr sein -, sondern auch in ganz konkreten, handfesten
Vorteilen? Was können wir diesen Menschen bieten, wenn sie zu uns kommen?
Wie können wir diesen Menschen vielleicht auch Anreize für die Zeit nach
einem Dienst bei der Bundeswehr oder in anderen Einrichtungen setzen, die
ja hier auch vertreten sind? Wie können wir auf das Radar der jungen
Menschen kommen? - Darüber machen sich viele Gedanken, und diese Diskussion
ist wirklich lohnend, weil sie auch noch einmal den Wert der Leistung
betont, die da erbracht wird.

Zusatzfrage: Ginge es bei alledem aber aus Sicht Ihres Ministeriums nicht
um eine Dienstpflicht?

Flosdorff: Wenn Sie eine Wehrpflicht des alten Zuschnitts meinen, dann
versteht die Ministerin diese Debatte nicht so. Dafür gibt es die bekannten
und auch hier jetzt schon thematisierten Hürden und Bedenken. Es gibt
darüber hinaus auch noch eine Reihe von tatsächlichen Hürden, die sich
aufbauen, weil die Zeit fortgeschritten ist. Weil der Weg in eine
Wehrpflicht alten Zuschnitts letztlich aus tatsächlichen Gründen sehr,
sehr, sehr, sehr schwierig wäre, stellt sich diese Frage für die Ministerin
nicht.

Sie begrüßt diese Debatte. Die berührt die richtigen Punkte. Sie benennt
die richtigen Werte. Sie legt den Finger in die Wunde: Wo haben wir Mängel?
Wo haben wir Engpässe? Wo müssen wir uns irgendwie darum bemühen,
attraktiver zu werden und bessere Anreize zu schaffen? - Insofern begrüßt
sie diese Debatte sehr. Es ist eine lohnende Debatte. Trotzdem habe ich
auch benannt, wo jetzt in der aktuellen Regierungsarbeit - wir diskutieren
ja hier an dieser Stelle jetzt eigentlich nicht Grundsatzprogramme für das
Jahr 2020, sondern aktuelle Regierungsarbeit - die Schwerpunkte der
Ministerin liegen.

Frage: Die Wehrpflicht ist ja seit 2011 nur ausgesetzt. Warum gibt es, wie
Sie, Herr Flosdorff sagen, auch so viele juristische Bedenken dagegen, sie
wieder zu revitalisieren? Ganz platt gefragt: Wenn etwas ausgesetzt ist,
dann müsste es doch relativ einfach sein, es in den alten Zustand
wiederzubeleben, auch wenn das die Ministerin für nicht sinnvoll hält. An
das Justizministerium: Wo ist mein Denkfehler, wenn es da einen gibt?

Steffen: Von juristischen Bedenken war hier, glaube ich, nicht die Rede.
Wir haben die Grenzen aufgezeigt und gesagt: Wir werden das prüfen, wenn es
vorliegt. Aber ich glaube, so konkret haben wir das nicht benannt.

Zusatzfrage: Herr Flosdorff hat aber eben auch von rechtlichen Bedenken
gesprochen, eine Wehrpflicht alten Stiles so wieder umzusetzen. Deshalb
frage ich noch einmal: Geht es, dass man eine ausgesetzte Wehrpflicht
einfach wieder einsetzt? Was bedarf es, um das zu tun?

Flosdorff: Ich kann hier insofern unterstützen, als die Wehrpflicht im
Moment auch möglich wäre. Dafür bräuchten wir aber einen Spannungs- und
Verteidigungsfall, und über diese Situation reden wir hier in dieser
Debatte jetzt nicht. Dann wäre das auch jetzt möglich.

Wenn man das jetzt erweiterte: Ich kann mich jetzt nicht in all diese
Varianten, die da draußen in der Diskussion sind, und darin, was daran für
juristische Kuratelen hängen, hineindenken. Das eine ist die Wehrpflicht,
das andere ist eine allgemeine Dienstpflicht. Daran würden jeweils wieder
andere Voraussetzungen hängen. Ich kann Ihnen das hier nicht näher
erläutern und bitte auch um Verständnis dafür, dass dann in diesem Stadium
der Diskussion, in dem auch wirklich sehr offen ist, wie dann am Ende das
konkrete Szenario aussehen wird, das dann zu prüfen wäre, nicht alle
spekulativen Varianten durchgespielt werden.

Zusatzfrage: Ich will ja gar nicht spekulieren. Ich will nur wissen, um es
ganz konkret zu sagen: Spricht verfassungsrechtlich irgendetwas dagegen,
die Wehrpflicht wieder einzusetzen?

Steffen: Ich glaube, so konkret können wir das hier einfach schlichtweg
nicht sagen, weil das eine hypothetische Frage ist.

Zuruf: Doch, das ist eine einfache gesetzliche Frage!

Petermann: Genau. Wenn ich das ergänzen darf: Die Wehrpflicht wurde durch
Gesetz ausgesetzt, und sie könnte auch durch Gesetz wieder eingesetzt
werden, natürlich nur in dem vorherigen Rahmen.

Frage: Herr Flosdorff, Sie sagten, wir bräuchten einen Spannungs- oder
Verteidigungsfall dafür. Heißt das, vorher ginge es nicht?

Flosdorff: Nein. Dann könnten wir auch so einziehen. Sie ist ausgesetzt.
Dann bräuchten wir auch, so verstehe ich das jetzt - - - Entschuldigung,
ich kann Ihnen das jetzt hier nicht durchdeklinieren. Dann könnten wir
sofort wieder beginnen, einzuziehen. Aber es gibt ja lauter
Voraussetzungen, die geschaffen werden müssen, damit man überhaupt so etwas
machen kann. Das geht mir jetzt also alles zu weit. Ich bitte um
Verständnis. Ich gehe hier nicht ins Detail. Sie können gerne, wenn Sie ein
konkretes Modell vor Augen haben beziehungsweise wenn es das alte Modell
ist, konkret diese Anfrage dazu stellen. Dann werde ich das unseren
Juristen vorlegen. Die können Ihnen das dann in allen Varianten
durcharbeiten.

Zusatz: Aber wenn wir im Verteidigungsfall anfangen, die
Kreiswehrersatzämter zu revitalisieren, dann geht die Sache wahrscheinlich
nicht gut aus. Das ist doch viel zu spät!

Flosdorff: Ich glaube, der Verteidigungsfall ist eine sehr besondere
Situation, und dann gibt es auch noch andere Fragen, die sich stellen.

SRS'in Demmer: Vielleicht könnte ich auch einfach noch einmal abschließend
etwas sagen: Die Wiedereinsetzung oder der Widerruf der Aussetzung der
Wehrpflicht steht ja jetzt gar nicht zur Debatte. Es handelt sich um eine
parteipolitische Debatte, die ganz am Anfang steht, und dabei sind viele
Dinge zu bedenken. Dabei geht es um die Abwägung von Grundrechten junger
Menschen gegenüber gesellschaftspolitischen Gesichtspunkten.

Aber ich würde die Gelegenheit hier doch noch einmal nutzen wollen, darauf
hinzuweisen, wie wertvoll und wie unverzichtbar der Dienst dieser vielen
Freiwilligen auf beiden Seiten - also bei der Bundeswehr, aber auch im
Bundesfreiwilligendienst - ist, der geleistet wird, der für unser Land
nicht zu unterschätzen ist und der wertvoll ist. Solches freiwilliges
Engagement ist wichtig für unsere Gesellschaft, und ohne es wäre unser Land
an vielen Stellen ärmer.

Zusatzfrage: Frau Demmer, nachdem wir jetzt schon gelernt haben, dass die
Verteidigungsministerin und die Familienministerin die Debatte wertvoll
finden, und Sie uns gesagt haben, dass die Kanzlerin ja nie so richtig im
Urlaub ist: Wie findet die Kanzlerin denn diese Debatte - auch wertvoll?

SRS'in Demmer: Wie gesagt: Es gibt eine parteipolitische Debatte, die wir
hier von der Regierungsbank aus jetzt nicht bewerten. Debatten zu führen,
ist in einer Demokratie immer gut. Grundsätzlich ist jedenfalls das
freiwillige Engagement, das es jetzt schon gibt, sehr wertvoll für unsere
Gesellschaft.

Frage: Ich wollte nur noch einmal eine ganz kurze Präzisierung vom
Familienministerium erhalten. Sie haben sich ja sehr positiv gegenüber
diesem freiwilligen Engagement geäußert. Aber würden Sie das bei einer
allgemeinen Pflicht ähnlich positiv sehen, oder was ist die Haltung des
Familienministeriums dazu?

Audretsch: Dazu kann ich noch einmal das wiederholen, was ich vorhin am
Ende dessen gesagt habe, was ich ausgeführt habe, nämlich dass wir uns zu
konkreten Konzepten - in welcher Form auch immer - hier im Moment nicht
äußern. Das sind Konzepte, die gerade in parteipolitischen Zusammenhängen
diskutiert werden, und die rechtlichen Fragen, die es in so einem Fall zu
klären gilt, wurden genannt. Natürlich müssen solche rechtlichen Hürden
bedacht werden, wenn man eine solche Debatte führt. Zu einzelnen Fragen,
wie sie im Moment dann auch in den verschiedenen Varianten durchdekliniert
werden, werde ich mich hier heute nicht äußern.

Frage: Ich wollte nur noch einmal darum bitten, dass wir für unser aller
Hinterköpfe einfach klären, wie denn die Wehrpflicht der Bundeswehr wieder
aktiviert werden könnte. Mein Verständnis war nämlich eher das von Frau
Petermann, dass das relativ einfach per Bundestagsbeschluss gehen würde.
Wenn Sie das einmal unter sich klären und es uns wissen lassen würden, dann
fände ich das also gut.

Petermann: Es ist alles gesagt.

Frage: Ich habe eine Frage an das Landwirtschaftsministerium. Am letzten
Mittwoch hatte die Ministerin ja angekündigt, dass sie einen Brief an die
Länder bezüglich möglicher schneller Hilfen vor allen Dingen für die
Viehwirtschaft schreiben werde. Können Sie einen Überblick darüber geben,
wie der Stand der Antworten ist? Die Ministerin hat es nämlich auch, was
die Viehwirtschaft angeht, eilig gemacht, und von der Antwort der Länder
hängt ja die komplementäre Hilfe des Bundes ab. Zeichnet sich jetzt also
schon ein Bild ab, das in den Ländern gezeichnet wird? Welche Länder haben
geantwortet? Zeichnet sich auch schon ab, wie der Bund helfen wird?

Ich habe eine zweite Frage an Frau Demmer. Die Lage der Landwirte wird ja
immer prekärer. Hat die Bundeskanzlerin eigentlich die Absicht, sich
persönlich ein Bild der Lage zu machen? Im Herbst, wenn es wieder regnen
wird, könnte es zu spät sein.

Brandt: Erst einmal zu den Ländern: Das hat - Sie haben es ganz richtig
gesagt - die Ministerin auch auf der Pressekonferenz am letzten Mittwoch
gesagt, auf die ich auch noch einmal für die anderen Kollegen verweisen
möchte. Die Länder haben noch die Möglichkeit, zu antworten. Insofern kann
ich Ihnen hier jetzt keinen Stand der Dinge nennen. Wir haben also noch
Zeit, zu antworten, und deshalb kann ich das an dieser Stelle jetzt nicht
bewerten.

Zusatzfrage: Sind überhaupt noch keine Antworten eingetroffen?

Brandt: Ich gebe Ihnen jetzt keinen Zwischenstand. Wir machen das
gesammelt, dann bewerten wir die Antworten, und dann schauen wir weiter.

SRS'in Demmer: Termine der Kanzlerin geben wir ja in der Regel am Freitag
der Vorwoche bekannt, aber jedenfalls immer rechtzeitig.

Frage: Ich habe eine Frage an das Justizministerium und das
Familienministerium. Verfassungsschutzpräsident Maaßen hat auf mögliche
Gefahren hingewiesen, die darauf zurückzuführen sind, dass Kinder in
islamistischen Familien aufwachsen und radikalisiert werden. Mich würde
interessieren: Was kann da vorher, also präventiv, getan werden?

Der Verfassungsschutzpräsident sagte auch: Nicht nur der Verfassungsschutz
und die Sicherheitsbehörden müssten darin einbezogen werden, sondern auch
die Sozialbehörden. Gibt es auf Ihrer Seite Überlegungen dazu, wie man dem
entgegenwirken kann?

Das Innenministerium wäre, glaube ich, der richtige Ansprechpartner für die
Frage, die dahinter steht, nämlich die Herabsetzung der Voraussetzungen für
Beobachtungsmöglichkeit von Kindern unter 14 Jahren. Wie stehen Sie dazu?
Sind Sie dafür?

Petermann: Ich kann gerne beginnen. Es gibt Deradikalisierungsprogramme. Im
Einzelnen kann ich sie Ihnen hier nicht aufzählen. Wenn Sie Interesse daran
haben, dann könnten wir das nachholen. Aber diese Programme gibt es, und
die werden natürlich auch in Kontakt mit den zuständigen Behörden
durchgeführt.

Bei der Frage der Absenkung des Mindestalters geht es letztlich um die
Speicherung im Informationssystem NADIS. Das BMI ist hier noch in internen
Überlegungen darüber begriffen, ob diese Altersgrenze abgesenkt werden
soll.

Zusatzfrage: Können Sie etwas zu diesen Überlegungen sagen? Was sind dabei
die Knackpunkte?

Petermann: Knackpunkte sehe ich im Augenblick nicht so recht. Die
Altersgrenze ist ja gerade erst, vor einem oder zwei Jahren, gesenkt
worden; ich glaube, von 16 auf 14 Jahre. Es gibt durchaus Anhaltspunkte
dafür, diese Altersgrenze herabzusetzen, auch aufgrund von Vorfällen, die
von noch Jüngeren ausgingen. Insofern ist es durchaus eine Überlegung wert,
das zu tun. Wir sind aber noch nicht zu einem abschließenden Ergebnis
gelangt.

Zusatz: Damit wäre die Frage an das Familienministerium wahrscheinlich
beantwortet.

Audretsch: Die konkrete Frage ist die nach der Prävention. Es ist richtig,
dass das Bundesfamilienministerium Radikalisierungspräventionsprogramme in
verschiedenen Varianten fördert. Es gibt das Programm "Demokratie leben!",
aus dem solche Programme finanziert werden. Die Ministerin hat Ende Mai
entschieden, das Programm "Demokratie leben!", das viel, viel mehr umfasst,
das nämlich Engagement, Förderung und zivilgesellschaftliches Engagement
insgesamt umfasst, zu entfristen, um da auch eine stabile Arbeit zu
ermöglichen. Innerhalb dieser Arbeit arbeiten wir auch am Thema der
Radikalisierungsprävention, was den Hintergrund Islamismus angeht. Genauso
geht es natürlich um Radikalisierungsprävention, was die Frage von
Rechtsextremismus und jeglicher Form von Extremismus angeht. Das ist Teil
der Arbeit des Bundesfamilienministeriums.

Zusatzfrage: Gezielt ging es ja jetzt um kleine Kinder. Erreichen Sie die
nicht?

Audretsch: Kinder sind im Kern Opfer des Umfelds, in dem sich Kinder
befinden. Insofern muss das Umfeld adressiert werden, auch mit
Präventionsprogrammen, um letztlich die Situation von Kindern zu
adressieren. Das ist auch der Fokus. Das Kindeswohl muss dabei immer im
Mittelpunkt stehen. Letztlich sind in solchen Fragen die
Jugendschutzbehörden vor Ort relevant, wenn es zu der Einschätzung kommt,
dass dort eingegriffen werden müsste.

Frage: Frau Petermann, Sie sprachen von Vorfällen, die von Jüngeren
ausgegangen seien. Können Sie das quantifizieren? Können Sie auch etwas zum
Gefahrenpotenzial sagen?

Eine zweite Frage in diesem Zusammenhang: Es gibt ja eine
UN-Kinderrechtskonvention, die den Schutz von Kindern besonders betont. Das
wird auch in den Lissabonner Verträgen fortgeschrieben. Das gibt es also
auch auf EU-Ebene. Wird das in Ihre Überlegungen mit einbezogen, oder
spielt das dabei gar keine Rolle?

Petermann: Selbstverständlich kann ich mich nur den Kollegen anschließen:
Das Kindeswohl steht im Vordergrund und wird auch Einfluss auf eine
letztlich Entscheidung nehmen.

Konkrete Vorfälle kann ich Ihnen hier weder quantitativ noch qualitativ
benennen. Ich weiß nur, dass es so etwas gab.

Frage: Frau Petermann, es scheint so zu sein, dass die Berliner Polizei
Personalprobleme hat. Es fehlen junge Polizisten. Die neue Chefin hat
angeboten, sogar jungen Europäer einen Job als Polizisten anzubieten. In
den sie diesen Weg ein wenig unorthodox oder normal? Ist es auch möglich,
dass diese Möglichkeit jungen Leuten in anderen Ländern offenstände, zum
Beispiel aus Spanien, wo so viele junge Leute arbeitslos sind? Wäre das
auch eine Möglichkeit, die Jugendarbeitslosigkeit in Südeuropa zu
bekämpfen?

Petermann: Es ist so, dass die Bundespolizei aus guten Gründen sehr viele
Stellen erhalten hat, alleine 7500 bis 2020. Wir haben daraufhin eine noch
größere Personalgewinnungsinitiative gestartet, die auch sehr erfolgreich
abläuft. Es sind durchaus schwierige Auswahlverfahren. Für diese
Auswahlverfahren können sich auch EU-Ausländer bewerben, und das kommt auch
vor.

Zusatzfrage: Wisse Sie, wie die Zahlen im Moment aussehen?

Petermann: Nein, leider nicht. Ich hole das nach. Eine konkrete Zahl habe
ich nicht vorliegen.

Zusatzfrage: Wenigstens in einer Berliner Zeitung war zu lesen, es gäbe
schon kroatische Polizisten in Berlin. Ich glaube, es war auch von
rumänischen Polizisten die Rede. Könnten Sie das eventuell - - -

Petermann: Ich kann Ihnen keine Zahl nennen, die nach EU-Nationalitäten
aufgeschlüsselt ist.

Zusatzfrage: Aber es betrifft nicht nur Berlin, sondern auch - - -

Petermann: Auch bei der Bundespolizei können sich EU-Ausländer bewerben.

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema Flüchtlinge an das Innenministerium.
Das Land Bayern plant ja am Münchner Flughafen ein Haft- und
Deportationszentrum. Der Innenminister ist ja den bayerischen Verhältnissen
nicht ganz fern, und da lautet die Frage, ob das jetzt ein Plan für ganz
Deutschland ist.

In diesem Zusammenhang sagte Staatssekretär Teichmann, dass er über die
Anzahl der Flüchtlinge besorgt sei, die jetzt über Spanien in die EU
kommen, und sagte dafür Hilfe zu. Können Sie vielleicht auch noch einmal
konkret sagen, welche Art von Hilfe das sein soll?

Petermann: Ich bin hier die Sprecherin des Bundesinnenministeriums und kann
nicht für den Freistaat Bayern sprechen. Ich kann aber ganz grundsätzlich,
glaube ich, für alle Bundesländer oder ganz allgemein sagen: Haft- und
Deportationszentren, wie Sie es, glaube ich, nannten, ist ein Begriff, den
niemand hier ernsthaft erwägen sollte.

Zusatzfrage: Aber sind Ihnen die Pläne bekannt?

Petermann: Die Pläne sind mir nicht bekannt, nur aus der Presse, weil ich
nur für das Bundesinnenministerium sprechen kann und nicht für den
Freistaat Bayern.

Zu den Äußerungen von Herrn Teichmann: Ich selbst war bei dem Gespräch
dabei. Er hat nicht gesagt, dass schon Asylbewerber über Spanien nach
Deutschland kommen, sondern er betrachtet es mit Sorge für den Fall, dass
sie kommen.

Frage: Zu den Rückführungsabkommen: Soll jetzt auch Spanien in die
Verhandlungen mit einbezogen werden?

Können Sie etwas zu dem Stand der Verhandlungen mit Griechenland und
Italien sagen? Denn die erste richtige Augustwoche hat ja jetzt begonnen.

Petermann: Mit Griechenland, mit Italien und auch mit Spanien wird über
bilaterale Rückführungsabkommen verhandelt. Es gibt keinen neuen Stand. Das
heißt, ich kann nur das wiederholen, was ich in der vorigen Woche schon
gesagt hatte. Es ist durchaus positiv erkennbar, dass ein ernsthafter
Verhandlungswille und auch eine ernsthafte Einigungsbereitschaft bestehen.
Aber die Verhandlungen sind noch nicht abgeschlossen. Sollte es dazu einen
neuen Stand geben, würde ich ihn hier selbstverständlich mitteilen.

Zusatzfrage: Gibt es Besuchspläne für diese Woche?

Petermann: Das kann ich jetzt nicht sagen.

Frage: Hält die Umweltministerin an ihrem Vorschlag fest, dass es möglich
sei, bis zum Jahr 2030 den CO2-Ausstoß der gesamten europäischen Pkw-Flotte
um 50 Prozent gegenüber 2021 zu senken, oder ist er nach dem Bekanntwerden
der Bedenken des Finanzministers und Vizekanzlers vom Tisch?

Klein: Sie spielen auf die Berichterstattung vom Wochenende an. Dazu haben
wir schon kurz Stellung bezogen. Die Bundesregierung, um damit anzufangen,
hat ihre Entscheidungsfindung im Hinblick auf die Positionierung zu den
EU-Vorschlägen zu den neuen CO2-Grenzwerten für Pkw und leichte
Nutzfahrzeuge noch nicht abgeschlossen. Es wird verhandelt. Das BMU
verhandelt vor allem mit dem Wirtschaftsministerium. Die Ministerin ist mit
dem Vorschlag, den Sie gerade referiert haben, in die Verhandlungen
gegangen. Die Verhandlungen sind noch nicht abgeschlossen. Wir müssen uns
einfach noch etwas gedulden, bis im Oktober der Umweltrat stattfindet und
feststeht, mit welchem Vorschlag wir am Ende hineingehen.

Zusatzfrage: Die Frage war ja, ob die Ministerin derzeit noch an ihrem
Vorschlag festhält.

Wenn ich eine Zusatzfrage stellen darf: Ist die Ministerin der Meinung,
dass das technisch machbar wäre? Offenbar sind ja die Automobilhersteller
und deren Betriebsräte der Auffassung, dass das technisch nicht leistbar
sei. Haben Sie sich zuvor davon überzeugt, und sind Sie sicher, dass es
technisch umsetzbar ist?

Klein: Ich konnte nach dieser Berichterstattung noch nicht mit der
Ministerin darüber sprechen. Es gibt aber keine Anhaltspunkte dafür, dass
sie an ihrer Forderung nicht festhielte.

Sie können sicher sein, dass die Ministerin ihre Forderung nicht einfach
aus der Luft greift, sondern sie macht sich dazu Gedanken. Ich weiß, dass
dazu Gespräche stattgefunden haben. Konkret zu diesen Gesprächen kann ich
nichts sagen. Aber es ist natürlich immer Voraussetzung, dass das technisch
machbar ist. Aber wir wissen, dass vieles technisch geht, und weil der
Verkehrssektor - das hat ja die Kanzlerin vor einigen Wochen auch gesagt -
unser besonderes Sorgenkind ist, ist es ein besonderes Anliegen auch der
Ministerin, dass wir genau da etwas machen, wo es technisch möglich ist, um
nämlich das Problem genau an der Wurzel und bei den Ursachen zu packen.

Frage: Frau Petermann, ich habe eine Frage zu dem Sommerinterview gestern.
Herr Seehofer hat noch einmal über die Verhandlungen auf europäischer Ebene
über die Flüchtlingsverteilung gesprochen und gesagt, dass man in der
nächsten Woche - er hat gesagt, die nächste Woche sei die erste richtige
Augustwoche - noch einmal zusammenkommen wolle, um über den
Verteilungsschlüssel zu sprechen, und wenn das nicht gelinge, müssten sich
vielleicht auch die Staats- und Regierungschefs dieser Sache noch einmal
annehmen.

Deswegen meine Frage: Wann in dieser Woche treffen sich die Innenminister
noch einmal zu diesem Thema? Ab welchem Zeitpunkt ist dann der Moment
erreicht, an dem die Staats- und Regierungschefs das noch einmal aufnehmen
müssen?

Petermann: Ich kann Ihnen keine konkreten Ministergesprächstermine
benennen. Das ist Punkt eins.

Es ist richtig, der Minister hat schon in seiner Haushaltsrede Anfang Juli
gesagt, dass sich gegebenenfalls die Regierungschefs darüber noch einmal
unterhalten müssten, immer gesetzt den Fall, dass man sich auf Länderebene
nicht einig wird.

Gab es noch eine dritte Frage? Ich glaube, das war es.

Zusatzfrage: Die Frage war eigentlich die erste, nämlich wann diese Woche
denn der Zeitpunkt gekommen ist, an dem man entweder eine Einigung erzielt
hat oder keine Einigung erzielt hat. Denn den Termin kennt hier niemand.

Petermann: Ich verstehe Ihr Interesse. Den Termin kann ich nicht und kann
im Moment niemand ganz konkret benennen. Aber Sie werden es erfahren, wenn
es soweit ist.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMAS. Gerade auch wegen der Vorgänge bei
real war zuletzt das Thema der Tarifflucht wieder ein bisschen höher
gehängt. Es gab schon einige Forderungen an die Bundesregierung, man müsse
da mehr tun. Was sagen Sie dazu?

Küchen: Die Stärkung der Tarifbindung ist, wie Sie wissen, seit jeher ein
wichtiges Anliegen des BMAS. Auch der amtierende Minister Heil hat diese
Absicht seit Amtsantritt immer wieder deutlich gemacht. Wenn Sie an die
Arbeitsprojekte beim Thema der Arbeitszeitflexibilität denken oder auch die
Erhöhung der Tarifbindung in der Pflege, dann wird deutlich, dass es auch
aktuelles Regierungshandeln ist. Denn Tarifverträge bieten für
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einfach ein Mehr an Schutz; für
Arbeitgeber bieten sie Planungssicherheit.

Wenn wir die Entwicklung der vergangenen 20 Jahre betrachten, dann sehen
wir es deshalb mit Sorge, dass die Tarifbindung stetig zurückgeht. Doch vor
dem Hintergrund der grundgesetzlich garantierten Tarifautonomie sind die
Möglichkeiten des Staates, die mitgliedschaftliche Tarifbindung zu
steigern, wirklich begrenzt. Staatlicherseits können allenfalls durch
bestimmte Rahmenregelungen Anreize zum Beitritt in einen Arbeitgeberverband
oder auch eine Gewerkschaft gesetzt werden. Daneben kann der Staat durch
das Instrument der Allgemeinverbindlicherklärung tarifvertraglichen
Regelungen mehr Breitenwirkung verschaffen.

Nachdem die Bundesregierung mit dem Tarifautonomiestärkungsgesetz in der
vergangenen Legislaturperiode - Sie erinnern sich vielleicht daran - das
Instrument der Allgemeinverbindlicherklärung bereits stabilisiert hat, wird
in dieser Legislaturperiode zu prüfen sein, inwieweit die Möglichkeiten
einer Allgemeinverbindlicherklärung darüber hinaus erweitert werden müssen.

Im Kern - das ist die Quintessenz - muss eine funktionierende
Sozialpartnerschaft aber von starken Arbeitgeberverbänden und starken
Gewerkschaften getragen sein.

Zusatzfrage: Eine kurze Nachfrage zum Thema der Allgemeinverbindlichkeit:
Welche Möglichkeiten gäbe es denn noch, über die Sie auch nachdenken?
Teilweise gibt es ja die ganz klare Forderung, man müsse vielleicht auch
das Vetorecht der Arbeitgeber angehen. Denken Sie über so etwas nach, und
was würde das BMWi dazu sagen?

Küchen: Wie ich gerade schon ausgeführt habe, wird das in dieser
Legislaturperiode zu prüfen sein. Darüber hinaus kann ich momentan nichts
sagen.

Jornitz: Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Ein Vorschlag für etwas, was die Bundesregierung tatsächlich
sehr konkret gegen Tarifflucht tun kann, ist, dass sie ihre öffentlichen
Aufträge nur an tarifgebundene Unternehmen vergibt. Tut das BMAS das
eigentlich, und ist das in den anderen Ministerien ein Kriterium?

Küchen: Ich kann für das BMAS ausführen, wobei Vergaberecht natürlich auch
eine Sache des BMWi und des BMI ist.

Für das BMAS kann ich sagen: Mit der grundlegenden Novellierung des
Vergaberechts in der letzten Legislatur wurde auch auf Bundesebene eine
vergaberechtliche Tariftreueregelung eingeführt. Diese Regelung im Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschränkungen sieht vor, dass Unternehmen bei
öffentlichen Aufträgen alle für sie geltenden rechtlichen Verpflichtung
einzuhalten haben. Dazu gehört selbstverständlich die Einhaltung des
Mindestlohngesetztes, aber auch die Einhaltung allgemeinverbindlicher
Tarifverträge, soweit diese abweichungsfest sind, das heißt, soweit von dem
allgemeinverbindlichen Tarifvertrag nicht durch einen anderen, zum Beispiel
einen Haustarifvertrag, abgewichen werden kann.

Die Vergabepraxis des BMAS hält diese rechtlichen Vorgaben ein und verlangt
von den Bietern eine Eigenerklärung zur Einhaltung der verpflichtenden
entgelt- und tarifrechtlichen Vorschriften. Dazu gehören auch die für
allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträge.

Die Bindung an einen Tarifvertrag an sich darf hingegen nicht zur
Voraussetzung für die Teilnahme an einem Vergabeverfahren erhoben werden.

Zusatzfrage: Haben Sie noch etwas dazu zu sagen?

Jornitz: Weitere Ausführungen zum Vergaberecht muss ich Ihnen leider gerade
schuldig bleiben. Ich kann sie aber gern nachreichen.

Zur Vergabepraxis der Ressorts kann ich natürlich keine Stellung nehmen.
Das müssten die Ressorts selbst tun.

Frage: Ich möchte das Verkehrsministerium fragen. Am Wochenende gab es
Berichte, nach denen VW keine Bestellungen für Hybridfahrzeuge mehr
entgegennehmen soll. Die Rede ist von Problemen mit einem neuen
Abgaszertifizierungsverfahren.

Meine Frage: Erstens, wer ist schuld an dieser Entwicklung? Sind es die
Unternehmen, die technologisch nicht in der Lage sind, das neue Verfahren
anzuwenden, oder ist es die Politik, die nicht in der Lage ist, rechtzeitig
zu vermitteln, dass es ein Verfahren gibt, auf das sich die Industrie
einstellen muss?

Die zweite Frage: Ich vergesse es immer wieder. Gilt eigentlich noch das
Ziel der Bundesregierung, bis zum Jahre 2020 eine Million E- und
Hybridfahrzeuge auf deutschen Straßen zu haben, oder ist das inzwischen
schon lange einkassiert?

Buser: Vielen Dank für Ihre Frage beziehungsweise Ihre vielen Fragen. -
Erst einmal generell: Das Verfahren, das Sie ansprechen, ist die WLTP. Das
ist eine weltweit harmonisierte Testprozedur zur Ermittlung der
Abgasemissionen für leichte Kraftfahrzeuge. Der Zeitplan, insbesondere das
verbindliche Einführungsdatum der WLTP für alle Pkw und leichten
Nutzfahrzeuge bei der Erstzulassung, der 1. September 2018, ist seit Jahren
bekannt. Das gilt auch für die meisten Prüfprozeduren mit den Globalen
Technischen Regelungen Nr. 15, die im Jahr 2014 veröffentlicht wurden. Das
Ganze ist am 1. Juli 2017 im Amtsblatt der EU auch formell bekanntgegeben
worden. Das heißt, es gab genug zeitlichen Vorlauf.

Zum Verfahren selbst: Wie ein Hersteller seine Zertifizierungsprozesse
plant, wann er zum Beispiel welche Modelle einführen will und entsprechende
Genehmigungen beantragt, liegt in seiner Verantwortung.

Die Hersteller sind weiterhin frei in der Auswahl der durch die
Aufsichtsbehörde zugelassenen technischen Dienste. Messungen können also
sowohl auf zertifizierten Prüfständen der Hersteller als auch auf eigenen
Prüfständen der technischen Dienste durchgeführt werden. Alle Messungen
müssen jedoch im Beisein eines zugelassenen technischen Dienstes
stattfinden.

Ja, das Thema der Elektromobilität ist weiterhin ein Kernanliegen.

Zusatzfrage: Das wollte ich nicht wissen. Ich wollte wissen, ob die Zahl
von einer Million noch gilt. Denn die Frage wäre ja: Wenn jetzt der größte
Hersteller in Deutschland Probleme damit hat, überhaupt noch Bestellungen
anzunehmen, dann muss das ja eine Rückwirkung darauf haben und die
Erreichung dieser Zahl, wenn sie noch gilt, noch unrealistischer machen.

Buser: Generell ist bei dem Thema der Elektromobilität natürlich zu sagen,
dass man zunächst eine kritische Masse erreichen muss, damit die
Elektromobilität auch auf den Markt kommt. Generell wichtig ist natürlich
auch der Aufbau der Ladeinfrastruktur. Das ist auch wiederum im
Koalitionsvertrag so festgelegt worden. Wir setzen natürlich auch darauf,
dass die Ladeinfrastruktur schnell weiter ausgebaut wird.

Zusatzfrage: Können Sie mir einfach sagen, ob die Zahl von einer Million
noch gilt oder nicht? Das ist ja eine einfache Frage.

Buser: Dazu kann ich Ihnen gern etwas nachreichen.

Frage: Eine Frage an das Finanzministerium: Die US-Botschaft hat die
Entscheidung der Bundesbank begrüßt, die Regeln zu verschärfen, wonach es
nicht mehr möglich sein solle, Bargeld per Flugzeug in den Iran zu
transferieren.

Verstehen Sie die Regelung der Bundesbank auch so? Ist es tatsächlich schon
so weit, dass man sagen kann, dass damit der Transfer nicht mehr möglich
ist?

Fehling: Dazu kann ich nur das wiederholen, was ich gerade auch schon Ihrer
Kollegin gesagt habe: Wir kommentieren oder bewerten oder interpretieren
die AGB der Bundesbank hier nicht.

Frage: Geht die Diskussion in dieser Sache denn weiter?

Grundsätzlich die Frage: Ist es aus Ihrer Sicht noch möglich, Geld zu
transferieren, oder nicht?

Fehling: Wie gesagt: Ich habe nicht zu bewerten, wie die Bundesbank ihre
AGBs aufstellt. Es ist nicht meine Aufgabe, diese Frage zu beantworten.

Petermann: Ich habe noch einen Zusatz. Am vorigen Mittwoch war der
Gesetzentwurf zu den Mitwirkungspflichten im Kabinett. Hier in der Runde
wurde gefragt, ob Fallzahlen konkret feststünden, in wie vielen Fällen
dieser Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen wurde. Was die
Mitwirkungspflicht ist, hatte ich gesagt: Alle drei Jahre nach positiven
Asylentscheidungen muss eine solche Nachprüfung erfolgen. Wir haben einen
Einzelwert nur bei den sogenannten schriftlichen Verfahren. Ein Beispiel:
Es gab 313 Ladungen für die Nachprüfung der schriftlichen Verfahren. Die
Erscheinungsquote lag bei 34 Prozent. So weit die Erscheinungsquote bei
freiwilliger Mitwirkung, weshalb wir diesen Gesetzentwurf eingebracht
haben, nämlich dass die Mitwirkungspflicht zwangsläufig erforderlich sein
muss.

Damit komme ich zu der weiteren Frage nach dem Zwangsgeld, die hier
gestellt worden ist. Das ist das Zwangsgeld nach 40
Verwaltungsverfahrensgesetz. Hier gilt, wie bei allen Maßnahmen, der
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, der eingehalten werden muss. Nach 11 Abs. 3
VwVG darf das Zwangsgeld bei höchstens 25 Euro liegen. Dieser Betrag wird
im Hinblick auf die finanziellen Verhältnisse wahrscheinlich nicht in der
vollen Höhe Anwendung finden. Aber nur die abstrakte Zahl: maximal 25 Euro.

Frage: Frau Demmer, der Bundesinnenminister hat von Bundeskanzlerin Merkel
mehr Unterstützung bei der Einrichtung von AnKER-Zentren gefordert. Können
Sie uns etwas darüber sagen, da sie ja auch im Urlaub solche Informationen
wahrnimmt, ob und, wenn ja, in welcher Weise sie dieser Forderung Genüge
leisten wird?

SRS'in Demmer: Die Kanzlerin hat immer zum Ausdruck gebracht, dass sie da,
wo sie unterstützen kann, dies auch tut. Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Offenbar ist es aber doch so, dass der Bundesinnenminister
findet, dass die Unterstützung der Kanzlerin noch nicht ausreichend ist.
Sonst hätte er nicht angemahnt, dass da mehr Unterstützung kommen könne.
Wie wird diese unterschiedliche Auffassung über Unterstützung und deren
Bewertung geregelt?

SRS'in Demmer: Der Bundesinnenminister - vielleicht kann Frau Petermann
noch etwas dazu sagen - hat ja sogar ausdrücklich gesagt, dass er von der
Kanzlerin unterstützt wird.

Petermann: Ich kann dem nichts hinzufügen. Wer sich das Interview in der
gesamten Länge angesehen hat - Interviews stehen ja immer für sich -, der
kann durchaus den Schluss ziehen, dass er das Engagement der Kanzlerin
dabei erwähnt hat.

Zusatzfrage: Er hat es erwähnt; das ist richtig. Ich habe mir das Interview
in voller Länge und im Kontext angeschaut. Da fiel dann aber auch die
Bemerkung, dass man sich nicht nur von anderen Parteien in der Koalition,
sondern auch von Frau Merkel persönlich mehr Unterstützung im Hinblick auf
eine Motivation der Bundesländer zur Einrichtung von AnKER-Zentren
erwartet. Da kann man doch nicht sagen, es sei alles bestens.

SRS'in Demmer: Ich habe ja auch gesagt: Da, wo die Kanzlerin unterstützen
kann, tut sie das. Es geht um AnKER-Zentren, die im Koalitionsvertrag
vereinbart wurden. In diesen sollen Entscheidungen über die kommunale
Verteilung beziehungsweise über eine Rückführung getroffen werden. Die
Bundesregierung setzt den Koalitionsvertrag um. Ich kann Sie auch noch auf
die letzte Regierungserklärung der Bundeskanzlerin verweisen, in der sie an
die Ministerpräsidenten aller Länder appelliert hat, diesen
Koalitionsvertrag schnellstmöglich mit umzusetzen.

Montag, 6. August 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 6. August 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/08/2018-08-06-regpk.html
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RECHT/898: Müssen weitere Anstrengungen gegen Kindesmissbrauch unternehmen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. August 2018

SUDING: Müssen weitere Anstrengungen gegen Kindesmissbrauch
unternehmen



Zum Urteil im Freiburger Missbrauchsfall erklärt die stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Katja Suding:

"Das hohe Strafmaß für die Mutter und ihren Lebensgefährten ist nach
dem jahrelangen Kindesmissbrauch ein wichtiges Signal. Die
Kriminalstatistik zählt jedes Jahr 20.000 schwere Misshandlungen von
Kindern in Deutschland. Wir müssen weitere Anstrengungen unternehmen,
damit sich schwerwiegende Fehleinschätzungen und Versäumnisse nicht
wiederholen. Konkreter Handlungsbedarf besteht sowohl in der
Vernetzung beteiligter Akteure als auch in der fachlichen
Qualifikation: Ärzte, Familienrichter und Polizisten müssen
entsprechend geschult sein, um als Teil des Frühwarnsystems die
richtigen Entscheidungen treffen zu können. Dass derzeit
schätzungsweise 16.000 Stellen in den Jugendämtern fehlen, ist nicht
hinnehmbar. Die Opfer von Missbrauch kämpfen ein Leben lang mit
physischen und psychischen Verletzungen. Wir brauchen
Hilfsstrukturen, die den Opfern nach der Tat zur Seite stehen:
verlässlich, unbürokratisch, fachlich kompetent."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SOZIALES/1484: Wohlfahrtsverband beklagt Ängste, die er selbst geschürt hat


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. August 2018

KOBER: Wohlfahrtsverband beklagt Ängste, die er selbst geschürt
hat



Zum Jahresgutachten des Paritätischen Wohlfahrtsverbands erklärt der
sozialpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Pascal Kober:

"Der Paritätische Wohlfahrtsverband beklagt in seinem Jahresgutachten
Ängste, die er seit Jahren selbst schürt. Trotz der guten
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Deutschland schlägt er
jedes Jahr aufs Neue Alarm. Die ritualisierte Forderung nach mehr
Umverteilung löst die Probleme der Betroffenen jedoch nicht. Bei fast
einer Billion Euro Sozialstaatsausgaben stellt sich nicht die Frage
nach mehr Umverteilung, sondern nach einem wirkungsvolleren Einsatz
der Mittel. Unserem Sozialstaat mangelt es nicht an Geld, sondern an
Treffsicherheit.

Erforderlich wäre neben einer ehrlichen Überprüfung, an der sich auch
die Sozialverbände selbstkritisch beteiligen sollten, ein größerer
Fokus auf Ursachenforschung und Präventivmaßnahmen. In diesem Sinne
setzt auch die Große Koalition beim Kampf gegen
Langzeitarbeitslosigkeit mit dem angekündigten Teilhabechancengesetz
falsche Prioritäten. Notwendig wäre eine Stärkung des Bildungs- und
Teilhabepakets, eine verbesserte Unterstützung von schwer
erreichbaren Jugendlichen, bessere Zuverdienstmöglichkeiten und ein
flächendeckender und qualitativ hochwertiger Ausbau der
Kinderbetreuung."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BAYERN/4952: Diesel-Nachrüstung - Staatsregierung muß sofort handeln! (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 7. August 2018

Diesel-Nachrüstung: SPD fordert Staatsregierung zu sofortigem Handeln auf

Verbraucherschutzexperte Florian von Brunn lehnt Nachrüstung auf Kosten der Autofahrer strikt ab



Der SPD-Verbraucherschutzexperte Florian von Brunn fordert die Staatsregierung in Sachen Diesel-Nachrüstung zu sofortigem Handeln auf: "Herr Söder und Herr Herrmann müssen Druck auf ihren Parteifreund, Bundesverkehrsminister Scheuer, machen! Ich habe den Eindruck, dass er das Problem einfach aussitzen will. Er muss den Konzernen endlich Beine machen, damit vor allem Euro 5-Diesel auf Kosten der Hersteller nachgerüstet werden. Da geht es um Umweltschutz und um Verbraucherschutz! Sogar das ihm unterstehende Kraftfahrtbundesamt hat angekündigt, Nachrüstungs-Sets schnell und unbürokratisch zu genehmigen."

Von Brunn lehnt eine finanzielle Beteiligung der Autobesitzer, wie sie die FDP fordert, strikt ab: "Das ist totaler Unsinn, vor allem die Behauptung, die Menschen hätten beim Kauf gewusst, dass die Autos einen hohen Stickoxid-Ausstoß hätten. Die FDP zeigt sich einmal mehr als Lobby-Partei. Die Autokäufer sind die Betrogenen - die Politik muss sich schützend vor sie stellen."

Der SPD-Landtagsabgeordnete sieht die Lösung der Stickoxid-Problematik in einer schnellen Hardware-Nachrüstung und einem massiven Ausbau des öffentlichen Verkehrs: "Die Menschen brauchen eine Alternative zum Auto. Deswegen müssen Bund und Freistaat auch viel mehr Geld in umweltfreundliche Mobilität investieren."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4445: Trotz 1 Milliarde mehr - Faktische Kürzungspolitik geht weiter (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. August 2018

Trotz 1 Milliarde mehr: Faktische Kürzungspolitik geht weiter



Finanzsenator Dressel hat heute die Fortschreibung des Haushaltsplans 2018 sowie den Bericht zum Sanierungsprogramm 2020 für die kommenden beiden Jahre präsentiert. Dazu Norbert Hackbusch, finanz- und haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Offensichtlich nutzt der rot-grüne Senat die Sommerpause, um vor dem Hintergrund schlechter Umfragewerte und mit Blick auf die nächste Bürgerschaftswahl gute Stimmung zu machen."

So sollen noch für das laufende Jahr 2018 zusätzliche 1 Mrd. Euro ausgeschüttet werden. Es sind höhere Ausgaben für Kitas, Schulen, Straßensanierung sowie Polizei und Justiz vorgesehen. Damit soll dem Bevölkerungswachstum Rechnung getragen werden. "Es werden im Wesentlichen die gesetzlich vorgeschriebenen Erhöhungen eingepreist. In weiten Bereichen der Hochschulen, der sozialen Infrastruktur, der Kultur und des öffentlichen Dienstes bleiben die Tarifsteigerungen nicht ausgeglichen und damit wird weiterhin gekürzt. Damit bringen die vorgesehenen Mehrausgaben sicherlich deutliche Verbesserungen in den jeweiligen Bereichen, werden aber bei weitem nicht den Anforderungen an eine wachsende Stadt gerecht."

Zum gleichfalls präsentierten Bericht zum sogenannten Sanierungsprogramm 2020, Maßnahmen 2017 und Sanierungsplanung 2019/2020 meint Hackbusch: "Diese Maßnahmen reichen vielleicht gerade aus, um das Anwachsen des Sanierungsstaus zu stoppen - mehr nicht. Der Senat hat trotz großer Versprechen und Ankündigungen seit 2011 noch immer keinen Überblick über den Zustand seiner Anlagen. So fehlt der Überblick bei den Brücken, die Situation der Kaimauern außerhalb der Speicherstadt ist nicht erfasst, im Bereich der Kulturimmobilien wurde gerade im Frühjahr ein Sanierungsstau von über 300 Mio. Euro festgestellt. Nachhaltiges Regieren sieht anders aus."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. August 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2346: G9 an Gymnasien (Li)


Landtag intern 7/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

AUS DEM PLENUM

G9 an Gymnasien



11.7.2018 - Der Landtag hat die grundsätzliche Rückkehr zum
neunjährigen Bildungsgang an Gymnasien (G9) beschlossen. Mit den
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP wurde der Gesetzentwurf der
Landesregierung zum "Gesetz zur Neuregelung der Dauer der
Bildungsgänge im Gymnasium (13. Schulrechtsänderungsgesetz)" (17/2115)
angenommen. Die Fraktionen von SPD, Grünen und AfD enthielten sich der
Stimme. Das Gesetz enthält "die Leitentscheidung der grundsätzlichen
Umstellung auf den neunjährigen Bildungsgang an den öffentlichen
Gymnasien, die Regelung einer einmaligen gemeinsamen Entscheidung von
Schulkonferenz und Schulträger über die Beibehaltung von G8 sowie die
Ermöglichung der individuellen Verkürzung des neuen neunjährigen
Bildungsgangs am Gymnasium auch in Gruppen". Die Änderung soll zu
Beginn des Schuljahres 2019/2020 in Kraft treten. Abgelehnt wurde der
Antrag der SPD-Fraktion "Abitur nach 9 Jahren - (Oberstufen-)Reform
richtig angehen" (17/1818). Die Fraktion fordert u.a. eine
einheitliche Gestaltung der Reform. G9 müsse es an allen Gymnasien
geben. Das Abitur nach neun Jahren müsse der Regelfall sein, die
Absolvierung nach acht Jahren schulrechtlich aber möglich bleiben.

 * 

Quelle:

Landtag intern 7 - 49. Jahrgang, 17.07.2018, S. 4
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SOZIALES/2710: Keine Dienstpflicht für junge Menschen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. August 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Keine Dienstpflicht für junge Menschen



Sönke Rix, Sprecher der AG Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Pflichtdienste würden die Freiheit von jungen Menschen unverhältnismäßig einschränken. Sie sind nicht zeitgemäß und kontraproduktiv. Stattdessen sollen die Jugendfreiwilligendienste deutlich ausgebaut werden.

"Freiwillig und selbstbestimmt - das ist der Schlüssel für ein erfolgreiches Engagement. Verpflichtend und fremdbestimmt - damit wären wir gesellschaftspolitisch auf dem Holzweg.

Das freiwillige Engagement von jungen Menschen ist von unschätzbarem Wert. Sie packen an, hören zu, nehmen Anteil und bringen ihre eigenen Ideen und jede Menge Tatendrang in unser gesellschaftliches Leben ein. Gerade mit ihrem freiwilligen Engagement für Umweltschutz, Kultur, Soziales und Demokratie leisten sie einen großartigen Beitrag zum Zusammenhalt in unserem Land. Junge Menschen haben einen herausragenden Anteil daran, dass es vielerorts eine gelebte Willkommenskultur für geflüchtete Menschen gibt.

Die Nachfrage nach Freiwilligendienstplätzen ist jedes Jahr höher als das Angebot. Deshalb fordert die SPD-Bundestagsfraktion mehr und gut ausgestattete Stellen für junge Freiwillige. Jeder junge Mensch, der einen Freiwilligendienst machen will, soll auch einen entsprechenden Platz bekommen. Wir wollen lieber in freiwillige Angebote, statt in Pflichtdienste investieren.

Notstände bei Bundeswehr und in der Pflege lassen sich nicht mit der Einführung von rechtlich fragwürdigen Pflichtdiensten für junge Menschen beseitigen. Die in diesen Politikfeldern aufgelaufenen Probleme wollen wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten mit abgestimmten Initiativen, wie zum Beispiel der 'Konzertierten Aktion Pflege', begegnen. Wir stehen für eine Politik für Sicherheit und soziale Verantwortung. Diese gesamtgesellschaftlichen Aufgaben dürfen wir nicht einseitig jungen Menschen aufladen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. August 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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ASIEN/983: Chinas Weg (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 7-8/2018

Chinas Weg

von Thomas Heberer



Im Oktober 2017 entwarf der 19. Parteitag der Kommunistischen Partei
Chinas (KPCh) einen konkreten Zeitplan für die Modernisierung des
Landes: Bis 2020 soll die Armut beseitigt, die rein quantitativen
Wachstumsziffern durch qualitativ-nachhaltige abgelöst und eine
Gesellschaft mit bescheidenem Wohlstand geschaffen sein; bis 2035 soll
eine grundlegende Modernisierung realisiert, die Umweltproblematik
gelöst sowie bis 2050 eine allseits moderne Gesellschaft und
Weltmachtstatus auf Augenhöhe mit den USA erreicht sein. Zudem wurde
die erwartete Wiederwahl des Parteichefs Xi Jinpings für eine zweite
Amtsperiode (2017-2022) beschlossen.

Im Westen hat besonders die Verfassungsänderung hohe Wellen
geschlagen, mit der die Begrenzung der Amtszeit des Staatspräsidenten
auf maximal zwei Amtsperioden ersatzlos gestrichen wurde. Da der
Parteivorsitz, das Amt mit der größten Machtfülle, ebenso wenig
zeitlich begrenzt war wie die Amtszeit für den Oberbefehlshaber der
Streitkräfte, lässt sich die Verfassungsänderung eher als ein
symbolisches Signal begreifen und weniger als eine grundsätzliche
Veränderung. Offensichtlich gilt die Lage im Land als so prekär, dass
sich die Parteiführung mit der Entscheidung, das Prinzip der
kollektiven Führung aufzugeben und die drei wesentlichsten Ämter in
der Partei und im Staat in einer Hand zu vereinen, d. h. zu einer
personalisierten Führung zurückzukehren, augenscheinlich die Sicherung
von "Stabilität" und Kontinuität in der Politikgestaltung verspricht.
Politische Macht ist in China nach wie vor primär personenbezogen und
es fehlt an einer institutionalisierten Festlegung und Begrenzung von
Macht.

Auch die Nachfolgefrage blieb ungeklärt, wahrscheinlich ein wichtiger
Grund dafür, die Begrenzung der Amtszeit des Staatspräsidenten zu
streichen. Denn ein geeigneter Nachfolger konnte noch nicht gefunden
werden, zumal ein möglicher, vielversprechender Kandidat (Sun
Zhengcai, ehemals Mitglied des Politbüros und Parteichef von
Chongqing) im Sommer 2017 wegen Korruption verhaftet und mittlerweile
zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilt wurde.

War die erste Amtsperiode Xis primär durch Korruptionsbekämpfung, eine
Militärreform und die Umsetzung der Seidenstraßeninitiative (One
Belt, One Road) charakterisiert, so geht es in der zweiten Phase
um die Umsetzung des bereits 2013 beschlossenen Reformprogramms:
Verbesserung der Regierungsarbeit, der gesellschaftlichen Gestaltung
sowie des Marktsystems (vgl. mein Beitrag in NG/FH 4/2017), die
Verstärkung ideologischer und organisatorischer Kontrolle; die Reform
der Staatsbetriebe und die effektive Kontrolle des Internets.

"Vision 2050" als nationale Mission

Mit ihrer Entwicklungsplanung bis 2050 hat die Partieführung eine
nationale "Mission" entworfen. In Anlehnung an Vorbilder des
"ostasiatischen Entwicklungsstaates" (Japan, Südkorea, Taiwan,
Singapur u.a.) ist der "Entwicklungsstaat" China folgendermaßen
charakterisiert: ein "starker" Staat als zentraler Akteur von
Entwicklungssteuerung; eine geplante Entwicklung unter einheitlicher
Führung (durch die KPCh); effektive und erfolgreiche Entwicklung, die
"von oben nach unten" durchgesetzt wird; Repression gegenüber
Personen, die als Opponenten des Entwicklungsprogramms bzw. des
politischen Regimes gelten; staatliche Intervention in die Wirtschaft
und eine enge Symbiose zwischen Staat und Unternehmen; die Existenz
einer effektiven Bürokratie sowie eine relative staatliche Autonomie
im Hinblick auf gesellschaftliche Interessengruppen. Die Vision 2050
soll unbedingt realisiert werden - als große Mission der KPCh. Von
daher geht es gegenwärtig nicht - wie im Westen oft behauptet - um den
bloßen Erhalt der Macht der KPCh. Machterhalt an sich, als abstrakte
Kategorie, erklärt für sich noch gar nichts. Dahinter stehen stets
spezifische Ziele. Sei es der Kampf um Ressourcen, seien es
weitergehende Interessen. Ziel und Interesse ist im gegenwärtigen
China die Realisierung der genannten nationalen
Modernisierungsmission.

Das chinesische "Entwicklungsmodell" soll zugleich auf "chinesischen"
Besonderheiten und Gegebenheiten basieren und nicht "westlichen
Modellen" folgen. Etwa im Hinblick auf das politische System und die
Politikgestaltung. Zahlreiche Intellektuelle fordern gegenwärtig, dem
"westlichen" einen "chinesischen" Universalismus und Wertekanon
entgegenzusetzen, der auf traditionellen (konfuzianischen) Werten
basieren soll. Auch die Debatten und Bemühungen großer
Privatunternehmer zur Schaffung eines Rushang - eines
(konfuzianischen Werte folgenden) Unternehmertums basierend auf Werten
wie soziale Verantwortung, Fürsorge gegenüber der Arbeitnehmerschaft,
Achtung von Umwelt und Natur zielen in diese Richtung. Für westliche
Beobachter/innen mag dies banal klingen. Die aktuelle chinesische
Wertedebatte verdeutlicht indessen, dass - über die reine Ökonomie
hinaus - ernstzunehmende Debatten über ein neues Wertesystem geführt
werden, als Begleitinstrumentarium des chinesischen Wiederaufstiegs.

Dem Ziel des "Aufstiegs Chinas" dient auch die Außenpolitik, seien es
die Territorialansprüche im Südchinesischen Meer, der wichtigsten
Transportroute Chinas für Rohstoffe und Energie oder die oben erwähnte
"neue Seidenstraße", die nicht nur groß angelegte
Infrastrukturvorhaben, Entwicklungsprogramme und institutionelle
Veränderungen für die Großregion Asien-Ostafrika-Osteuropa vorsieht,
sondern die auch der Gewinnung von Rohstoffquellen, neuer Absatzmärkte
und neuer Bündnispartner im Interesse Chinas dienen soll. Zugleich
lässt sich diese Initiative als ein alternatives chinesisches Programm
der Globalisierung und Gegenentwurf zu westlichen
Entwicklungsprogrammen verstehen. Allerdings wird China den Beweis
liefern müssen, dass es sich tatsächlich um ein globales
Kooperationsprojekt handelt und nicht nur um ein unilaterales im
Interesse Chinas.

Rolle des "starken Staates"

Ein derart weitreichendes innen- und außenpolitisches Zukunftsprogramm
bis 2050 ist nicht einfach und problemlos umzusetzen. Die Führung
glaubt, ein zentralisierter Führungsstil und dessen Konsolidierung
seien entscheidend im Hinblick auf die Realisierung dieser Mission.
Zugleich bedürfe es eines "starken Staates" und einer starken und
kompetenten Führungspersönlichkeit, die diese Mission verkörpere.

Die Rolle eines "starken" Staates ist in der politischen Kultur Chinas
bis in die Gegenwart hinein tief verankert. Der Reformer Kang Youwei
(1858-1927) hat bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts betont: "Wenn
man über Gleichheit, Freiheit und die Rechte des Volkes spricht, so
geht es um die Ausweitung der Rechte und Privilegien von Individuen.
Wenn die individuellen Rechte und Privilegien ausgeweitet werden, wird
die Macht des Staates notwendigerweise geschwächt." Und Sun Yat-sen
(1866-1925), der erste Präsident der Republik China nach dem Umsturz
von 1911, hat in den 20er Jahren ebenfalls auf die besondere Rolle des
Staates in China hingewiesen: "Wenn wir den Ausdruck Freiheit auf die
einzelne Person anwenden, werden wir zu einem Haufen losen Sandes. Auf
keinen Fall dürfen wir dem Individuum mehr Freiheit geben: Sichern wir
statt dessen die Freiheit der Nation [Sun meint hier den Staat, Anm.
T. H.]. Der einzelne soll nicht zu viel Freiheit haben, aber die
Nation muss vollkommene Freiheit besitzen."

In der Tat wirken wichtige Ideen des 20. Jahrhunderts in der Gegenwart
fort: Das 中 体 ⻄ ⽤ ("Chinas Lehren als innere
Substanz, die Lehren des Westens zu praktischen Zwecken"); das Konzept
des autoritären Entwicklungsstaates und der Führung dieses Staates
durch eine Elite (Reformer Liang Qichao, 1873-1929); die Betonung der
Fürsorgepflicht der politischen Elite gegenüber Nation und Volk (so
der Philosoph Qian Mu, 1895-1990); die staatliche
"Erziehungsdiktatur", nationale Erneuerung und die Betonung des
"Volkswohls" durch den ersten Präsidenten der Republik Sun Yat-sen;
oder das Konzept des "Neoautoritarismus" (Durchsetzung zunächst der
ökonomischen und sodann der politischen Modernisierung durch einen
starken Staat) sind in den Vorstellungen der politischen Elite fest
verankert und werden in ihrer Bedeutung für die Gegenwart auch aktuell
wieder diskutiert.

Hinter der Machtkonzentration und Rezentralisierung steht die
Vorstellung der Wiederherstellung eines einheitlichen
Entscheidungszentrums, das sich auf eine geeinte Partei (die KPCh)
stützen kann, mit einem weitblickenden und zugleich kompetenten Führer
an der Spitze. Niedergang und Zerfall der Sowjetunion basierten nach
Meinung der gegenwärtigen Parteiführung auf der Ausdifferenzierung und
ideologischen Aushöhlung der dortigen Kommunistischen Partei und der
Entstehung paralleler Machtstrukturen. Eine solche Entwicklung gelte
es in China zu verhindern, im Interesse des nationalen
Modernisierungsziels und des Aufstiegs Chinas zu einer Weltmacht. Die
Partei müsse wieder die entscheidende Führungs- und
Entscheidungsinstanz in allen gesellschaftlichen Feldern werden und
Verfallserscheinungen im Innern, wie Korruption, nachhaltig bekämpfen.

Soziale und politische Kontrolle

Der Wandel von einer kollektiven zu einer individuell-personalisierten
Führung und das Überdehnen der Ideologisierung sowie die Einschränkung
politisch-gesellschaftlicher Diskurse haben zugleich aber eine
Kehrseite. Sie bewirken nicht nur eine Demotivierung vieler
Funktionäre und Intellektuellen, sondern beinhalten auch die Gefahr,
dass der Parteiführer nicht mehr hinreichend über Fehlentwicklungen
informiert und damit zwar unantastbar, aber zugleich auch
realitätsfern wird. Gesellschaftliche Gestaltung und
Gestaltungspolitik benötigen den gesellschaftlichen Diskurs, weil
ansonsten die Diskussion alternativer Entwicklungsschritte abgeschnürt
wird.

U. a. an der Regulierung des Internets zeigt sich die
Wiederherstellung der Hegemonie des Parteistaates durch die
Parteiführung ("Die KPCh leitet und führt alles") besonders deutlich.
Die Diskursteilnehmer/innen sollen sich an die Political Correctness
im Sinne der KPCh-Führung halten, "positive" Nachrichten, ökonomische
Fragen, Kommerzialisierung und Privatisierung des Internets sollen
gefördert werden. Dabei ist Kritik an lokalen Problemen durchaus
gewünscht, zumal der Zentralstaat Informationen über lokale Stimmungen
benötigt. Über spezielle Software sollen daher lokale Kritiken
herausgefiltert und sondiert werden, damit die Führung einen besseren
Überblick über solche Stimmungen bekommt und gegebenenfalls politisch
eingreifen kann. Über die Zulassung von Internetpetitionen aus der
Bevölkerung heraus, auf die lokale Regierungen reagieren und
gegebenenfalls nach Lösungen suchen sollen, versucht der Parteistaat
überdies ein hohes Maß an Zufriedenheit herzustellen und wieder
Vertrauen in die Herrschaft der Partei zu gewinnen.

Grundsätzliches Ziel der Internetdisziplinierung ist die
Selbstdisziplinierung und -kontrolle der Internetnutzer/innen.
Gegenwärtig scheint sich diese Konzeption relativ reibungslos zu
vollziehen. Fraglich ist allerdings, ob dies langfristig tatsächlich
"Stabilität" erzeugt oder nicht neue destabilisierende Faktoren
hervorbringt. Gelingt es der Partei nicht, Lösungen für soziale
Probleme auf der lokalen Ebene und im Hinblick auf sich benachteiligt
fühlende Gesellschaftsgruppen zu finden, kann soziale Unzufriedenheit
leicht Mobilisierungseffekte auslösen. Die überregionalen Streiks von
Kranführern und Fahrern von Lieferdiensten von Ende April bis Anfang
Mai dieses Jahres, die sich unzufrieden mit ihren Arbeitsbedingungen
und ihrer Entlohnung zeigten, und in Kollektivaktionen die einzige
Möglichkeit sahen, ihrer Unzufriedenheit Ausdruck zu verleihen,
verdeutlichen das.

Im Hinblick auf soziale und politische Kontrolle gibt es indessen
signifikante Unterschiede zwischen den traditionell offeneren und
liberaleren Provinzen im Süden des Landes und den eher konservativen
im Norden. Zentrale Politik wird in der Regel eher allgemein und
generalisierend formuliert. Dies erlaubt den einzelnen Provinzen
unterschiedliche Schwerpunkte zu setzen, mit dem Ergebnis, dass die
zentrale Politik regional unterschiedlich interpretiert wird, sodass
es zum Teil deutliche Unterschiede in der Umsetzung gibt.

Rückgewinnung zentraler Kontrolle

Die seit 2014 anhaltende Antikorruptionskampagne zielt auf die
"Säuberung" der Partei. Sie soll die Voraussetzungen für ein erneut
einheitliches Handeln der KPCh und die Wiedererlangung parteilicher
Hegemonie schaffen. Korruption gilt in China traditionell als Ausdruck
von Partikularinteressen, welche die Durchsetzung von Gemeininteressen
behindern und durchkreuzen. Die gesamte Partei soll auf die o. g.
nationale Mission ausgerichtet werden. Die Durchsetzung des neuen
Reformprogramms von 2013, die Verringerung der Korruption, die
Zurückdrängung des Einflusses von Interessengruppen, das Bemühen, die
Funktionäre und Streitkräfte auf Linie zu bringen, die Isolierung
politischer Opponenten, die Rückgewinnung zentraler Kontrolle und
damit die Konsolidierung des Parteistaates sind die entscheidenden
Ziele des gegenwärtigen Steuerungsbemühens der Parteiführung.

Zweifellos hat das Ausmaß der Korruptionsbekämpfung zu einer
Verringerung der Korruption geführt, nicht zuletzt aufgrund ihres
Abschreckungscharakters. Die Bekämpfung findet zugleich bemerkenswerte
öffentliche Unterstützung, und sie legitimiert den "starken Mann" Xi
Jinping. Andererseits sind lokale Funktionäre vorsichtiger geworden,
nicht nur im Umgang mit Unternehmer/innen, sodass gegenwärtig ein
negativer Einfluss auf unternehmerisches Investitionsverhalten
festzustellen ist. Auch im Hinblick auf die Konzipierung lokaler
Politikinnovationen, die möglicherweise als nicht konform mit
zentralen politischen Zielsetzungen kritisiert werden könnten, zeigt
sich unter Funktionären deutliche Zurückhaltung. Während Landkreise
und Städte bis vor wenigen Jahren mit sozialen Innovationen und
lokaler Entwicklungsschwerpunktsetzung experimentieren konnten, bedarf
es dazu mittlerweile der Genehmigung durch höhere Instanzen.
Einerseits soll dadurch der Verschwendung von Ressourcen und
Finanzmitteln vorgebeugt werden, andererseits bewirkt dies eine
Reduzierung sozialer Innovationen und lokal angepasster
Entwicklungskonzepte.

Ist die Ära Xi Jinpings also ein Rückschritt? Die neuerliche Betonung
und Durchsetzung der "Führungsrolle der KPCh in allen Bereichen", die
Rezentralisierung, Rehierarchisierung und Ideologisierung haben sich
zweifellos verstärkt, ebenso wie die Rückgriffe auf "traditionelle"
Steuerungsinstrumente (Betonung der "Massenlinie", Hegemonie der KPCh,
Ersetzung kollektiver Führung durch ein Führerprinzip). Auch die
außenpolitische Interessendurchsetzung im Hinblick auf die Erreichung
des Modernisierungsziels 2050 ist selbstbewusster und energischer
geworden. Die Kontrolle des Cyberspace nimmt immer umfassendere
Ausmaße an. Die politische Führung scheint das Land längerfristig im
Krisenmodus führen zu wollen. Ziel ist ein Disziplinierungs- und
Zivilisierungsstaat, der alles auf die Erreichung des Modernisierungs-
und Weltmachtziels 2050 und seiner Zwischenetappen 2020 und 2035
konzentrieren will, eine Zielplanung, die durchaus die Unterstützung
der großen Mehrheit der (nicht intellektuellen) Bevölkerung findet.
Wie dieser Beitrag verdeutlicht, beinhaltet eine längerfristige
Regierungsführung im Krisenmodus und in dieser Form zahlreiche
Risiken. Man darf gespannt sein, ob diese Risiken rechtzeitig erkannt
werden und inwiefern sich diese Erkenntnis letztlich in der weiteren
Politikgestaltung niederschlagen wird.

Die Modernisierung Chinas und seine Stabilität sind zweifelsohne in
globalem Interesse. Zugleich bringt der Aufstieg Chinas neue
Herausforderungen mit sich: Großmachtrivalität mit den USA, die den
Aufstieg Chinas fürchten und einzudämmen versuchen mit der Folge von
Handels- und Territorialkonflikten (wie im Südchinesischen Meer);
alternative Globalisierungsprojekte (wie One Belt, One Road);
Aufstieg zur führenden Volkswirtschaft und zu einer führenden
Militärmacht gleichauf mit den USA. Zudem schickt China sich an, eine
Führungsrolle im Hinblick auf Zukunftstechnologien (Robotik,
Gentechnologie, künstliche Intelligenz u. a.) zu übernehmen. Diesen
Herausforderungen wird sich "der Westen" stellen müssen. Andererseits
bietet Chinas Aufstieg auch große Chancen für die Welt. Unter anderem
beteiligt es sich an der Umsetzung der Weltklimaziele und gehört zu
den größten Unterstützern von UN-Blauhelmeinsätzen. Überdies dient
seine Entwicklung auch der Erreichung der Millenniumsentwicklungsziele
der Vereinten Nationen. Schon 2015 hat ein Bericht des
Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) argumentiert,
Chinas Erfolg bei der Erreichung dieser Ziele sei beispielhaft für
andere Länder und trage erheblich dazu dabei, dass die
Millenniumsziele global realisiert werden könnten. Zugleich erwartet
die Welt, dass das Land international vertrauensbildend agiert und die
Bereitschaft signalisiert, internationalen Normen zu folgen, d.h. als
Zivilmacht und konstruktiv an der Gestaltung der Welt und ihrer
Ordnung mitzuwirken.
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STATISTIK/1155: Fleischproduktion im ersten Halbjahr 2018 gegenüber Vorjahr leicht gestiegen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 07.08.2018

Fleischproduktion im ersten Halbjahr 2018 gegenüber Vorjahr leicht gestiegen



WIESBADEN - In den ersten sechs Monaten 2018 produzierten die
gewerblichen Schlachtbetriebe Deutschlands 4,0 Millionen Tonnen
Fleisch. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt,
nahm die Fleischerzeugung im Vergleich zum ersten Halbjahr 2017 um
rund 8.400 Tonnen (+0,2%) zu.

Die aus gewerblichen Schlachtungen erzeugte Schweinefleischmenge war
im ersten Halbjahr 2018 mit 2,7 Millionen Tonnen um 0,8% niedriger als
im Vorjahr (-20.700 Tonnen). Mit insgesamt 28,4 Millionen Schweinen
wurden 243.600 Tiere weniger geschlachtet (-0,8%).

Die gewerblichen Rinderschlachtungen beliefen sich im Berichtszeitraum
auf knapp 1,7 Millionen Tiere und nahmen somit um 2,0% oder 33.900
Tiere ab. Dadurch reduzierte sich die erzeugte Rindfleischmenge
gegenüber dem Vorjahreszeitraum auf insgesamt 537.900 Tonnen
(-1,2%; -6.300 Tonnen).

Im ersten Halbjahr 2018 wurden rund 792.100 Tonnen Geflügelfleisch
produziert. Dies entspricht einem Anstieg von 33.900 Tonnen (+4,5%) im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum.

An der gewerblichen Fleischerzeugung insgesamt hatte Schweinefleisch
mit 66,7% den größten Anteil, darauf folgten mit größerem Abstand
Geflügelfleisch (19,7%) und Rindfleisch (13,4%). Schaf-, Ziegen- und
Pferdefleisch hat zusammen lediglich einen Anteil von etwa 0,3% an der
Gesamtproduktion.


Zeitreihen über die Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik
können über die Tabellen Geschlachtete Tiere, Schlachtmenge
(41331-0004) und Schlachtmenge in Geflügelschlachtereien (41322-0002)
in der Datenbank GENESIS-Online abgerufen werden.

WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Tiere und tierische Erzeugung vor.

 * 
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STANDPUNKT/790: Allgemeine Dienstpflicht? Bürgerschaftliches Engagement darf kein Lückenbüßer für Staatsversäumnisse sein (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 6. August 2018

Allgemeine Dienstpflicht? Bürgerschaftliches Engagement darf kein
Lückenbüßer für Staatsversäumnisse sein

Der Staat soll die Rahmenbedingungen für ehrenamtliches Arbeiten
verbessern, aber keinen Zwangsdienst einführen



Berlin, den 06.08.2018. In Deutschland ist eine Diskussion über die
Reaktivierung der Wehrpflicht und/oder eine allgemeine Dienstpflicht
ausgebrochen. Diese Diskussion scheint offensichtlich nicht nur dem
Personalmangel in der Bundeswehr, sondern auch dem Mangel an Pflegekräften
im Altenheimen und Krankenhäusern geschuldet zu sein.

Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der Bundeskulturverbände,
beschäftigt sich seit drei Jahrzehnten kontinuierlich mit Fragen des
Bürgerschaftlichen Engagements. Besonders wichtig ist dem Deutschen
Kulturrat, dass ehrenamtliche Arbeit ein freiwilliges Engagement der Bürger
ist und bleibt.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturates, Olaf Zimmermann, sagte:
"Bürgerschaftliches Engagement darf nicht vom Staat erzwungen werden.
Dieses widerspricht im Kern dem Bürgerschaftlichen Engagement, das durch
ein hohes Maß an Selbstermächtigung und Freiwilligkeit geprägt ist.
Bürgerschaftlich Engagierte sollen nicht für mangelnde staatliche
Unterstützung einspringen, sondern aktive Partner in der Gestaltung der
Gesellschaft sein. Die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland leisten für
das Gemeinwohl sehr viel auf freiwilliger Basis, wenn der Staat noch mehr
Engagement wünscht, soll er die Rahmenbedingungen für ehrenamtliches
Arbeiten weiter verbessern, aber keinen Zwangsdienst einführen."

 * 

Quelle:
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MELDUNG/184: Deutsches Rotes Kreuz zur Debatte um allgemeine Dienstpflicht - Bürgerschaftliches Engagement stärken (DRK)


Deutsches Rotes Kreuz - Pressemitteilung vom 7. August 2018

DRK zur Debatte um allgemeine Dienstpflicht: Bürgerschaftliches
Engagement stärken



Das DRK hat mehr Bewerber als es im Freiwilligen Sozialen Jahr einsetzen
kann. Deshalb sollten die vorhandenen Strukturen ausgebaut werden und die
Zahl der Plätze bedarfsgerecht aufgestockt werden. In der Debatte zur
Einführung eines allgemeinen Pflichtdienstes nimmt das DRK wie folgt
Stellung:

1. Das DRK begrüßt grundsächlich alle Debatten und Initiativen, die zu
einer Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements in Deutschland führen.
Denn auf Grund der demographischen Entwicklung wird es hier in den nächsten
Jahrzehnten einen verstärkten Bedarf geben.

2. Mit den nationalen und geregelten Freiwilligendiensten (FSJ und BFD)
verfügt Deutschland über ein relativ gutes und flächendeckendes Angebot an
Freiwilligendienstplätzen (derzeit rund 100.000 in FSJ und BFD in den
unterschiedlichsten Einsatzbereichen sozialer Aufgabenfelder und
ansatzweise auch im nationalen Katastrophenschutz).

3. Unsere Empfehlung lautet, die vorhandenen Strukturen zu nutzen und
auszubauen sowie mit den entsprechenden Finanzmitteln auszustatten, zumal
das DRK in den Freiwilligendiensten mehr Bewerber als Plätze hat. Das DRK
ist derzeit mit rund 12.000 FSJ und 6.000 BFD Plätzen stärkster Anbieter
bundesweit und steht für einen geregelten Ausbau zur Verfügung.

4. Bei Einführung eines Pflichtjahres steht das DRK grundsätzlich als
Anbieter bereit, wenn die Wahl des Anbieters frei ist und somit der
Grundsatz der Freiwilligkeit bei der Mitwirkung im DRK gewahrt ist.

 * 
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DRK-Generalsekretariat
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ORGANISATION/379: Paritätisches Jahresgutachten - Bevölkerung sorgt sich um sozialen Zusammenhalt (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 7. August
2018

Paritätisches Jahresgutachten: 90 Prozent der Bevölkerung sorgen sich um
sozialen Zusammenhalt. Verband fordert soziales Reform- und
Investitionsprogramm



Wachsende soziale Ungleichheit und eine Gefährdung des sozialen
Zusammenhaltes in Deutschland konstatiert der Paritätische
Wohlfahrtsverband in seinem aktuellen Jahresgutachten. Der Verband begrüßt,
dass die Bundesregierung die Stärkung des sozialen Zusammenhaltes als
vorrangiges Ziel formuliert hat; die bisher beschlossenen Maßnahmen
reichten dafür jedoch bei Weitem nicht aus. Notwendig sei ein echtes
soziales Reform- und Investitionsprogramm, fordert der Paritätische.

"Das Jahresgutachten zeigt: In der Gesetzgebung der vergangenen Jahre gibt
es ein doppeltes Defizit. Es fehlt an politischen Maßnahmen, die gezielt
darauf gerichtet sind, gerade besonders von Einkommensarmut betroffene oder
gefährdete Personengruppen zu unterstützen. Und es fehlt am politischen
Willen, die bestehende Ungleichheit durch eine stärkere Besteuerung
leistungsfähiger Bevölkerungsgruppen beseitigen zu helfen", so Prof. Dr.
Rolf Rosenbrock, Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbands. Dies
schlage sich inzwischen auch in einem Vertrauensverlust bei den Bürgerinnen
und Bürgern nieder. Beinahe 90 Prozent der Bevölkerung sorgten sich um den
sozialen Zusammenhalt in Deutschland, so das Ergebnis von Umfragen, die der
Paritätische anlässlich der Vorstellung seines Jahresgutachtens
präsentiert. Demnach machen sich, unabhängig von der persönlichen
Einkommenssituation über die Hälfte der Bevölkerung Sorgen um den sozialen
Zusammenhalt, mehr als ein Drittel sogar große Sorgen.

Insbesondere beim Thema Langzeitarbeitslosigkeit und der Bekämpfung von
Altersarmut sieht der Paritätische dringenden Handlungsbedarf. Darüber
hinaus fordert der Verband u.a. Investitionen im Gesundheitsbereich, den
Ausbau von Angeboten für Kinder und Jugendliche und sozialer
Beratungsdienstleistungen. Grundsätzlich brauche es mehr staatliche
Anerkennung und Unterstützung für gemeinnützige, soziale und
zivilgesellschaftliche Initiativen in Deutschland. "Die soziale Spaltung,
die Menschen verunsichert und mit für den Aufstieg rechtsextremer Parteien
verantwortlich ist, muss bekämpft werden. Dies gelingt uns nur, indem wir
mehr Brücken bauen: Brücken, die herausführen aus Einsamkeit,
Arbeitslosigkeit und Desintegration und zu einem neuen sozialen
Zusammenhalt beitragen. Dafür brauchen wir eine massive Stärkung des
gemeinnützigen sozialen Engagements in Deutschland", so Rosenbrock.


Das Paritätische Jahresgutachten 2018 zur sozialen Lage finden Sie
unter:

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/c5eda480fad73dc2c12582e200306a7d/$FILE/Jahresgutachten_2018_Gesamt_aktuell.pdf

Das Pressestatement von Prof. Dr. Rolf Rosenbrock anlässlich der
Präsentation des Jahresgutachtens finden Sie unter:

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/c5eda480fad73dc2c12582e200306a7d/$FILE/180807_PK_Jahresgutachten-2018_PressestatementRosenbrock_aktuell.pdf

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin
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STATISTIK/4372: Deutsche Exporte im Juni 2018 - +7,8 % zum Juni 2017 (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 07.08.2018

Deutsche Exporte im Juni 2018: +7,8 % zum Juni 2017



Exporte, Juni 2018


	115,5 Milliarden Euro

	+0,0 % zum Vormonat (kalender- und saisonbereinigt)

	+7,8 % zum Vorjahresmonat



Importe, Juni 2018


	93,7 Milliarden Euro

	+1,2 % zum Vormonat (kalender- und saisonbereinigt)

	+10,2 % zum Vorjahresmonat



Außenhandelsbilanz, Juni 2018:


	21,8 Milliarden Euro

	19,3 Milliarden Euro (kalender- und saisonbereinigt)



Leistungsbilanz der Deutschen Bundesbank, Juni 2018


	26,2 Milliarden Euro



WIESBADEN - Im Juni 2018 wurden von Deutschland Waren im Wert von 115,5
Milliarden Euro exportiert und Waren im Wert von 93,7 Milliarden Euro
importiert. Das ist seit Veröffentlichung der Außenhandelsstatistik im Jahr
1950 der höchste nachgewiesene monatliche Importwert. Wie das Statistische
Bundesamt (Destatis) anhand vorläufiger Ergebnisse weiter mitteilt, waren
damit die deutschen Exporte im Juni 2018 um 7,8 % und die Importe um 10,2 %
höher als im Juni 2017. Kalender- und saisonbereinigt blieben die Exporte
gegenüber dem Vormonat Mai 2018 unverändert während die Importe um 1,2 %
zunahmen.

Die Außenhandelsbilanz schloss im Juni 2018 mit einem Überschuss von 21,8
Milliarden Euro ab. Im Juni 2017 hatte der Saldo in der Außenhandelsbilanz
+22,1 Milliarden Euro betragen. Kalender- und saisonbereinigt lag der
Außenhandelsbilanzüberschuss im Juni 2018 bei 19,3 Milliarden Euro.

Unter Berücksichtigung der Salden für Warenhandel einschließlich
Ergänzungen zum Außenhandel (+24,0 Milliarden Euro), Dienstleistungen (-1,7
Milliarden Euro), Primäreinkommen (+6,8 Milliarden Euro) und
Sekundäreinkommen (-2,9 Milliarden Euro) schloss - nach vorläufigen
Berechnungen der Deutschen Bundesbank - die Leistungsbilanz im Juni 2018
mit einem Überschuss von 26,2 Milliarden Euro ab. Im Juni 2017 hatte die
deutsche Leistungsbilanz einen Aktivsaldo von 22,4 Milliarden Euro
ausgewiesen.

In die Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) wurden im Juni 2018
Waren im Wert von 67,7 Milliarden Euro exportiert und Waren im Wert von
53,8 Milliarden Euro von dort importiert. Gegenüber Juni 2017 stiegen die
Exporte in die EU-Länder um 5,9 % und die Importe aus diesen Ländern um
10,1 %. In die Länder der Eurozone wurden im Juni 2018 Waren im Wert von
43,0 Milliarden Euro (+7,6 %) geliefert und Waren im Wert von 35,0
Milliarden Euro (+10,1 %) aus diesen Ländern bezogen. In die EU-Länder, die
nicht der Eurozone angehören, wurden im Juni 2018 Waren im Wert von 24,7
Milliarden Euro (+3,0 %) exportiert und Waren im Wert von 18,8 Milliarden
Euro (+10,1 %) von dort importiert.

In die Länder außerhalb der Europäischen Union (Drittländer) wurden im Juni
2018 Waren im Wert von 47,9 Milliarden Euro exportiert und Waren im Wert
von 40,0 Milliarden Euro aus diesen Ländern importiert. Gegenüber Juni 2017
nahmen die Exporte in die Drittländer um 10,5 % und die Importe von dort um
10,3 % zu.

Erste vorläufige Detailergebnisse nach Ursprungs- / Bestimmungsländern und
nach Kapiteln des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik sowie
eine Vergleichstabelle nach Ursprungsland- / Versendungslandkonzept sind
als Download verfügbar.


Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Außenhandel vor.

Zusätzliche Tabellen bietet die Online-Fassung dieser Presseinfo unter
www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 288 vom 07.08.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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UNTERNEHMEN/2730: Munich Re Kohle-Ankündigung - Guter Schritt, doch nicht weit genug (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 6. August 2018

Munich Re Kohle-Ankündigung:

Guter Schritt, doch nicht weit genug

- Positiv: Mehr Unternehmen als bisher fallen beim Investment raus

- Zu wenig: Ausschluss neuer Kohleversicherungen v.a. für
Industrieländer

- Vor allem Konkurrent Hannover Re steht nun unter Handlungsdruck



München, 06.08.2018 Die Unfriend Coal Kampagne, urgewald und die
Kampagnenorganisation Avaaz begrüßen die aktuelle Ankündigung des Munich
Re-Chefs Joachim Wenning zum künftigen Umgang seines Konzerns mit Kohle in
einem Gastbeitrag für die Frankfurter Allgemeine Zeitung. Demnach
verpflichtet sich der zweitgrößte Rückversicherer der Welt keine neuen
Kohlekraftwerke und -minen mehr in Industrieländern zu versichern. Außerdem
werde Munich Re nicht mehr in Aktien und Anleihen von Kohlefirmen
investieren, die mehr als 30 Prozent ihres Umsatzes im Kohlebereich machen.

Die Ankündigung folgt auf monatelange Kritik von Klimaschutzgruppen und auf
teils deutlich schärfere Kohle-Einschnitte anderer Versicherungskonzerne in
den vergangenen Monaten, darunter Allianz sowie die Rückversicherer Swiss
Re und SCOR. Nachdem Konzernchef Wenning noch zuletzt öffentlich seine
Position unterstrichen hatte, sein Konzern wolle weiter an der Seite der
Kohle stehen, zeigt er nun Einsicht. Dies wird den Druck auf die gesamte
Branche weiter erhöhen, klimaschädliche Kohlegeschäfte zügig zu beenden -
insbesondere die Konkurrentin Hannover Re, drittgrößter Rückversicherer
weltweit, der bisher nur minimale Kohle-Ausschlussregeln verkündet hat.[1]

Regine Richter, Energie-Campaignerin bei der deutschen Umweltorganisation
urgewald, sagt: "Jahrelang hat Munich Re versucht sich hinter eigenen
Klimastudien zu verstecken und echte Taten für den Klimaschutz verweigert.
Auch wenn es für die heutige Ankündigung erst massiven öffentlichen Druck
brauchte, wir freuen uns, dass Konzernchef Joachim Wenning nun endlich
umsteuern möchte. Kohle-Neubauprojekte wie Ostrołęka C in Polen und andere
Kohlekraftwerke und -minen in Europa können damit nicht mehr
(rück-)versichert werden. Gleichzeitig wissen wir, diese Ankündigung wird
nicht ausreichen, um den Konzern an die Pariser Klimaschutzziele
anzupassen."

Im Vergleich zu den neuen Kohlerichtlinien von Wettbewerbern zeigen sich
die Schwächen bei der Ankündigung von Munich Re: Im Mai verkündete die
Allianz, sie wolle ab sofort keinerlei Versicherungen mehr für neue
Kohlekraftwerke und -minen mehr anbieten und einen absoluten Stopp von
Kohlegeschäften bis 2040 anstreben. Auch schließt die Allianz im Gegensatz
zu Munich Re Kohlefirmen, darunter große Kraftwerksentwickler, konsequenter
von Investitionen aus. [2] Der weltweit größte Rückversicherer Swiss Re
kündigte Anfang Juli an, keine Versicherungen und Rückversicherungen mehr
für Unternehmen anzubieten, die mehr als 30 Prozent ihres Geschäfts mit
Kraftwerkskohle machen. [3] Dies schließt Firmen unabhängig davon aus, wo
sie operieren, während die Munich Re Ausnahmen für Schwellenländer zulässt.

Lucie Pinson, europäische Koordinatorin der Kampagne Unfriend Coal, sagt:
"In Entwicklungs- und Schwellenländern sind derzeit unzählige neue
Kohlekraftwerke in Planung, von denen jedes ein Sargnagel für die Pariser
Klimaziele ist. Als einer der wichtigsten Versicherer der Welt,
insbesondere in Asien, muss Munich Re nun schnell Klarheit darüber
schaffen, wie die angekündigten Kriterien für Ausnahmefälle vom
Kohleausschluss aussehen werden. Die Klimawissenschaft und der Preisverfall
bei Erneuerbaren Energien machen deutlich, dass Kohle ein unsinniges
Geschäft ist. Die Munich Re sollte daher anderen Versicherern wie der
Allianz folgen, die die Unterstützung für Kohle konsequenter ausgeschlossen
haben."

Die Unterstützung der Munich Re für Kohle stand in den vergangenen Monaten
unter zunehmender Kritik. Die Tochtergesellschaft Ergo Hestia hat seit 2013
insgesamt 18 Kohleprojekte in Polen versichert, wie Recherchen der
polnischen NGO Development YES - Open-Pit Mines NO für die Unfriend Coal
Kampagne ergeben haben. Dazu gehört das größte im Bau befindliche
Kohlekraftwerk der EU in Opole, das 2019 in Betrieb gehen soll.

Mehr als 850.000 Menschen haben zudem eine Petition der
Kampagnenorganisation Avaaz unterzeichnet, die Konzernchef Joachim Wenning
auffordert, Kohle-Geschäfte zu beenden.

Insgesamt haben mit Munich Re, Allianz, AXA, SCOR, Swiss Re und Zurich
inzwischen sechs große internationale Versicherer auch die Versicherung von
Kohleprojekten mehr oder weniger stark eingeschränkt. Gemessen am Anteil
der gebuchten Prämien hat fast die Hälfte des weltweiten
Rückversicherungsmarktes eine Einschränkung von Kohle-Investitionen
verkündet.

Die Unfriend Coal-Kampagne ist eine Initiative internationaler
zivilgesellschaftlicher Organisationen, um die Versicherer für ihr Handeln
und ihre Untätigkeit beim Klimawandel zur Rechenschaft zu ziehen. Sie
fordern alle Versicherer auf, die Versicherung aller neuen und bestehenden
Kohlekraftwerke, -minen und verbundener Infrastrukturprojekte einzustellen.

Außerdem fordern sie die Versicherer auf, ihre Kohle-Versicherungsgeschäfte
und -Investitionen auf Basis der Global Coal Exit List von urgewald zu
reduzieren. Die Versicherer sollten demnach die Versicherung von
Unternehmen beenden und ihr eigenes und das für Dritte verwaltete Vermögen
von allen Unternehmen veräußern, die:

1. Investitionen in neue Kohlekraftwerke, -bergwerke und die -infrastruktur
planen;

2. mehr als 30 % ihres Stroms mit Kohle erzeugen oder über mehr als 10 GW
installierte Kohlekraftwerksleistung verfügen;

3. mehr als 30 % ihres Umsatzes mit Kohle erzielen oder mehr als 20
Millionen Tonnen Kohle pro Jahr produzieren.


Anmerkungen:

[1] Vgl. www.unfriendcoal.com/2018/06/19/close-to-half-global-reinsurance-market-divests-from-coal/

[2] Vgl. www.urgewald.org/medien/urgewald-begruesst-kohle-einschnitte-allianz

[3] Vgl. www.bit.ly/2Mo2qp4


Weitere Informationen:

Artikel in der FAZ zur Ankündigung der Munich Re: 

www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/klimawandel-sorge-munich-re-steigt-aus-der-kohle-aus-15724159.html

Updates zu den jüngsten Kohle-Ausschlüssen weltweiter Versicherer: 

www.unfriendcoal.com/updates/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. August 2018

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:
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MELDUNG/577: Verfassungsbeschwerde gegen Staatstrojaner eingereicht (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 7. August 2018

Verfassungsbeschwerde gegen Staatstrojaner eingereicht



• Digitalcourage hat am Dienstag, 7. August 2018,
Verfassungsbeschwerde gegen die Staatstrojaner in der Strafprozessordnung
(StPO) eingereicht.

• Die Beschwerdeführer.innen fordern, § 100a Abs. 1 Satz 2 und
3, Abs. 3 bis 6, § 100b sowie § 100d Abs. 1 bis 3 und Abs. 5 StPO
in der Fassung nach dem "Gesetz zur effektiveren und praxistauglicheren
Ausgestaltung des Strafverfahrens" für verfassungswidrig und nichtig zu
erklären.

• Angegriffen wird u.a. die unverhältnismäßige Tiefe des Eingriffs in
das IT-Grundrecht und das Fernmeldegeheimnis.



Die Beschwerdeführenden sind Juristen, Grundrechtsaktivistinnen und
Künstler. Alle sind potentiell durch den Einsatz von Staatstrojanern
bedroht.

Der Liedermacher, Kabarettist und Autor, Marc-Uwe Kling ist einer der
Beschwerdeführer und erklärt seine Betroffenheit von dem Gesetz mit seinen
Publikationen: Die Känguru-Trilogie handelt ausführlich von seinem
Zusammenleben in einer Wohngemeinschaft mit einem kommunistischen Känguru.
Dieses hat nach eigener Aussage auf Seiten des Vietcong gekämpft, will das
System umstürzen und betreibt einen Boxclub ("Nazis boxen"). Auf Grund
einiger absurder (realer) Erlebnisse anderer Beschwerdeführer mit der
Polizei liegt die Befürchtung nahe, dass Strafverfolgungsbehörden das
Känguru nicht als Romanfigur erkennen, sondern als Täter einer der in den
§§ 100a Abs. 2, 100b Abs. 2 StPO genannten Anlasstaten einstufen
und er Betroffener einer Online-Durchsuchung oder
Quellen-Telekommunikationsüberwachung wird.

Trotz des bitteren Humors - Staatstrojaner sind eine ernste Bedrohung für
die freiheitliche Demokratie. So sehen das auch die Beschwerdeführer.innen.
Sie warnen vor dem Abbau des Rechtsstaats durch ausufernde Überwachung und
vor Gefahren für die IT-Sicherheit. Um die Schadsoftware zu installieren,
werden Sicherheitslücken in Hard- und Software von Geräten ausgenutzt.
Diese stehen dann weiterhin offen - auch für Geheimdienste und Kriminelle.

"Das Gesetz dient nicht der Sicherheit, es gefährdet sie. Der Staat sollte
Sicherheitslücken nicht ausnutzen, sondern dafür sorgen, dass sie
geschlossen werden." meint padeluun.

"Die Quellen-Telekommunikationsüberwachung und die Online-Durchsuchung
überschreiten die äußerste Grenze (rechts)staatlicher Ausforschung der
Intimsphäre zum Zweck der Strafverfolgung bei weitem", so Prof. Dr. Jan
Dirk Roggenkamp. "Sie gestatten nicht nur die offene Verwertung
höchstvertraulicher Informationen, wie sie zum Beispiel in einem Tagebuch
stehen. Sie erlauben die dauerhafte heimliche Überwachung des Verfassens
der Tagebucheinträge und dessen, was der Betroffene nicht einmal seinem
Tagebuch anvertrauen würde."

Rena Tangens kommentiert: "Wer Smartphones heimlich beobachtet, forscht
letztlich die Gedankenwelt der Nutzer aus und kann Persönlichkeitsbilder
erstellen, die umfangreicher, gläserner nicht sein können."

Die Beschwerdeführer.innen sind:

• Rena Tangens und padeluun als Digitalcourage-Gründer und
Netzpionierinnen, die sich für Verschlüsselung einsetzen

• Rechtsanwalt und Publizist Dr. Rolf Gössner aus Bremen, der fast 40
Jahre rechtswidrig durch den Verfassungsschutz überwacht wurde

• der Fachanwalt für Strafrecht Christian Mertens aus Köln

• der Strafverteidiger Prof. Dr. jur. habil. Helmut Pollähne aus
Bremen und schließlich

• der Autor Marc-Uwe Kling aus Berlin, denn er wohnt mit einem
kommunistischen Känguru in einer Wohngemeinschaft, wie aus seiner
Känguru-Trilogie allgemein bekannt ist.

Ausgearbeit wurde die Verfassungsbeschwerde von den Klagevertretern:
• RA Meinhard Starostik &digger;

• Prof. Dr. Jan Dirk Roggenkamp

• Prof. Dr. Frank Braun


Über Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 7. August 2018
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KIRCHE/2124: ÖRK und Ortskirchen zeigen sich tief besorgt über das Gesetz zum jüdischen Nationalstaat (ÖRK)


Ökumenischer Rat der Kirchen - Meldung vom 6. August 2016

ÖRK und Ortskirchen zeigen sich tief besorgt über das Gesetz zum
jüdischen Nationalstaat



Kirchenoberhäupter in Israel und in den besetzten palästinensischen
Gebieten haben mit Bestürzung und Sorge auf die Verabschiedung eines neuen
Gesetzes am 19. Juli in der israelischen Knesset reagiert, wonach Israel
der Nationalstaat des jüdischen Volkes ist. Das bedeutet, dass "das Recht
zur Ausübung nationaler Selbstbestimmung im Staate Israel ausschließlich
dem jüdischen Volk vorbehalten ist."

Der Griechisch-Orthodoxe Patriarch von Jerusalem, Theophilos III, stellte
fest, dass dieses neue Gesetz weder die Menschen christlichen noch
muslimischen Glaubens erwähne, die bereits vor der Gründung des Staates
Israel und auch in all den Jahrzehnten danach auf diesem Land gelebt haben.
Das neue Gesetz, so der Patriarch, "stärkt die Institutionalisierung des
Rassismus und zerschlägt jede Hoffnung auf Gleichheit." Bischof Sani
Ibrahim Azar von der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Jordanien und im
Heiligen Land bezeichnete das Gesetz als "zutiefst spaltend, rassistisch
und destruktiv."

Bischof Azar merkte an, das das neue Gesetz "mit voller Absicht die 1,5
Millionen Bürgerinnen und Bürger in Israel ausschließt, die sich als
arabische Israelis bezeichnen", und "die Anwesenheit von BürgerInnen und
BewohnerInnen ignoriert, die Mitglieder anderer religiöser Gruppen sind und
einen signifikanten Beitrag zur israelischen Gesellschaft leisten."

In einem Kommentar des Lateinischen Patriarchats von Jerusalem heißt es,
dass "dieses Gesetz keinerlei verfassungsrechtliche Garantie der Rechte der
indigenen Bevölkerung und anderer Minderheiten enthält, die in dem Land
leben" und "den palästinensischen Bürgerinnen und Bürgern in Israel
unmissverständlich klarmacht, dass sie dort nicht willkommen sind." Die
Abwertung des Arabischen von einer offiziellen Sprache zu einer Sprache mit
"Sonderstatus" unterstreicht dies zusätzlich.

Die Kirchenleitenden haben ebenfalls auf die Gefährlichkeit der Bestimmung
in dem neuen Grundrecht aufgrund der Aussage hingewiesen, dass "der Staat
die Entwicklung jüdischer Ansiedlungen als nationalen Wert ansieht und
die Gründung und Stärkung jüdischer Siedlungen ermutigen und befördern
wird." Bischof Azar sagt dazu: "Es fällt schwer zu verstehen, wie die
Unterstützung und Förderung auf Trennung basierender, monokultureller und
monoreligiöser Ortschaften in Israel selbst (oder in den palästinensischen
Gebieten in Form von illegalen Siedlungen) den Staat Israel in Richtung
einer friedvollen Zukunft bewegt."

Patriarch Theophilos zeigte sich besorgt darüber, dass diese Bestimmung
diejenigen Siedlergruppen bestärken wird, die Kircheneigentum in Jerusalem
und in anderen Städten beschlagnahmen wollen. Er wies darauf hin, dass die
wichtigsten Befürworter dieses Gesetzes die gleichen Stellen sind, die per
Gesetz den Staat Israel bevollmächtigen wollten, die Ländereien aller
Kirchen zu konfiszieren - und dass Premierminister Netanjahu dann
versprach, dies zu verhindern, nachdem die Kirchenoberhäupter in Gesprächen
angekündigt hatten, die Grabeskirche im Februar dieses Jahres zu schließen.

In seiner Erklärung wies das Lateinische Patriarchat darauf hin, dass
dieses neue Grundrecht Israels eigener Unabhängigkeitserklärung
widerspreche, denn darin verpflichte sich Israel, "sich der Entwicklung des
Landes zum Wohle aller seiner Bewohner zu widmen" und "all seinen Bürgern
ohne Unterschied von Religion, Rasse und Geschlecht, soziale und politische
Gleichberechtigung verbürgt", um "Glaubens- und Gewissensfreiheit, Freiheit
der Sprache, Erziehung und Kultur zu gewährleisten" und "den Grundsätzen
der Charta der Vereinten Nationen treu bleiben."

Peter Prove, Direktor der ÖRK-Kommission der Kirchen für Internationale
Angelegenheiten, wies darauf hin, dass ein weiteres Grundrecht der Israelis
über Menschenwürde und Freiheit, verabschiedet 1995, "die Menschenwürde und
die Freiheit als Grundwerte des Staates Israel festschreibt." Zwar
beinhaltet dieses Gesetz nicht ausdrücklich bestimmte grundlegende und
international anerkannte Menschenrechte (wie Redefreiheit,
Versammlungsfreiheit oder Religionsfreiheit), erkennt aber die Bedeutung
des Schutzes der Menschenwürde und des Lebensrechts des Staates Israel "als
jüdischer und demokratischer Staat an" (Hervorhebungen hinzugefügt).

Viele jüdische Führungspersönlichkeiten in Israel und weltweit haben sich
auch besorgt über die Auswirkungen des neuen Grundgesetzes auf die
Demokratie in Israel geäußert. Der Geschäftsführer der Anti-Defamation
League, Jonathan Greenblatt, hat in einem Kommentar angeblich geäußert,
dass das neue Gesetz "wichtige Fragen zur langfristigen Verpflichtung der
Regierung hinsichtlich der pluralistischen Identität und der demokratischen
Natur des Staates Israel aufwirft."

In der Erklärung des Lateinischen Patriarchats heißt es abschließend: "Die
christlichen Bürgerinnen und Bürger Israels haben im Hinblick auf dieses
Gesetz die gleichen Vorbehalte wie andere nicht-jüdische Gemeinschaften.
Sie appellieren an alle Bürgerinnen und Bürger des Staates Israel, die nach
wie vor an den Grundgedanken der Gleichheit aller Bürgerinnen und Bürger
glauben, ihre Ablehnung dieses Gesetzes kundzutun und auf die Gefahren
hinzuweisen, die dadurch für die Zukunft des Landes entstehen."

Pastor Dr. Olav Fykse Tveit, Generalsekretär des Ökumenischen Rates der
Kirchen, wies darauf hin, "dass es hier um das Heilige Land und die
heiligen Stätten dreier Religionen geht. Die Zukunft für Jerusalem kann nur
eine gemeinsame Zukunft sein. Es kann keinen ausschließlichen Besitz durch
eine Glaubensgemeinschaft zum Nachteil aller anderen oder die Vorherrschaft
eines Volkes über ein anderes geben. Jerusalem muss eine Stadt dreier
Religionen und zweier Völker sein und bleiben."

"Jerusalem gilt als Heilige Stadt, und die Gläubigen der drei
abrahamitischen Religionen Judentum, Christentum und Islam sind dieser
Stadt in echter und tiefer Liebe verbunden", betonte Tveit. "Diese Liebe
und tiefe Zuneigung muss respektiert und in jeder ins Auge gefassten Lösung
bekräftigt werden, wenn sie dauerhaft Bestand haben soll."


Erklärung des Präsidialausschusses für kirchliche Angelegenheiten
(Kirchenleitende in Jerusalem) 

http://hcc.plo.ps/hcc/?p=2364

Stellungnahme von Bischof Azar zum Nationalstaatsgesetz erwähnt "große
Bedenken"

http://www.elcjhl.org/bishop-azar-expresses-deep-concern-about-jewish-nation-state-law/

Lateinisches Patriarchat veröffentlicht Erklärung zum neuen israelischen
Nationalstaatsgesetz

https://www.lpj.org/statement-lateinischen-patriarchats-zum-neuen-israelischen-nationalstaatsgesetz/?lang=de

Kirchen und Naher Osten: Solidarität und Zeugnis für den Frieden

https://www.oikoumene.org/de/press-centre/news/was-wir-tun/kirchen-und-naher-osten-solidaritaet-und-zeugnis-fuer-den-frieden?set_language=de

 * 

Quelle:

Meldung vom 6. August 2018

Herausgeber: Ökumenischer Rat der Kirchen (ÖRK)

150 rte de Ferney, Postfach 2100, 1211 Genf 2, Schweiz

Internet: http://www.oikoumene.org
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06647: Und alles brütet Stumpfsinnigkeiten aus (SB)


Das heutige Rätsel der Sphinx ist ein typisches Beispiel dafür, wie
man als Nachziehender eine Stellung durch und durch verhunzen kann.
Werfen wir einen Blick auf die weißen Figuren. Ohne Ausnahme weisen
diese alle charakteristischen Merkmale für eine starke Figur auf. Die
Türme sind auf offene oder halboffene Linien geschwenkt, die Dame
steht zentral und der Läufer beherrscht eine lange Diagonale. Und auch
der Springer tut, was er am besten kann - nämlich in die Winkel
hineinzudrohen. So steht der schwarze Bauer auf b7 unter dreifachem
Angriff. Und ihre Antipoden von der schwarzen Fraktion?
Bemitleidenswerte Geschöpfe sind sie, krank und siech und außerstande,
ihren lethargischen Befall zu kurieren. Krummbeinig steht der schwarze
Springer auf a5 und weiß mit sich und der Welt nichts anzufangen. Und
erst die beiden Türmen - krasse Eckensteher ohne Sinn und Zweck!
Verschämt hockt der Damenläufer auf seinem Stammplatz und brütet
Stumpfsinnigkeiten aus. Ein Malheur die ganze schwarze Stellung mit
ihrem bloßgestellten König. Drei schwarze Figuren, die sich um das
Wohlergehen ihres Schützlings auf b7 zu sorgen haben. Indes, wer seine
Figuren zu solchen Hebammendiensten erniedrigt, braucht sich nicht zu
wundern, wenn ihm auch diese Aufgabe aus den Händen genommen wird. Ist
es nicht so, Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/06647: Und alles brütet Stumpfsinnigkeiten aus (SB)]



Nemet - Klauser

Villars-sur Ollon 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Gründe waren bestechend genug, und der deutsche Großmeister Stefan
Kindermann fand auch die siegbringende Kombination mit 1.Lc4xf7+!
Tf8xf7 2.Sf3-g5! Dd8xg5 3.Db3xf7+ Kg8-h8 4.Tf1-f3 Dg5-d8 - 4...Sc6-d8
5.Df7-c7 oder 4...Dg5-e7 5.Df7-g6 Kh8-g8 6.Ta1-f1 - 5.Ta1-f1 Lb7-c8 -
hoffnungslos war auch 5...Dd8xa5 6.Df7-g6 Tb8-g8 7.Dg6xd6 - 6.Df7-g6
und Schwarz gab angesichts der unbezähmbaren Fülle an Drohungen auf.



Erstveröffentlichung am 8. August 2005

7. August 2018
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/518: Bonn - "Lindy Hop"-Workshop für Einsteiger am 19. August 2018


"Lindy Hop"-Workshop für Einsteiger



Der Countdown für unseren Lindy Hop Workshop läuft. Euch erwartet ein
toller Workshop mit unserer Tanzlehrerin Josepha!

Zeitplan: So, 19.08.2018 / 14:30 - 15:30 Uhr / Lindy Hop für Anfänger

Alle Workshops finden mit Josepha am Belderberg 24 statt.

Anfahrt mit dem Auto: Parkmöglichkeiten befinden sich in unmittelbarer
Nähe in der Tiefgarage der Oper und in der Marktgarage. Anfahrt mit 
öffentlichem Personennahverkehr: Uni-Markt/ Bertha-von-Suttner-Platz

Datum/Zeitraum: 19.08.2018

Uhrzeit: 14:30

Ort: Tanzschule Lepehne Herbst

Belderberg 24, 53113 Bonn

Preis/Euro

Beitrag pro Workshop: 12,- Euro p.P. oder mit 10er Karte (110 Euro)

Vorverkauf/Anmeldung

Kommt Ihr als Paar ist eine Teilnahme ohne vorherige Anmeldung
möglich. Kommt Ihr alleine meldet Euch bei uns unter: 0228/630291 oder
unter: info@lepehne-herbst.de

Wir versuchen gerne für euch einen Tanzpartner/eine Tanzpartnerin zu
organisieren.

Altersbeschränkung: Jugendliche & Erwachsene

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/337: Herten - Straßentheater "Les P'tits bras" mit "Der Duft von Sägemehl" am 21. August


Beeindruckende Luftakrobatik bei summer in the city

Straßentheater in der Hertener Innenstadt



Herten. Sie tanzen, balancieren und fliegen durch die Lüfte - mit
akrobatischen Kunststücken auf und unter dem Trapez erzählt das
fünfköpfige Ensemble "Les P'tits bras" am Dienstag, 21. August, die
Geschichte "Der Duft von Sägemehl". Los geht das Straßentheater vor
der Antoniuskirche in der Innenstadt es um 19 Uhr. Der Eintritt ist
frei.

"Die Künstlerinnen und Künstler zeigen in ihrer Show tolle
Trapezkünste und lassen die Zuschauenden mit ihrer Geschichte über
Liebe und Emotionen wieder in die Blütezeit des Zirkus eintauchen", so
Bettina Hahn vom Kulturbüro. Auf einer Rundbühne mit zwei schwingenden
Trapezen fliegen die französischen Akrobatinnen und Akrobaten von
einer Seite zur anderen und halten die Zuschauer in Atem, während
unter ihnen getanzt wird und der stärkste Mann der Welt" das Publikum
in seinen Bann zieht.

Ab 18.30 Uhr können die Zuschauerinnen und Zuschauer auf den Sitzen
vor der Bühne Platz nehmen. Um die Wartezeit bis dahin zu verkürzen,
gibt es einen Grill- und Getränkestand.

Großzügig unterstützt wird die Veranstaltung von der Volksbank Ruhr
Mitte.

Infos

Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel.: (0 23 66) 303 179,
www.herten.de

www.lesptitsbras.com

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. August 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/767: Lichtblick - Tierversuchsfreie Methoden (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 1/2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Lichtblick: Tierversuchsfreie Methoden

von Carolin Spicher



Für die Forschungsgebiete, in denen vorwiegend Frettchen
eingesetzt werden, ist die Entwicklung von tierversuchsfreien
Methoden noch nicht sehr weit, es gibt jedoch Lichtblicke, wie
menschliche Krankheitsmodelle und die
Human-on-a-Chip-Technologie.


Gerade die Infektionsbiologie bietet schon viele
in-vitro-Modelle, in denen die molekularen Mechanismen bei einer
Infektion, sei es mit Bakterien oder Viren, entschlüsselt und so
mögliche Strategien zur Bekämpfung entwickelt werden können.
Allerdings gibt es noch kein ganzheitlich systemisches Modell, das
beispielsweise das Symptomspektrum bei der Infektion mit einem
neuartigen Influenzavirus abbilden kann. Hierzu bedarf es noch mehr
Forschungsarbeit auf dem Gebiet der Human-on-a-Chip-Modelle.

Identifizierung von Grippe-Viren im Hochdurchsatz

In Bezug auf die Typisierung von Grippeviren wurde im Oktober 2017
das vielversprechende FluType-Projekt mit dem Landespreis Berlin für
Alternativmethoden zu Tierversuchen in Forschung und Lehre
ausgezeichnet. Momentan müssen jährlich die Zusammensetzungen der
Grippeimpfstoffe überprüft und angepasst werden, um gegen das sich
ständig verändernde Virus wirksam zu sein. Für diese Tests finden
weltweit Tausende Tierversuche an Frettchen und anderen Tieren statt.
Das neue System ist zwar noch in der Entwicklung, es basiert jedoch
auf einem einfachen, schnellen in-vitro-Testsystem, mit dem die
verschiedenen Virenarten aufgrund ihrer Proteinstruktur erkannt
werden können. Basierend auf diesen Ergebnissen, könnten dann bei
jeder Grippewelle die passenden Impfstoffe empfohlen werden und es
müssten keine Frettchen mehr dafür infiziert werden.

Hoffnungsträger: Mini Organe und Organchips

Zur Erforschung der Wirksamkeit von Arzneimitteln werden immer
häufiger Krankheitsmodelle in der Petrischale verwendet. Dabei ist es
nach dem heutigen Stand auch schon möglich, aus einer Hautzelle eines
Patienten zum Beispiel ein völlig anderes Organgewebe herzustellen
und damit in-vitro-Untersuchungen anzustellen. So wie die
CRISPR/Cas-Technik* genutzt wird, um transgene Tiere "herzustellen",
lässt sich diese Technik auch nutzen, um Stammzellen für die
Produktion kranken Gewebes in der Petrischale oder auf dem Mikrochip
zu verändern, wenn die entsprechende Patientenhautspende nicht zur
Verfügung steht. Die Möglichkeiten der verschiedenen Gewebe und
Mini-Organe sind mittlerweile äußerst umfangreich, und die Systeme
werden laufend verfeinert, um die Situation im menschlichen Körper
noch realistischer zu simulieren. Ziel ist, irgendwann einen
Minimenschen auf dem Chip optional mit einzelnen Organerkrankungen
abzubilden. Auch Hormon- und Immunsystem werden dann integriert sein
und könnten für die Forschung zu multisystemischen Fragestellungen,
wie der Infektionsforschung verwendet werden. Der bekannte
4-Organ-Chip, entwickelt von der Firma TissUse in Berlin, wird
bereits als Krankheitsmodell genutzt.

Etablierte Zelllinien aus Frettchen, an denen in-vitro-Versuche
stattfinden könnten, gibt es bislang zwei. Sie sind natürlich keine
echten tierleidfreien Ersatzverfahren einer humanbasierten
Wissenschaft, sie verhindern jedoch das Experimentieren am lebenden
Tier. Trotzdem werden sie hier der Vollständigkeit wegen
angesprochen. Die sogenannte MpF Zelllinie stammt aus Hirnzellen
eines sechs Wochen alten Frettchens und ihre Reaktion auf eine
Infektion mit diversen Viren-Vertretern wurde bereits untersucht.
Außerdem wurde vor einigen Jahren die Zelllinie FtAEpC aus alveolaren
Epithelzellen (aus der Lunge) etabliert.

Aussicht: Mehr tierversuchsfreie Verfahren

In den letzten zehn Jahren hat sich auf dem Gebiet der
Ersatzverfahren zum Tierversuch viel getan. Auch in Deutschland ist
dieser Trend zu beobachten. Schrittweise werden immer mehr Projekte
finanziert. Die intensiven Forschungen der letzten Jahre haben eine
Vielzahl an neuen Methoden für die regulatorische Toxikologie, also
die gesetzlich vorgeschriebenen Giftigkeitstests, erbracht. Diese
positive Entwicklung bestätigt die Planung der Niederlande, als
erstes Land Tierversuche zu regulatorischen Zwecken abzuschaffen.
Dabei ist es unerheblich, ob der Ausstieg tatsächlich bis 2025
gelingen kann oder länger braucht. Entscheidend ist, dass zielstrebig
daran gearbeitet wird. Die Industrie hat ein großes Interesse an
humanspezifischen Verfahren, sodass in-vitro-Entwicklungen zur
Nachbildung der besonders komplizierten systemischen Abläufe
entschlossen verfolgt werden dürften.


(*) CRISPR/Cas ist eine molekularbiologische Methode, um DNA
gezielt zu schneiden und zu verändern (Genome Editing). Gene können
mit dem CRISPR/Cas-System eingefügt, entfernt oder ausgeschaltet
werden. CRISPR steht für Clustered Regularly Interspaced Short
Palindromic Repeats, also kurze, sich wiederholende DNA-Sequenzen.
Diese werden synthetisch hergestellt und so modifiziert, dass sie
gezielt auf eine bestimmte Stelle im Ziel-Genom passen. Gekoppelt an
ein Cas-Protein, welches DNA schneidet, kann der Komplex so ganz
bestimmte Abschnitte im Genom finden und ausschneiden.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 1/2018, S. 13

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MELDUNG/461: "Frankfurter Erklärung" zum Schutz der Artenvielfalt (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 06.08.2018

"Frankfurter Erklärung" zum Schutz der Artenvielfalt



Frankfurt, 06.08.2018. In Deutschland zeigt sich in den letzten
Jahrzehnten ein dramatischer Artenverlust in einzelnen
Organismengruppen. Angesichts dieser Besorgnis erregenden Entwicklung
plädieren in der heute veröffentlichten "Frankfurter Erklärung" 22
renommierte WissenschaftlerInnen aus ganz Deutschland für eine
langfristige, stärker interdisziplinär ausgelegte Forschung zum Erhalt
der Artenvielfalt in Deutschland. Die Erklärung ist das Ergebnis eines
Symposiums unter der Leitung von Senckenberg-Generaldirektor Prof. Dr.
Dr. h.c. Volker Mosbrugger, das auf Initiative des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung stattfand.

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek sagt dazu: "Die biologische
Vielfalt ist für die Menschheit existenziell. Sie versorgt uns mit
Nahrung, sauberem Wasser und hält unsere Natur im Gleichgewicht.
Deshalb müssen wir sie schützen. Exzellente Forschung, bei der
Wissenschaft und Praxis eng zusammenarbeiten, bildet die Grundlage, um
dem Verlust der Artenvielfalt gezielt entgegenzuwirken. Deshalb
erarbeiten wir im Bundesforschungsministerium zurzeit eine langfristig
angelegte Leitinitiative. Die Empfehlungen der "Frankfurter Erklärung"
werden in dieser ein zentrales Element sein."

In der heute veröffentlichten "Frankfurter Erklärung" konstatieren
renommierte deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von 17
Universitäten und Institutionen, dass der Verlust der biologischen
Vielfalt aktuell eine der größten Herausforderungen für die Menschheit
ist. Auch in Deutschland ist die Situation insbesondere bei den
Insekten dramatisch. Daher besteht höchster Handlungsbedarf, denn
trotz vieler Rechtsvorschriften und Maßnahmen ist der Trend des
Artenverlustes nachweislich ungebrochen - die bisherigen Ansätze und
Strategien zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Deutschland reichen
bei weitem nicht aus. Der Komplex der Ursachen muss wissenschaftlich
exakt untersucht und verstanden werden, um politische Entscheidungen
zum Schutz der Artenvielfalt zu treffen.

In der Vergangenheit haben die Naturwissenschaften häufig nur die
Wirkung einzelner Stressfaktoren auf die biologische Vielfalt
erforscht. Die Wechselwirkungen verschiedener Faktoren sind noch
weitgehend unbekannt. Der Mensch ist zudem Treiber und Leidtragender
des Artenverlusts. Wie Gesellschaften ihr Handeln so ändern können,
dass der Artenverlust nachhaltig aufgehalten werden kann, ist zu wenig
erforscht und kaum getestet. Schließlich braucht es für die konkrete
Umsetzung von Lösungswegen die transdisziplinäre Kooperation mit
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Die Unterzeichner der
"Frankfurter Erklärung" begrüßen daher den Vorschlag des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung zur Einrichtung einer
Leitinitiative zum Erhalt der Artenvielfalt in Deutschland. Diese
Leitinitiative wird es erstmals erlauben, die dringend benötigten
interdisziplinären Forschungskapazitäten und -kompetenzen aufzubauen
und langfristig zu sichern.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler empfehlen, folgende
Elemente in die geplante BMBF-Leitinitiative aufzunehmen:


	Einrichtung eines Langzeit-Biodiversitätsmonitorings zur Erfassung von Artenhäufigkeiten und ihrer Veränderung, einschließlich vernachlässigter Gruppen wie z. B. Bodenorganismen;

	Untersuchung der Ursachen für den Verlust der Artenvielfalt insbesondere in ihren Wechselwirkungen untereinander;

	Erforschung der konkreten Folgen des Verlusts der Artenvielfalt für Nutzen und Wohl der Menschen;

	Erarbeitung von gesellschaftlichen Gesamtlösungen, um die Artenvielfalt zu erhalten und wieder zu erhöhen. Für diese Gesamtlösungen ist es wichtig, dass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus unterschiedlichen Disziplinen zusammenarbeiten, u. a. Biologen und Agrarwissenschaftler, Soziologen, Ökonomen und Juristen. Schließlich sollte die Umsetzung der Maßnahmen von Wissenschaftlern eng begleitet werden.



Unerlässlich für den Erfolg der Forschung und Umsetzung der zu
entwickelnden Maßnahmen ist darüber hinaus eine stärkere Verzahnung
von Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Gesellschaft: "Wenn wir das
Artensterben in Deutschland stoppen wollen, müssen wir alle mit ins
Boot holen. Gesellschaftliche Akteure müssen frühzeitig in die
Forschung und Entscheidungsprozesse eingebunden werden, damit die
Umsetzung auch langfristig funktioniert", resümiert Senckenberg-
Generaldirektor Volker Mosbrugger.



Der genaue Wortlaut der "Frankfurter Erklärung" ist unter

 www.senckenberg.de/frankfurtererklaerung einsehbar.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news700304

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 06.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1464: Wie bekommt man das Problem Plastikmüll in den Griff? (idw)


Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 02.08.2018

Thema des neuen Themendienstes: 

Wie bekommt man das Problem Plastikmüll in den Griff?



Die HAW Hamburg forscht interdisziplinär: Wattestäbchen, Plastiktüten,
Verpackungen aber auch Autoteile oder medizinische Instrumente -
Plastik erleichtert uns in vielerlei Hinsicht das Leben. Die robusten
Kunststoffe sind in unserem täglichen Gebrauch allgegenwärtig und
meist hilfreich. Aber der daraus resultierende Abfall hat gravierende
Folgen. An der HAW Hamburg wird das Thema in verschiedenen Projekten
aufgegriffen. Unter anderem fand hierzu im Juni eine Fachtagung statt
unter der Federführung von Prof. Dr. Walter Leal, Leiter des
Forschungs- und Transferzentrums Nachhaltigkeit und
Klimafolgenmanagement, kurz FTZ-NK.

Im Jahr 2016 wurden insgesamt circa 335 Millionen Tonnen Kunststoff
weltweit produziert. Die Europäer produzieren jährlich circa 25
Millionen Tonnen Kunststoffabfälle. Allein davon entfielen im Jahr
2015 15,8 Millionen Tonnen auf Verpackungen. Das sind etwa 60 Prozent
der gesamten Kunststoffmenge.

Aber was ist Plastik überhaupt?

Kunststoffe sind synthetische oder halbsynthetische organische
Polymere. Sie sind leicht und kostengünstig und dabei trotzdem stark
und langlebig. Umgangssprachlich wird meistens von "Plastik"
gesprochen - ein Sammelbegriff für die vielen Materialien, die
entwickelt wurden, um die unterschiedlichen Bedürfnisse von Tausenden
von Endprodukten zu erfüllen.

Die umfangreiche Anwendung von Kunststoffen hat in den letzten 50
Jahren zu einem kontinuierlichen Wachstum geführt, das sich
voraussichtlich in den nächsten 20 Jahren noch verdoppeln wird.

Drei Kategorien von "Plastik"

Es werden drei Kategorien von Kunststoffmaterialien zusammengefasst.
Duroplaste, das sind harte Kunststoffe, die nicht wieder geschmolzen
und umgeformt werden können; Thermoplaste, die sich bei einer
bestimmten Temperatur einschmelzen und wiederholt umformen oder
recyceln lassen sowie Elastomere, elastisch verformbare Kunststoffe
wie zum Beispiel Reifen oder Gummibänder.

Ein besonderes Problem stellen Wegwerfprodukte wie Besteck, Teller
oder Strohhalme dar, die die EU jetzt mit einem neuen Gesetzesentwurf
verbieten will. Aber auch Plastiktüten, Verpackungen oder
Plastikspielzeug gehören dazu.

Sind biologisch abbaubare Verpackungen die Lösung?

Die meisten Kunststoffe stammen aus nicht erneuerbaren, fossilen
Rohstoffen wie zum Beispiel Erdgas, Öl oder Kohle. Obwohl auch
erneuerbare oder biobasierte Ressourcen wie Pflanzen-proteine,
Pflanzenöl oder Kohlenhydrate für die Kunststoffproduktion verwendet
werden - und diese für den Verbraucher als mögliche Lösung erscheinen -
 ist ihr Marktanteil momentan noch sehr klein.

Prof. Dr. Bernd Sadlowsky, Professor für Werkstoff- und
Verpackungstechnik an der HAW Hamburg beschäftigt sich seit langem mit
diesem Thema und weist darauf hin, dass die Kompostierung dieser
Materialien noch ungeklärte Fragen und Risiken birgt. "Eine Empfehlung
oder ein Anstreben hin zu biologisch abbaubaren
Lebensmittelverpackungen kann ich nicht befürworten", sagt Sadlowsky.
Zum Beispiel zeige sich, dass eine Unterscheidung zwischen biologisch
abbaubaren und konventionellen Kunststoffabfällen bei der
Vorsortierung in industriellen Kompostierwerken nur sehr schwer bis
gar nicht umsetzbar ist.

Wohin also mit dem Plastikmüll?

Die Recyclingquote von Plastikmüll in Deutschland liegt mit 46 Prozent
über dem EU-Durchschnitt (31 Prozent). Mehr als die Hälfte (41,7
Prozent im EU-Durchschnitt) wird energetisch verwendet, also
verbrannt. Dieser Prozess hinterlässt allerdings hochtoxische
Rückstände. Ein Prozent landet in Deutschland auf Mülldeponien - der
EU-Durchschnitt liegt dagegen bei 27,3 Prozent.

Was viele nicht wissen: In der hohen Recyclingquote Deutschlands ist
der Teil inbegriffen, der ins Ausland verschifft wird. Der wichtigste
Müllimporteur war bisher China. Doch das Land hat diesem Handel im
Januar 2018 einen Riegel vorgeschoben. "Die jüngste Entscheidung von
China den Import von 24 Abfallarten (einschließlich bestimmter
Kunststoffabfälle) zu verbieten, hat ein Problem für das Recycling
europäischer Kunststoffabfälle geschaffen", sagt Prof. Leal, der sich
mit Aspekten der Nachhaltigkeit und mit der sinnvollen Nutzung von
Plastik beschäftigt. "Neue Abnehmer sind nun Länder wie Malaysia, die
den Müll wiederverwerten. Zu welchen Umweltstandards das allerdings
geschieht oder ob der Müll verbrannt oder vergraben wird, ist unklar",
vermutet Adrian Stepanek, wissenschaftlicher Mitarbeiter am FTZ-NK.

Plastikmüll, seine Folgen und das Bewusstsein in der Bevölkerung


Prof. Leal hat in diesem Zusammenhang ein Projekt an der HAW Hamburg
initiiert, in dem es um Umweltgesundheit und um das regionale
Bewusstsein bei den Hamburgerinnen und Hamburgern geht. Letzteres will
Stepanek, Student der Gesundheitswissenschaften, mit Hilfe seiner
Bachelorarbeit und einer Online-Umfrage herausfinden (Hier geht es zur
Umfrage).

"Erste Ergebnisse der Studie weisen darauf hin, dass ein Bewusstsein
für Plastikmüll besteht und weniger Plastiktüten und andere
Einweggegenstände benutzt werden", sagt Stepanek. Allerdings
beschränkt sich dieses Bewusstsein auf die Umweltbelastung, während
gesundheitliche Aspekte vom Verbaucher meist nicht beachtet werden.

Um welche Auswirkungen handelt es sich? Der angehende
Gesundheitswissenschaftler Stepanek zählt Aspekte auf: "Kunststoffe im
Trinkwasser, in Kosmetika oder Lebensmitteln beeinflussen
erwiesenermaßen den Hormonhaushalt, können zu Krebs, Diabetes oder zu
Fettleibigkeit führen und der Entwicklung des Gehirns und der Nerven
schaden." Zum Beispiel kann sich die Chemikalie Bisphenol A (BPA), die
in Trinkflaschen oder Brotdosen vorkommt, durch Wärme aus dem Material
lösen und über die Nahrung aufgenommen werden.

In der Online-Umfrage wird außerdem untersucht, wie die möglichen
finanziellen Mittel des Verbauchers die Produktion von Plastikmüll
beeinflussen. "Es geht nicht nur darum, ob der Verbraucher über Wissen
verfügt oder Bereitschaft zur Konsumänderung zeigt, sondern auch, ob
er finanziell dazu in der Lage ist", sagt Stepanek. Seiner
Einschätzung nach sollte ein Umdenken daher vor allem aus der Politik
kommen - zum Beispiel durch eine Plastiksteuer, die von den
Produzenten und nicht von den Verbrauchern zu tragen ist.

Mikroplastik in der aquatischen Umwelt

Mit Bildern von verendeten Vögeln, die sich am Plastikmüll
strangulieren oder verhungern, weil ihre Mägen mit Plastik gefüllt
sind, wird die Problematik oftmals in den Medien veranschaulicht. Im
Gegensatz dazu ist Mikroplastik jedoch "unsichtbar" und deshalb
weniger greifbar.

Prof. Dr. habil. Gesine Witt, Professorin für Umweltchemie an der
Fakultät Life Sciences der HAW Hamburg, beschäftigt sich mit der
Verunreinigung von natürlichen Gewässern durch Mikroplastik. Das sind
Kunststoffteilchen in Milli-, Mikro- und Nanometergröße. Zunehmend
erweist sich Mikroplastik als allgegenwärtiges Problem, dessen Ausmaß
und Konsequenzen für Mensch und Umwelt jedoch noch gar nicht absehbar
sind.

"Sowohl Küstengewässer als auch Binnengewässer wie Flüsse und Seen
sind von dieser Kontamination betroffen", erklärt Prof. Witt. Dabei
ist nicht nur das Vorhandensein von Mikroplastik in den Gewässern -
und damit auch in den dort vorhandenen Lebewesen - als problematisch
einzustufen. In ihrem Forschungsprojekt wurde herausgefunden, dass
kleinste Plastikteile auf Schadstoffe wie Magnete wirken: Je länger
sie sich im Wasser befinden, desto mehr Giftstoffe binden sie an sich.
"Zahlreiche Hinweise belegen, dass aquatische Organismen wie Würmer,
Muscheln und Fische Mikroplastikpartikel, die sich im Sediment
abgelagert haben, in ihren Verdauungstrakt aufnehmen. Allerdings steht
das Wissen um die möglichen toxischen Schädigungen erst am Anfang",
sagt Prof. Witt, die sich ebenfalls mit der toxikologischen Wirkung
beschäftigt. Beim 30. Hamburger Kolloquium zur Abwasserwirtschaft am
11. und 12. September 2018 wird sie einen Vortrag halten über ihr
Thema "Mikroplastik und Nanopartikel in Gewässern".

Information zur Veranstaltung

Wann: 11. und 12. September 2018

Wo: Technische Universität Hamburg (TUHH), Das Kolloquium
findet im Audimax II im Gebäude I (Denickestraße 22) statt, die
Abendveranstaltung am 11.9.2018 im Foyer vor dem Tagungsraum.

Anmeldung: www.tuhh.de/aww/veranstaltungen




Weitere Themen im Newsletter sind (Auswahl)


	Insekten, Novel Food und die neuesten Trends beim Food Science Dialog im Sept. 2018

	Kooperation zwischen der HAW Hamburg und der Wuhan Textile University

	Deutsche Forschungsgemeinschaft zeichnet Mentoringprogramm der HAW Hamburg aus

	Sommercamp "Faszination Fliegen" - Jugendliche besuchen verschiedene Luftfahrt-Unternehmen





Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.umfrageonline.com/s/1266e8f

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/167099/umfrage/weltproduktion-von-kunststoff-seit-1950/

https://www.zentrum-der-gesundheit.de/bpa-bisphenol-ia.html

https://www.tuhh.de/t3resources/aww/veranstaltungen/pdf/Programm_Abwasserkolloquium_2018.pdf


https://www.haw-hamburg.de/news-online-journal/newsdetails/artikel/schadstoffbelastung-durch-plastik-giftcocktails-im-sediment-hoeher-als-erwartet.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news700246

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution399

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 02.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/467: Sauerstoffarmut in Gewässern - Ausnahmegenehmigungen für Kraftwerke zurücknehmen (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 7. August 2018

Sauerstoffarmut in Gewässern

Auf Abkühlung und Regen zu hoffen kann gut gehen - oder auch nicht

BUND: Umweltminister muss die wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigungen
von Atom- und Kohlekraft zurückzunehmen.



"Die Messwerte der LUBW zeigen deutlich: Neckar und Rhein werden jeden
Tag noch ein bisschen wärmer. Doch der Sauerstoffgehalt in den Flüssen
geht jeden Tag ein Stückchen zurück und nähert sich an manchen
Messstellen der für Fische kritischen Grenze von vier Milligramm pro
Liter", sagt Gottfried May-Stürmer. Der BUND Baden-Württemberg,
fordert Umweltminister Franz Untersteller auf, die
Ausnahmegenehmigungen für Atom- und Kohlekraftwerke zum Weiterbetrieb
bei Wassertemperaturen von über 28°C zurückzunehmen.

Am Hochrhein und an der Mosel ist es im Südwesten bereits zu
Fischsterben gekommen. Auch bei Heilbronn hat der Fischereiverein
Böckingen tote Karpfen aus dem Neckar gezogen. "Die Kraftwerke weiter
laufen zu lassen und auf Regen am Donnerstag zu hoffen, ist ein
verantwortungsloses Glücksspiel. Das Risiko ist hoch", so May-Stürmer.
"Das kann gut gehen, aber es kann auch daneben gehen. Bei den stetig
steigenden Temperaturen kann niemand exakt voraussagen, wann die
Grenze für größere Fischsterben erreicht wird."

Die 28°C-Grenze ist ein Kompromiss zwischen Gewässerökologie und
Stromversorgung, der noch aus einer Zeit stammt, als es kaum andere
Stromquellen als Kohle- und Atomkraftwerke gab. Für empfindlichere
Fischarten wie die Äsche sind 28°C schon zu viel. Heute erreichen die
Photovoltaikanlagen in Deutschland bei der stabilen
Hochdruckwetterlage täglich Leistungen von rund 30 Gigawatt und decken
damit die Mittagsspitze im Stromverbrauch zuverlässig ab.




Weitere Informationen:

Die Wassertemperaturen steigen von Tag zu Tag:

Aktuelle Messwerte der LUBW für Lauffen: 

http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/240989/

Aktuelle Messwerte der LUBW für Besigheim: 

http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/78932/

Aktuelle Messwerte der LUBW für Kochenforf: 

http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/78873/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 07.08.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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ÖKOSYSTEME/119: Tiere und Pilze fördern Leistungen von Wäldern (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 01.08.2018

Tiere und Pilze fördern Leistungen von Wäldern



Eine neue Studie zeigt, dass neben der Vielfalt der Baumarten auch
jene der Tier- und Pilzarten entscheidenden Einfluss hat auf die
Leistungen von Wäldern. Zu diesen gehören unter anderem
Holzproduktion, CO2-Speicherung und Klimaregulation. Die Studie
basiert auf zehn Jahren Forschung in artenreichen Wäldern der
Subtropen. Ein Forscherteam unter Federführung des Forschungszentrums
iDiv und der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg hat die
Ergebnisse in der neuen Ausgabe der Zeitschrift Nature Communications
veröffentlicht. Sie verdeutlichen, dass Biodiversität ganzheitlich
betrachtet werden muss, um die Leistungsfähigkeit von Wäldern zu
erhalten.




[image: Panoramabild - Foto: © Sabine Both]

Subtropische Wälder wie dieser in Ost-China (Schutzgebiet Gutianshan)
sind besonders artenreich.

Foto: © Sabine Both



Weltweit besteht Sorge, dass ein durch den Menschen mitverursachter
Verlust an Biodiversität das Funktionieren unserer Kultur- und
Naturlandschaften beeinträchtigt. In Wäldern sind Bäume die
auffälligsten und bestandsbildenden Organismen. Die Folgen
verringerter Baumartenvielfalt lassen sich daher vergleichsweise gut
erfassen. Wesentlich schwieriger wird es aber, wenn auch die Vielfalt
der tausenden von teilweise winzigen Tier- und Mikroorganismenarten
berücksichtigt werden soll, die als Pflanzenfresser,
Schädlingskontrolleure oder Recyclingexperten wichtige Aufgaben in
Wäldern übernehmen. Auswirkungen eines Verlustes dieser Artenvielfalt
waren daher bisher schwer quantifizierbar. Dies ist nun nach
jahrelanger Arbeit einem Team deutscher, chinesischer, schweizerischer
und amerikanischer Forscher erstmals für besonders artenreiche,
naturnahe Wälder in den Subtropen Chinas gelungen. Die Forschergruppe
hat nicht nur die enorme Artenvielfalt von Käfern, Spinnen, Ameisen,
Asseln und Pilzen in diesen Wäldern erfasst, sondern gleichzeitig eine
Vielzahl von Prozessen, die für das Funktionieren der Wälder
wesentlich sind. Dies beinhaltet zum Beispiel den Zuwachs an Holz, die
Kontrolle von Bodenerosion, das Recycling von Nährstoffen, oder die
biologische Kontrolle von potentiellen Schädlingen.




[image: Spinne auf einem Blatt - Foto: © Julia Zimmermann]

Spinnen und andere Tiere haben wichtige Funktionen in Wäldern.

Foto: © Julia Zimmermann



"Unsere Analysen zeigen, dass die Vielfalt an Tier- und Pilzarten auf
zahlreiche wichtige Prozesse wirkt - zum Beispiel auf die
Verfügbarkeit von Nährstoffen für das Baumwachstum", so Dr. Andreas
Schuldt, Erstautor der Studie, vom Deutschen Zentrum für integrative
Biodiversitätsforschung (iDiv) und der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg. "Um zu verstehen, warum und wie sich ein Verlust von
Biodiversität auf diese Wälder auswirkt, reicht es daher nicht, sich
nur auf die Bäume und deren Artenvielfalt zu konzentrieren". Auch der
Artenreichtum von Pflanzenfressern und deren Gegenspielern war von
Bedeutung, eine wichtige Erkenntnis im Hinblick auf zukünftig zu
erwartende Intensivierungen und die mögliche Kontrolle von
Schädlingsbefall mit fortschreitendem Klimawandel. Zudem fanden die
Forscher, dass neben Tieren und Pilzen weniger die Zahl an Baumarten,
sondern deren funktionelle Eigenschaften und die daraus resultierende
Zusammensetzung an unterschiedlichen Baumartentypen die
Multifunktionalität der Waldbestände beeinflusst. "Unser bisheriges
Wissen zu Beziehungen zwischen Multifunktionalität und Biodiversität
stammt vor allem aus vergleichsweise artenarmen Wäldern Europas und
Nordamerikas", sagt Prof. Helge Bruelheide, Sprecher der
Forschergruppe und Senior-Autor der Studie. "Wir können jetzt erstmals
zeigen, dass solche Beziehungen in den extrem artenreichen Subtropen
und Tropen einer eigenen Dynamik folgen. Dies ist wichtig zu
verstehen, weil gerade diese Wälder eine große Bedeutung für globale
Stoffkreisläufe und für uns Menschen haben".

Die Ergebnisse der Studie erlauben Ableitungen auch für das Management
von Wäldern unter sich verändernden Umweltbedingungen und liefern
daher wichtige Grundlagendaten. Ermöglicht wurden diese Einsichten
durch die langjährige Förderung der Biodiversitätsforschung und des
Projektes durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG).

Originalpublikation:

Schuldt A, Assmann T, Brezzi M, Buscot F, Eichenberg D, Gutknecht J,
Härdtle W, He JS, Klein AM, Kühn1 P Liu X, Ma KP, Niklaus PA, Pietsch
KA, Purahong W, Scherer-Lorenzen M, Schmid B, Scholten T, Staab M,
Tang ZY, Trogisch S, von Oheimb G, Wirth C, Wubet T, Zhu CD,
Bruelheide H (2018) 

Biodiversity across trophic levels drives multifunctionality in highly
diverse forests. Nature Communications 9, Article number: 2989 (2018).
Open. Published: 31 July 2018

DOI: 10.1038/s41467-018-05421-z

https://www.nature.com/articles/s41467-018-05421-z



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.idiv.de/de/forschung/plattformen_und_netzwerke/bef_china.html


https://www.idiv.de/de/news/news_single_view/news_article/animals_and.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news700164

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1813
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - 01.08.2018
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BILDUNG/041: Umweltsünder lernen mehr (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 03.08.2018

Umweltsünder lernen mehr

Das Spiel KEEP COOL vermittelt internationale Klimapolitik



Erstmals zeigt eine empirische Studie, dass ein Brettspiel zum
Klimawandel internationale Klimapolitik erfolgreich vermitteln kann.
Sie gibt zudem Hinweise auf die wirksame Gestaltung solcher Spiele. So
können mit neuen Kommunikationswegen globale Herausforderungen
angegangen werden. Die Studie erschien in Climatic Change, der
führenden internationalen und multidisziplinären Fachzeitschrift zum
Klimawandel. Für die Studie nahmen über 200 Jugendliche im Alter von
13 bis 16 Jahren aus Deutschland an Spielrunden mit dem Klimaspiel
KEEP COOL teil. Sie wurden zuvor und danach zu ihrer Einstellung über
internationale Klimapolitik befragt, und ihr Spielverhalten wurde
beobachtet.

Die Jugendlichen ändern durch das Spielen ihre Einstellungen
statistisch signifikant. Sie halten sich beispielsweise persönlich für
stärker verantwortlich, dem Klimawandel zu begegnen. Außerdem werden
sie optimistischer bezüglich wirksamer internationaler Klimapolitik in
der Zukunft. Prof. Dr. Klaus Eisenack, Leiter der Studie, konstatiert:
"Spiele können möglicherweise ungeahnte Potenziale für
gesellschaftliche Veränderungen in Gang setzen." Überraschender Weise
sind die gefundenen Effekte stärker bei Jugendlichen, die im Spiel
eine klimaschädliche Rolle einnehmen. Daraus leiten die Autoren ab,
dass wirksame Klimaspiele den Teilnehmenden die Entscheidung
überlassen sollten, ob sie versuchen, das Spiel mit klimafreundlichen
oder klimaschädlichen Strategien zu gewinnen. Dies schult eine
kritische Perspektive auf das reale Geschehen.

Die Studie basiert auf dem von Klaus Eisenack entwickelten
zweisprachigen deutsch-englischen Brettspiel KEEP COOL. Bei jedem
Spielzug müssen die Spielerinnen und Spieler zwischen
gemeinschaftlichem Klimaschutz und Eigeninteressen abwägen, um zu
gewinnen. Dabei nehmen sie die Rolle eines Landes oder einer
Ländergruppe ein, wie beispielsweise die der USA, der Schwellenländer
oder der Entwicklungsländer.

Das Spiel behandelt klimatologische, ökonomische und politische
Kernaspekte des Klimawandels und macht internationale
Klimaverhandlungen am Spieltisch erfahrbar. Projekte mit KEEP COOL
wurden ausgezeichnet vom Rat für Nachhaltige Entwicklung, erhielten
den Sparda-Umweltpreis und den Deutschen Planspielpreis.

Für Smartphones gibt es eine kostenfreie Version als Browserapp, die
durch Mittel der Deutschen Bundesstiftung Umwelt gefördert wird.

Prof. Dr. Klaus Eisenack ist Leiter der Arbeitsgruppe
Ressourcenökonomik an der Humboldt-Universität zu Berlin, in der
Jasper Meya, Mitautor der Studie, als Wissenschaftler arbeitet. Die
Arbeitsgruppe betreibt ökonomische Forschung zu Klimawandel, Energie
und Wassernutzung. Sie erforscht, wie seit Jahrzehnten bekannte, aber
nicht erfolgreiche Politikinstrumente und Institutionen besser
ausgestaltet werden können. Mit Archetypenanalyse und Spielen werden
Ansätze aus Mikroökonomik, Institutionenökonomik und
interdisziplinärer Nachhaltigkeitsforschung integriert.



Originalpublikation:

Studie: Meya, J.N. & Eisenack, K. (2018): Effectiveness of gaming for
communicating and teaching climate change. Climatic Change.

https://doi.org/10.1007/s10584-018-2254-7

Vorab-Version des Artikels: 

https://www.iri-thesys.org/discussion-papers/paper-pdfs/discussion-paper-11_meya_eisenack-final-small.pdf

Keep Cool: www.climate-game.net

Browserapp: www.keep-cool-mobil.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news700275

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin - 03.08.2018
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MELDUNG/146: Trockenstress bei Hitze wird heimische Baumarten durch Klimawandel öfter treffen (idw)


Technische Universität Dresden - 06.08.2018

Trockenstress bei Hitze wird heimische Baumarten durch Klimawandel
öfter treffen.



Gelbes Laub, kahle Äste, herabfallende Blätter - wer derzeit in die
Baumwipfel schaut, könnte meinen, es ist schon Herbst. Durch die
derzeitige anhaltende Hitzeperiode und den Wassermangel welken einige
Bäume verfrüht. Vor allem jüngere und empfindliche großblättrige Bäume
wie Bergahorn und Sommerlinde sind gefährdet. Manch heimische Art wie
etwa die Birke werfe jedoch zum Schutz die Blätter ab, erklärt Prof.
Dr. Andreas Roloff von der Professur Forstbotanik der TU Dresden. Für
ältere Bäume sehe er derzeit eine geringere Gefahr. Im Rahmen seiner
Forschung sucht er nach alternativen hitzeresistenten Baumarten in
China, die dem Klimawandel in unseren Breitengraden besser standhalten
werden.




[image: Einige angegriffene Bäume an einer Landstraße vor trockenem Feld - Foto: © Prof. Dr. Andreas Roloff]

Trockenstress bei Bäumen

Foto: © Prof. Dr. Andreas Roloff



Nach dem etwas kühleren Wochenende und örtlichen Regenfällen wird sich
das Risiko von Trockenstress für die Stadtbäume wieder mit steigenden
Temperaturen in der Wochenmitte zuspitzen. Der Blätterfall soll aber
nicht in jedem Fall beunruhigen. Einige Baumarten wie etwa die Birke
werfen bereits zum Schutz ihre Blätter ab und treiben nach Regen
wieder aus. "Das ist der sogenannte Johannistrieb", erklärt Prof. Dr.
Roloff. Sind die Knospen vor allem von jüngeren entlaubten Bäumen
unterentwickelt, sei es wichtig, dass der Johannistrieb dann noch
genug Zeit findet, um vollwertige Knospen für das kommende Jahr zu
bilden.

Doch auch die Sonnenstrahlung und die Ozonwerte können die Baumkronen
stressen. Nur ein geübtes Auge erkennt, ob die Hitze das verfrühte
Welken verursacht. Baumexperte Prof. Dr. Andreas Roloff beobachtete
bereits in den Hitzesommern 2003 und 2015, wie vor allem jüngere Bäume
austrockneten, weil sie mit ihren noch nicht voll ausgebildeten
Wurzeln das zur Neige gehende Bodenwasser nicht mehr erreichten.

Besonders kritisch sieht er dies für die städtische Baumbepflanzung.
Auf bebauten Gebieten wurde das Grundwasser oft abgesenkt und liegt
meist unter zwei bis drei Metern. Zudem werden Flächen versiegelt und
verdichtet. Viele neu gepflanzte Bäume haben dann Schwierigkeiten, aus
ihrem Ballen heraus zu wurzeln. Oft werde laut Roloff bei schneller
Pflanzung durch billige Anbieter wenig Sorge getragen, auch das Umfeld
der Bäume zu berücksichtigen und dort den Boden vorzubereiten. Mit der
Baumpflanzung ist in der Regel eine dreijährige Gewährleistung
verbunden. Verantwortliche, die sich gründlich um die Anpflanzung
kümmern, bemühen sich darum, dass die Bäume mindestens diese Zeit
überleben.

Damit Städte durch länger anhaltende Hitzeperioden im Zuge des
Klimawandels in Zukunft nicht baumloser werden, prognostiziert Prof.
Dr. Roloff, dass in den nächsten 100 Jahren einheimische Baumarten auf
Extremstandorten zum Beispiel im Innenstadtbereich eine immer
geringere Rolle spielen werden. Stadtverwaltungen sollten daher die
Auswahlkriterien für Bäume überdenken. "Wir weisen bereits seit zehn
Jahren darauf hin, dass neben Winterhärte Hitze- und Trockengefährdung
an erster und zweiter Stelle stehen müssen." Roloff sieht eine Lösung
vor allem darin, gesunde, langlebige und adaptierte Bäume zu
etablieren. Dafür forscht er seit über zehn Jahren in chinesischen
Städten wie Peking, wo ein auch für Deutschland zu erwartendes Klima
mit schnellem Frühlingsanfang und langen, heißen Sommern herrscht. Die
Baumarten in China seien im Vergleich zu Nordamerika laut Roloff noch
relativ unerforscht. Insbesondere sucht er nach Baumarten, die an
Straßen gut wachsen. Bisher sei das zum Beispiel der Ginkgo.

Zusätzliche Information:

Die Onlinedatenbank "Citree" vom Forscherteam um Roloff bietet seit
über sechs Jahren zur Pflanzungsrecherche eine umfangreiche Sammlung
mit über 400 Baum- und Straucharten mit 65 hinterlegten Eigenschaften
an. Mit einem Filter lassen sich so auch Bäume finden, die den
Kriterien "Hitzegefährdung" und "Trockengefährdung" entsprechen.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news700326

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143
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Technische Universität Dresden - 06.08.2018
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Nachhaltig und sozial?

Umwelt- und Entwicklungspolitik in Zeiten wachsender Ungleichheit


Weniger Insekten - weniger Bienen

Die Agrarpolitik braucht einen Kurswechsel

von Katrin Wenz



Wildbienen und andere Insekten sind in Gefahr. In den letzten 27
Jahren hat die Biomasse der Insekten in Deutschland um 76 Prozent
abgenommen - und das in Naturschutzgebieten. In landwirtschaftlich
genutzten Gebieten könnte es noch drastischer sein.(1) In Deutschland
leben über 560 verschiedene Wildbienenarten. Mittlerweile sind
davon über 220 gefährdet und 31 vom Aussterben bedroht. Der
weltweite Rückgang von Bestäubern macht ein Umdenken in der
Landwirtschaft unerlässlich. Pestizide werden vor allem dort
eingesetzt, wo Ernteerträge maximiert und Ausfälle vermieden werden
sollen. Eine Reduktion und ein Verbot besonders gefährlicher Stoffe
sind essenziell für den Schutz der Insekten, für die Artenvielfalt und
die menschliche Gesundheit. 



Die industrielle Landwirtschaft ist durch einen sehr hohen
Chemikalien-Einsatz geprägt. Die Bildung von Resistenzen bei
Schädlingen, aber auch bei Unkräutern, zieht einen immer
höheren Einsatz von Pestiziden nach sich. Grundsätzlich muss die
Menge an Pestiziden deutlich reduziert werden, um die
Wildbienen und andere Insekten zu schützen. Besonders gefährliche
Stoffe wie Glyphosat oder die Wirkstoffgruppe der Neonikotinoide
dürfen keine Zulassung mehr erhalten. Die intensive Landwirtschaft
steht im Verdacht, eine der Hauptursachen für den dramatischen
Rückgang zu sein. Das Verschwinden von Rainen, Blühwiesen,
Streuobstwiesen und Hecken, der Umbruch von Grünland, die Überdüngung
und der hohe Einsatz von Pestiziden verursachen das Insektensterben.
Das hat dramatische Auswirkungen auf das Ökosystem, denn viele Vögel
und Fledermäuse ernähren sich von Insekten. Aber auch für uns Menschen
sind Insekten wichtig: 2 Drittel der Pflanzen, die wir essen, sind auf
Bestäuber angewiesen. Ohne ihre Leistung sinken Qualität und Ertrag.


Pestizideinsatz in der intensiven Landwirtschaft

Heute ist die Agrarlandschaft gekennzeichnet durch Monokulturen
und hohe Effizienz. Für "Nützlinge" fehlen die
Rückzugsmöglichkeiten, denn Insekten benötigen blühende Pflanzen,
breite Ackersäume, Heckenbiotope, Brachen oder Blühflächen. Dies
befördert jedoch die Ausbreitung von "Schädlingen" und somit einen
 hohen Einsatz von Insektiziden. Derzeit werden in Deutschland etwa
270 verschiedene Pestizidwirkstoffe eingesetzt und das in sehr
großen Mengen - insbesondere in der Land- und Forstwirtschaft. Der
hohe Einsatz hat überwiegend wirtschaftliche Gründe: weniger
Schädlinge - höhere Erträge. Seit Jahrzehnten geht die Menge der
Insekten zurück, denn Pestizide schaden nicht nur den Organismen, die
sie bekämpfen sollen. Sie schädigen auch "Nützlinge", verunreinigen
Gewässer und führen zu Krankheiten bei Menschen. Zu den Pestiziden,
die gegen Schädlinge eingesetzt werden, kommen Herbizide gegen
Wildkräuter und Fungizide gegen Pilze.

Insgesamt waren es im Jahr 2016 in Deutschland 47.000 Tonnen
reiner Wirkstoff. Die Gruppe der Herbizide machen mit 32 Prozent den
größten Anteil aus.(2) Pestizide sind ein lukratives Geschäft:
Geschätzt wird der weltweite Umsatz auf etwa 45 Milliarden Euro.
(3) Das Geschäft teilen sich weltweit 6 Konzerne auf - darunter
Bayer, BASF und Syngenta.

Die Kosten für die Zulassung von Pestiziden und die Kontrolle der
Rückstände trägt die Gesellschaft. Außerdem gelangen Pestizide
durch Abfluss und Abdrift in Gewässer und schädigen die dortige
biologische Vielfalt. Auch im Grundwasser finden sich
Pestizidrückstände. Zwischen 2009 und 2012 überschritten etwa 5
 Prozent der Proben im oberflächennahen Grundwasser den jeweiligen
gesetzlichen Grenzwert für Pestizide.(4)

Zudem gefährdet der Pestizideinsatz die Bestäuber, was in Zukunft zu
großen Ernteverlusten führen kann. Etwa 150 verschiedene Nutzpflanzen
und rund 90 Prozent der Wildpflanzen sind abhängig von der
Bestäubung durch Insekten. Diese Bestäubungsleistung entspricht einem
weltweiten jährlichen Marktwert von 200 bis zu über 500 Milliarden
Euro. (5)


Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit 

Die gesundheitlichen Folgen für den Menschen sind
schwerwiegend. Viele Pestizide stehen im Verdacht, eine
krebserregende Wirkung zu haben. Besonders gefährlich könnten die
langfristigen Folgen des hohen Pestizideinsatzes sein, die
bisher noch nicht ausreichend untersucht wurden. Auch zur
Wechselwirkung verschiedener Stoffe gibt es kaum Informationen. Mit
den Erkrankungen durch den Pestizideinsatz entstehen hohe
gesellschaftliche Kosten, da die Kosten durch das öffentliche
Gesundheitssystem getragen werden.


Probleme mit Zulassungsverfahren von Pestiziden

Unternehmen dürfen Pestizide nicht einfach auf den Markt
bringen. Wirkstoffe für Pestizide müssen in der Europäischen
Union (EU) genehmigt werden. Zudem werden
Rückstandshöchstwerte beispielsweise für Lebensmittel festgelegt. In
Deutschland werden Pestizide dann in der kompletten Formulierung aus
Wirkstoffen und Trägersubstanzen zugelassen, wobei eine
gegenseitige Anerkennung der Zulassungen in der Europäischen
Union (EU) vorgesehen ist. Zuständig ist bei uns das Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit. Leider fehlen
ausreichende Daten über die längerfristigen Auswirkungen der
Pestizide oder die Kombinationswirkungen verschiedener
Inhaltsstoffe. Die Zulassungsverfahren stützen sich zudem auf
Studien, die der Hersteller in Auftrag gegeben hat. Studien von
unabhängigen wissenschaftlichen Einrichtungen werden in den
Zulassungsverfahren kaum herangezogen.

Eine Überarbeitung der Zulassungsverfahren ist also dringend
notwendig. Der BUND fordert, den Zulassungsprozess für Pestizide so zu
reformieren, dass die Umwelt sowie die menschliche Gesundheit
angemessen geschützt werden. Zukünftig muss die Prüfung von Pestiziden
industrie-unabhängig erfolgen. Zur Finanzierung solch unabhängiger
Studien soll die Industrie in einen Fonds einzahlen. Auch
Langzeitwirkungen und Kombinationseffekte müssen überprüft werden,
bevor ein Pestizid eine Zulassung erhält. Insbesondere auch die
Auswirkungen auf Insekten müssen in Zukunft besser berücksichtigt
werden.


Umlenken in der Agrarpolitik

Zusätzlich ist ein Umlenken in der Gemeinsamen Agrarpolitik
der EU (GAP) notwendig. Mit der Finanzierung des europäischen
Naturschutzes und der anstehenden Veränderung der GAP hat die
EU 2 unmittelbare Werkzeuge in der Hand, um den Schutz der Bestäuber
zu verbessern. Nur so wird die langfristige Nachhaltigkeit der
Landwirtschaft und des Naturschutzes sichergestellt. Die von der EU
ins Leben gerufene Bestäuberinitiative muss messbare Veränderungen
bringen, die den Bestäubern und der biologischen Vielfalt in
großem Umfang zugutekommen.

Pestizideinsatz in ökologisch wertvollen Gebieten muss untersagt und
nachweislich schädliche Stoffe müssen komplett verboten werden.


Alternativen zum Pestizideinsatz

Eine Alternative bietet der Ökolandbau, doch noch immer gibt es
viel zu wenig Öko-Flächen. Schon vor Jahren hat sich
Deutschland zum Ziel gesetzt, 20 Prozent Ökolandbau zu
erreichen, im Jahr 2016 wurden jedoch lediglich 7,5 Prozent der
landwirtschaftlich genutzten Fläche ökologisch bewirtschaftet. Im
konventionellen Anbau muss die Menge an ausgebrachten Pestiziden so
 gering wie möglich gehalten werden. Beispielsweise können
regional angepasste, schädlingsresistente Sorten genutzt werden.
LandwirtInnen können Schadinsekten und Wildkräuter durch gute
Anbauplanung, breite Fruchtfolgen und Anbaupausen einzelner Kulturen
minimieren. Außerdem können sie mechanische Maßnahmen, wie zum
Beispiel mechanische Unkrautbekämpfung sowie biologischen
Pflanzenschutz einsetzen. Besonders artenreich sind in aller Regel
 die Randbereiche bewirtschafteter Felder. Bei
Ackerrandstreifenprogrammen verzichtet der Landwirt auf Pestizide und
wird dafür bezahlt.


Dringende Maßnahmen: Pestizidreduktion und Verbot
gefährlicher Stoffe

Die Bundesregierung muss ein ambitioniertes Pestizidreduktionsprogramm
mit Forschung und Beratung entwickeln. Die Einführung einer
Pestizid-Abgabe für LandwirtInnen wäre ein wirksames Mittel, um die
Menge der Pestizide zu senken und besonders gefährliche Stoffe zu
ersetzen. Der hohe Pestizideinsatz mit hohen externen Kosten darf
für die Verursacher nicht länger kostenfrei bleiben, denn so wird
eine umweltfreundliche Bewirtschaftung verhindert. Pestizideinsatz in
ökologisch wertvollen Gebieten muss generell untersagt sein.

Das Insektensterben zu stoppen kann ohne ein Verbot von besonders
gefährlichen Pestiziden nicht gelingen. Neonikotinoide gehören
nicht in unsere Umwelt. Sie schädigen nachweislich Bienen. 3
Neonikotinoide wurden bereits im Freiland verboten. Die
Bundesregierung muss ihr Versprechen, aus der Glyphosat-Nutzung bis
2021 auszusteigen, umsetzen.

Die Autorin ist wissenschaftliche Mitarbeiterin für Agrarpolitik beim
BUND.


Anmerkungen:

(1) http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0185809.

(2) https://www.umweltbundesamt.de/daten/land-forstwirtschaft/pflanzenschutzmittelverwendung-in-der.

(3) https://de.statista.com/infografik/5108/weltweiter-umsatz-mit-pflanzenschutzmittel/.

(4) https://www.umweltbundesamt.de/daten/land-forstwirtschaft/pflanzenschutzmittelverwendung-in-der.

(5) https://www.fona.de/mediathek/pdf/Bestaeuber_Broschuere_ipbes_KS.pdf.
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BILDUNG/230: Was wissen die Deutschen über die Fische in Ihren Flüssen? (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
01.08.2018

Was wissen die Deutschen über die Fische in Ihren Flüssen?



Bachforelle, Äsche, Barbe, Brachse und Kaulbarsch - muss man nicht
kennen, kann man aber. Denn diese Fischarten sind die sogenannten
Leitfische in den verschiedenen Abschnitten eines Flusses. Ihr
Vorkommen steht stellvertretend für den Zustand eines Flusses.
WissenschaftlerInnen vom Leibniz-Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei (IGB) haben erstmals eine multinationale
Bevölkerungsbefragung zum Thema Fische und Artenvielfalt in Flüssen
durchgeführt. Mit dem Ergebnis: Die Befragten in Deutschland kennen
nur wenige Fischarten, eine gute ökologische Qualität der Flüsse ist
ihnen dennoch sehr wichtig.




[image: Das Bild zeigt einen Fisch halb - von Rücken- bis Schwanzflosse - von der Seite. Foto: © Solvin Zankl]

Die Fischwelt bleibt für die meisten Menschen unter der

Wasseroberfläche verborgen.


Foto: © Solvin Zankl



Für die Umfrage wurden je 1000 Personen in Deutschland und drei
weiteren europäischen Ländern zu ihrer Wahrnehmung der Artenvielfalt
in Flüssen befragt. "Unsere Annahme, dass das Wissen über
Süßwasserfische in der deutschen Bevölkerung eher begrenzt ist, hat
sich in unserer Studie bestätigt. Regenbogenforelle und Bachsaibling,
die im 19. Jahrhundert aus Nordamerika eingeführt wurden, werden
überwiegend für heimisch gehalten, der einst heimische Atlantische
Lachs hingegen von den Deutschen vornehmlich in Skandinavien und nicht
mehr hierzulande verortet. Das hat uns überrascht, weil der Lachs in
Artenschutzkreisen gerne als Flaggschiffart für den
Fließgewässerschutz genutzt wird und sowohl im Rhein als auch in der
Elbe über Besatz wiederangesiedelt wird", berichtet die Erstautorin
der Studie Dr. Sophia Kochalski, Wissenschaftlerin in der
Arbeitsgruppe Integratives Angelfischereimanagement am
Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB).




[image: Grafik: © IGB]

Wie bewerten die Befragten in Deutschland die Ursachen für den Verlust
der Artenvielfalt heimischer Flussfische?

Grafik: © IGB



Aus den Augen aus dem Sinn?

Das Gros der Befragten in Deutschland hat schon einmal vom Stör
gehört, aber nur die Hälfte wusste, dass es sich um eine einheimische
Art handelt. Durch Überfischung und Wanderhindernisse wie Dämme und
Wehre gilt unser größter heimischer Süßwasserfisch seit 40 Jahren als
ausgestorben und ist so - wie auch der Lachs - langsam aus dem
kollektiven Gedächtnis verschwunden.

Die Verschmutzung der Flüsse wurde von den Befragten einhellig als die
größte Bedrohung für deren Artenvielfalt wahrgenommen. Bedrohungen,
die weniger sichtbar als die Wasserverschmutzung sind, werden von der
Gesellschaft auch als weniger bedrohlich eingestuft. Dazu zählen zum
Beispiel der Verlust von Lebensräumen, der Klimawandel und die
Ausbreitung nichtheimischer Tiere und Pflanzen. Es sind aber gerade
diese Faktoren, die die biologische Vielfalt in Flüssen besonders
bedrohen.

Laut aktueller Roter Liste ist ein Drittel der Fischarten in
europäischen Flüssen und Seen bedroht oder bereits ausgestorben. Zwar
ist die chemische Wasserqualität dank optimierter Klärwerktechnologien
immer besser geworden, die ökologische Qualität der Flüsse aber ist
weiterhin stark eingeschränkt. Der Grund: Viele Flüsse wurden für den
Hochwasserschutz, die Schifffahrt und die Energiegewinnung begradigt
oder aufgestaut. In diesen stark verbauten Fließgewässern finden viele
Fische keine geeigneten Laich- und Aufwuchsplätze. Wandernde
Fischarten wie Lachse, Störe oder Aale werden von Dämmen und
Stauwehren aufgehalten und so an der Fortpflanzung gehindert.

Fischkenntnis ist keine Bedingung für Flussverbundenheit

Aus anderen Studien ist bekannt, dass Umweltschutz und ein
respektvoller Umgang mit der Natur einen hohen Stellenwert in
Deutschland haben. Die Umfrage der IGB-WissenschaftlerInnen zeigt
besonders in Bezug auf heimische Fische das gleiche Bild: Den
Befragten ist es nicht wichtig, ob sie oder jemand anderes einen Fisch
unmittelbar nutzen könnten. Stattdessen sind sie dafür, dass
gefährdete Fischarten um ihrer selbst willen geschützt werden. Es
dürfte ermutigend für die aktuell laufenden Wiederansiedlungsprojekte
von Lachsen und Stören in Deutschland sein, dass die Befragten solchen
Besatzmaßnahmen gegenüber generell sehr positiv eingestellt sind.

"Spezifisches ökologisches Wissen ist offenbar gar nicht so
entscheidend dafür, ob die Deutschen den Schutz der Flüsse
wertschätzen oder nicht. Die Befragten sind zu ihren Überzeugungen und
Einstellungen über tieferliegende naturverbundene Werte gelangt.
Allerdings ist der Weg von der eigenen Einstellung zum tatsächlichen
Handeln weit. Für den praktischen Gewässer- und speziell den
Fischartenschutz in Deutschland schlagen wir daher vor, verstärkt mit
ausgewählten Akteuren, die sich bereits für Gewässer und das Leben
darin begeistern, zusammenzuarbeiten. Dazu gehören zum Beispiel Angler
und Wildtierbeobachter, aber auch Künstler und Historiker, die mit
ihren Bildern und Texten einen Blick unter die Wasseroberfläche
gewähren und so für die Sache Fisch sensibilisieren können", leitet
Sophia Kochalski einige Handlungsempfehlungen aus den
Studienergebnissen ab.

Wer Menschen für die Bedrohung von Fischen sensibilisieren möchte,
muss die kulturelle Einbettung der Fische berücksichtigen. In Ländern
wie Norwegen, wo Flussfische wie Lachse wirtschaftlich und kulturell
von großer Bedeutung und die Bedrohung der Wildfischbestände medial
gut aufgearbeitet wird, ist es sinnvoll, Gewässerschutzprojekte rund
um die Fische als Flaggschiffarten zu entwickeln. "Die
gesellschaftliche Sensibilisierung für Gewässer- und
Fischartenschutzprojekte in Ländern wie Deutschland, in denen sich die
Bevölkerung eher abstrakt für eine intakte Natur interessiert und
wenig 'Fischwissen' aufweist, gelingt hingegen besser, wenn der Nutzen
eines ökologisch gesunden Ökosystems für den Einzelnen und die
Gesellschaft hervorgehoben wird. Das dafür nötige saubere Wasser und
freifließende Flüsse sind am Ende auch Flusseigenschaften, die
bedrohten Wanderfischen wie Lachs und Stör zugutekommen", fasst
Studienleiter Prof. Dr. Robert Arlinghaus, Fischereiwissenschaftler am
IGB und der Humboldt-Universität zu Berlin, eine wesentliche
Schlussfolgerung der Studie zusammen.

Anmerkungen zur Studie:

Die repräsentative Online-Umfrage wurde von MitarbeiterInnen des IGB
erstellt und vom LINK Institut für Markt- und Sozialforschung (heute:
Forsa) durchgeführt. Die Antworten entstammen repräsentativen
Stichproben aus Deutschland, Frankreich, Norwegen und Schweden. In
jedem Land wurden 1000 Menschen zwischen 16 und 74 Jahren befragt.
Dabei sind Alter, Geschlecht und Bildungsniveau in der
Zufallsstichprobe entsprechend der jeweiligen Gesamtbevölkerung
verteilt.

Details zum Auswahlverfahren:

https://forsa.de/site/fragen.htm


Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei (IGB):

Das IGB ist das bundesweit größte Forschungszentrum für
Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und Vorsorgeforschung, bildet
den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und berät Politik und
Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen Gewässermanagements.
Forschungsschwerpunkte sind u.a. die Langzeitentwicklung von Seen,
Flüssen und Feuchtgebieten angesichts sich rasch ändernder
Umweltbedingungen, die Renaturierung von Ökosystemen, die
Biodiversität aquatischer Lebensräume sowie Technologien für eine
ressourcenschonende Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen in enger
Kooperation mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der
Region Berlin-Brandenburg und weltweit. Das IGB gehört zum
Forschungsverbund Berlin e. V., einem Zusammenschluss von acht natur-,
lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die
vielfach ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der Leibniz-
Gemeinschaft.

http://www.igb-berlin.de/



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.igb-berlin.de/news/was-wissen-die-deutschen-ueber-die-fische-ihren-fluessen

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news700147

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1985
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Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2018

Nachhaltig und sozial?

Umwelt- und Entwicklungspolitik in Zeiten wachsender Ungleichheit


Weltmeister des Nachhaltigkeitss(ch)eins
Wie die internationale Sicht auf Deutschland wenig mit der nationalen Realität zu tun
hat

von Elisabeth Staudt



Am 14. Juni wird der Startpfiff für die diesjährige
Fußballweltmeisterschaft in Moskau zu hören sein. Gastgeber Russland
trifft im Eröffnungsspiel auf Saudi-Arabien. Bereits in dieser
Eröffnungskonstellation sollte klar sein, wie viel oder besser gesagt
wie wenig die Ausrichtung dieser internationalen Großveranstaltung mit
Demokratie zu tun hat. Einer Vermittlung von Werten und Idealen muss
die internationale Fußballmaschinerie schon lange nicht mehr gerecht
werden. Während der in unzählige Korruptionsskandale verstrickte
Ausrichter FIFA Einzeltickets zu Hunderten von Dollar verscherbelt,
anerkannten DopingexpertInnen die Einreise nach Russland verweigert
wird oder sich Spieler der Nationalmannschaft lächelnd mit
menschenrechtsverachtenden RegierungschefInnen in der Öffentlichkeit
präsentieren, ist das Ziel der diesjährigen WM-Teilnahme
unmissverständlich: Titelverteidigung. Nach außen gilt es nicht nur im
Fußball, den schönen Schein des Weltmeisters zu bewahren - das
Sommermärchen muss weitergeschrieben werden.

Dass der schöne Schein des deutschen Weltmeisters auch in anderen
Bereichen trügt, dürfte uns allen bekannt sein. Fragen wir nur
Menschen am unteren Ende der Einkommensskala, wie viel der "boomenden
Wirtschaft" des Exportweltmeisters Deutschland bei ihnen ankommt. Vor
diesem Hintergrund lohnt sich ein Blick auf die internationalen
Verpflichtungen und Zielvorgaben, die auch die deutsche
Bundesregierung unter enormen Handlungsdruck setzen sollte.


"Träumerei, die die Welt verändert" 

Äußerst treffend betitelte die ZEIT 2015 die bevorstehende
Verabschiedung der globalen Ziele für nachhaltige Entwicklung
(SDGs). (1) Am 25. September 2015 unterzeichnen Staats- und
RegierungschefInnen aus allen 193 Staaten der Welt die Agenda
2030 der Vereinten Nationen (UN) und ihr Kernstück, die SDGs.
Diese 17 Ziele mit ihren 169 Unterzielen sind Ergebnis eines über
dreijährigen intensiven Verhandlungsprozesses und repräsentieren
eine historische Neuorientierung im Umgang mit internationalen
Herausforderungen und Krisen, wie der fortschreitenden
Umweltzerstörung, Armut, Hunger und Ungleichheit. Alle Staaten
der Welt verpflichten sich gemeinsam darauf, Verantwortung für
eine nachhaltige Zukunft zu übernehmen und erkennen die
Universalität der Zielagenda an. Das bedeutet, dass nur, wenn
alle Ziele gemeinsam erreicht werden, nur wenn unsere Friedens-,
Umwelt-, und Entwicklungspolitik genauso wie Wirtschaft-, Finanz-
 und Handelspolitik auf das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung
hinarbeitet, kann der zerstörerische Kurs unserer (westlichen)
Gesellschaft noch abgewendet werden. Schon allein diese Zusage
müsste eine grundlegende Umstrukturierung unserer politischen
Architektur, unserer Finanzplanung, unserer Gesetzgebung,
unserer gesamten politischen Entscheidungsprozesse zur Folge haben. In
den ersten 3 Jahren der Umsetzung ist von der revolutionären
Schlagkraft der Ziele jedoch wenig übriggeblieben.


Strategie 5.0

Der Bundesregierung kann sicherlich in diesem Prozess keine
Untätigkeit vorgeworfen werden. Intensiv beteiligte sich Deutschland
 an den Verhandlungen und hängte die nationale Umsetzung politisch
auf höchster Ebene auf: Das Kanzleramt leitet seit Verabschiedung die
 Umsetzung in, durch und mit Deutschland. Und in dieser nationalen
Umsetzung liegt der eigentliche Knackpunkt: Eine globale, universal
gültige, Agenda kann nur einen Handlungsrahmen abstecken -
ihre Wirksamkeit erlangen die SDGs erst durch eine Anpassung und
Konkretisierung innerhalb der einzelnen Nationalstaaten. Dazu
ist ein umfassender Umsetzungsplan mit klarer Zielsetzung und
Priorisierung unumgänglich. Die Bundesregierung holte zu diesem
Zweck eine bereits bestehende Regierungsstrategie aus der
Schublade: Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie von 2002. Deren
turnusmäßige fünfte Neuauflage im Jahr 2016 wurde kurzfristig zur
deutschen Umsetzungsstrategie der SDGs befördert. Die Vor- und
Nachteile dieses Vorgehens ließen sich ewig diskutieren. Klar
beobachtbar ist jedoch, dass die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie
weder in der Öffentlichkeit noch in Regierungskreisen große
Aufmerksamkeit generieren konnte und die politischen Entscheidungen
der letzten Jahre leider keine Priorisierung des Leitbilds einer
nachhaltigen Entwicklung erkennen ließen.

Laut Regierungsbeauftragten sei dies jedoch alles eine Frage der
Zeit - die neu geschaffenen Strukturen und Institutionen bräuchten
ein wenig Vorlauf, um zu greifen. Über den Mangel an neuen
Beauftragten, Plänen, Ausschüssen und Regeln dürfen wir uns
hinsichtlich der Umsetzung der SDGs wohl nicht beklagen. Mit
umfangreichen Regeln zur Gesetzesprüfung, offiziellen
KoordinatorInnen in jedem Bundesministerium, hochrangig besetzten
Begleitkreisen und vielfältigen Prüfmechanismen sollte eine
Beachtung der Leitlinien der Agenda 2030 zumindest auf dem Papier
gesichert sein.


Alles Weltmeister?!

Genau dieser formelle Unterbau ruft internationale Bewunderung auf den
Plan. Weniger als 1 Jahr nach der Verabschiedung berichtet
der Musterknabe Deutschland freiwillig vor den UN über die
vielfältigen Fortschritte. In einem selbstorganisierten Prüfprozess
(Peer Review) bestätigen internationale ExpertInnen Deutschland eine
hervorragende Nachhaltigkeitsarchitektur. Auch im europäischen
Vergleich wird Deutschland stets hervorgehoben - so mangelt es in
vielen Ländern bisher komplett an einer Umsetzungsstrategie. Doch wie
an anderen Stellen ändert das offene globale Bekenntnis und
Selbstverpflichtungen wenig an tatsächlichen Politikentscheidungen.
Während vor den Augen der Weltpresse die deutsche Bundesregierung in
 Paris bis mitten in die Nacht für ein ehrgeiziges Klimaabkommen
gerungen hat, bliesen zuhause die Kohlekraftwerke weiterhin fleißig
die CO2-Emissionen ganzer Nationalstaaten in die Luft. Diesen
Umstand zu ändern, ist in den letzten Koalitionsverhandlungen
kläglich gescheitert. Vorsorglich wurde gleich das bestehende
Klimaziel für die kommende Legislatur vom Tisch geräumt. Politischer
Wille sieht anders aus. Und während Deutschland stolz im Jahr 2016
über die SDG-Umsetzungserfolge berichtete, wurde im Kabinett der
Bundesverkehrswegeplan verabschiedet und zementierte damit das
Gegenteil einer nachhaltigen Mobilitätsplanung bis zum Jahr 2030.
Dieser offene Widerspruch weckt wenig Vertrauen in politische
Zielformulierungen und Nachhaltigkeitsarchitekturen.


Titelverteidigung

Nicht alle Weltmeistertitel sind Schall und Rauch. Ein nachhaltiger
Umbau unserer Wirtschaft und Gesellschaft ist nicht utopisch,
sicherlich jedoch langwierige und mühsame Arbeit. Das deutsche
Markenzeichen Energiewende ist mit gewaltigen Investitionen in
Technik und Wissenschaft verbunden, gepaart mit einem starken
gesellschaftlichen Engagement und Initiativen von unten. Diese
Bedingungen lassen sich vermutlich nicht im Reallabor nachspielen,
aber wichtige Lektionen dürfen trotzdem nicht verloren gehen. Als
wichtiger Schritt muss eine neue Kommunikationsstrategie mit der
Öffentlichkeit angegangen werden: BürgerInnen werden in der
Debatte um Nachhaltigkeit häufig als zu belehrende GegnerInnen
begriffen. Dabei spiegeln viele Zielsetzungen der SDGs die
Erfüllung ganz grundsätzlicher Bedürfnisse der Gesellschaft
wider, sei es in der öffentlichen Daseinsvorsorge, im Umweltschutz
oder in der Friedenssicherung. Viel wichtiger als
Verhaltenskorrekturen sollte die transparente Einbindung und
Beteiligung aller relevanten AkteurInnen in die geplanten
Umstrukturierungsprozesse sein. Hierzu gehört eine informierte
Öffentlichkeit, die die öffentlichen und globalen Verpflichtungen
ihrer Regierung ernstnimmt und im Zweifelsfall aktiv einfordert.
Schon kurzfristig stehen Entscheidungen an, die wegweisend sein
 werden für den Nachhaltigkeitskurs der neuen (alten)
Bundesregierung. Genannt seien an dieser Stelle die Berufung einer
Kohlekommission, die strategisch verschleppt wird und damit eine lange
überfällige gesellschaftliche Debatte blockiert. Auch die Zukunft der
europäischen Agrarpolitik steht auf dem Spiel. Immerhin 1 Drittel des
europäischen Haushaltes fließen in Agrarsubventionen. Im ersten
Vorschlag aus Brüssel für die zukünftige Ausgestaltung dieser
gewaltigen Fördersumme ist die Bindung einiger Mittel an
Umweltschutzmaßnahmen komplett aufgehoben, was die Bundesregierung
umgehend begrüßte.(2) Die simple Forderung, öffentliche Gelder an
öffentliche Leistungen zu knüpfen, geht unter im Sinne einer
profitmaximierenden, exportorientierten Agrarindustrie. Langfristig
gesehen werden wir uns einer grundlegenden Debatte zum
vorherrschenden, unerschütterlichen Glauben an den freien Markt und
der Fixierung auf Rentabilitätsdenken, die zunehmend einen Gegenpol
zur öffentlichen Daseinsvorsorge und Gerechtigkeit in unserer
Gesellschaft bilden, nicht entziehen können. Die bevorstehende
Weltmeisterschaft kann nur einen ersten Meilenstein bilden, für
welche Rekorde und Titel wir uns eigentlich in Zukunft einsetzen
wollen.

Die Autorin ist Referentin für Nationale Nachhaltigkeitspolitik beim
Forum Umwelt und Entwicklung.


Anmerkungen:

(1) https://www.zeit.de/wirtschaft/2015-08/un-entwicklungsziele-nachhaltigkeit-vereinte-nationen.

(2) https://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2018/046-GAP.html.

 * 

Quelle:

Rundbrief 2/2018, Seite 33-34
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Forum Umwelt & Entwicklung
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STANDPUNKT/1025: Mehr Schein als Sein? Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Endlagersuche (Gorleben Rundschau)


Gorleben Rundschau - VII-VIII/2018, 40. Jahrgang, Ausgabe 1067

Wir sind die Wenden: Energie · Klima · Mobilität · Gesellschaft

Mehr Schein als Sein?

Was bringt die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der neuen Endlagersuche?

von Andreas Conradt



Auftakt

Seit dem Beginn der Erkundung Gorlebens fordert die Anti-Atom-Bewegung
eine Beteiligung der Zivilgesellschaft am Verfahren. Seit dem Beginn
der so genannten "neuen Endlagersuche" gibt es sie tatsächlich. Doch
das Nationale Begleitgremium ist auch in der Bewegung umstritten.
Andreas Conradt mit einem Blick hinter die Kulissen.


Als für die Endlagerung der radioaktiven Abfälle Deutschlands
noch allein das Wendland auserkoren war, haben die Gegner der
Erkundung des Salzstocks Gorleben jahrzehntelang um eine
Mitwirkungsmöglichkeit im Verfahren gekämpft - erfolglos. Die
Beteiligung konnte verweigert werden, weil im Wendland auf Basis des
Bergrechts erkundet wurde, nicht auf Basis des viel strengeren
Atomrechts. Allein dieser Umstand gilt unter Kritikern als Beleg
dafür, dass eine Mitwirkung nicht nur nicht erwünscht war, sondern mit
allen Mitteln und Tricks verhindert wurde.

Dann kam der Castortransport im November 2011 und in der Folge der
massiven Proteste und Widerstandsaktionen dagegen die so genannte
"neue Endlagersuche", angeblich vergleichend, angeblich mit
Öffentlichkeitsbeteiligung und auf einer angeblich weißen Landkarte,
deren tiefschwarzer Fleck - Gorleben - freilich weiter mit von der
Partie ist.

Und auch mit dem neuen Bekenntnis zur Beteiligung könnte es nicht
allzu weit her sein, denn in der jetzigen Phase des Abfragens
geologischer Daten bei den Bundesländern beschränkt sie sich auf die
Teilnahme der Öffentlichkeit an Workshops des Nationalen
Begleitgremiums (NBG). Zwar ist es nach eigenem Bekunden betraut mit
der "vermittelnden und unabhängigen Begleitung des
Standortauswahlverfahrens bis zur Standortentscheidung. Dazu gehört
insbesondere auch die begleitende Umsetzung der
Öffentlichkeitsbeteiligung am Standortauswahlverfahren."

Nach jahrzehntelangem Gerangel um eine Öffentlichkeitsbeteiligung
bleibt die Anti-Atom-Szene aber auch nach der Einführung des NBG
skeptisch. Dabei ist der Zweifel am Willen eines offenen und
transparenten Verfahrens auch unter den Akteuren der Bewegung sehr
unterschiedlich stark ausgeprägt. Meist gibt es selbst innerhalb ein
und derselben Initiative differierende Bewertungen. So halten einige
Aktive den NBG-Vorsitzenden Klaus Töpfer für durchaus interessiert am
Austausch mit der Anti-Atom-Bewegung und hoffen darauf, dass ihr Input
durch seinen Einfluss im Verfahren Niederschlag finden wird. Er selbst
hat angekündigt, im Bundestag Rederecht einfordern zu wollen.
Inwieweit dies gegebenenfalls zu Anpassungen des Verfahrens führen
würde, steht allerdings dahin. Andere sehen in Töpfer gleich den Wolf
im Schafspelz, fürchten das simple Abspulen des vorgegebenen Programms
und verweisen unter anderem auf seine Aussage, dass nun mal nicht
alles untersucht werden könne.

"Es gibt keine gemeinsame Haltung der Anti-Atom-Bewegung zum
 Nationalen Begleitgremium"



In Teilen der Anti-Atom-Bewegung wird darum befürchtet, dass
Bundesregierung, Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) und das
Nationale Begleitgremium die Endlagersuche am liebsten im Geheimen
durchziehen würden. Weil das aber nicht geht, könnte die jetzige Form
der Bürgerbeteiligung die Funktion eines Feigenblatts haben:
Betroffene zu Wort kommen lassen, vielleicht sogar Argumente abgreifen
- und dann doch von oben entscheiden.

Letztlich liegt das Unbehagen der Anti-Atom-Bewegung in dem Zweifel
begründet, ob die "neue Endlagersuche" tatsächlich, wie stets
beteuert, mit einem lernenden Verfahren und mit einer Beteiligung der
Öffentlichkeit auf Augenhöhe und mit der Möglichkeit von Einflussnahme
betrieben wird. Das allerdings setzte einen bisher im Bundestag völlig
ungeübten Politikstil voraus. Der vor dem Hintergrund der bayerischen
Landtagswahl losgetretene Streit zwischen Merkel und Seehofer lässt
erahnen, wie sehr themenferne Gründe eine Rolle dabei spielen könnten.

Auch innerhalb der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg (BI) gehen die
Einschätzungen zum NBG weit auseinander. Die Meinungen liegen auf der
ganzen Bandbreite zwischen "Besser als nichts" und "Achtung,
Mitmachfalle!" Vertrauen, freilich, sieht anders aus. So wurde in der
März-Ausgabe der Gorleben Rundschau ein Artikel von Wolf-Rüdiger
Marunde veröffentlicht, der dem NBG Respekt zollte für sein Bemühen,
auch das Problem der Langzeit-Zwischenlagerung zu thematisieren. In
dieser Ausgabe stellt Matthias Trénel sieben Thesen in den Raum, die
ein gewisses Wohlwollen dem Begleitgremium gegenüber erkennen lassen.
Anders sieht das Jochen Stay, der dem NBG schlicht die Rolle eines
Feigenblatts zuschreibt.

Fest steht eigentlich nur, dass es eine gemeinsame Haltung der
Anti-Atom-Bewegung zum Nationalen Begleitgremium nicht gibt,
vielleicht nie geben wird. Und vielleicht liegt gerade darin, in der
Diversität der Meinungen, die Kraft der Bewegung, sich nicht
schein-beteiligen zu lassen, sondern beständig Einfluss zu fordern.

 * 

Quelle:

Gorleben Rundschau - Juli/August 2018, Seite 11 - 12

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

Tel. 05841/46 84

E-Mail: redaktion@gorleben-rundschau.de

Internet: www.gorleben-rundschau.de
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TOUR/531: Fledermäuse im Harz - Vortrag und Exkursion, Nationalparkhaus Sankt Andreasberg, 8.8.


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 6. August 2018

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg: 

Vortrag über Fledermäuse im Harz von Siegfried Wielert



Braunlage. Am Mittwoch, den 8. August findet um 19:00 Uhr der Vortrag
"Fledermäuse im Winter - Schutzmaßnahmen und Erfolge an Harzer
Überwinterungsquartieren" im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg statt.
Referent Siegfried Wielert ist Fledermaus-Regionalbetreuer auf dem
Gebiet des Landkreises Goslar. Er berichtet über die Erfahrungen aus
seiner ehrenamtlichen Tätigkeit, hier speziell über die Bemühungen,
vorhandene Winterquartiere zu sichern und neue zu schaffen.

Durch seine natürlichen Höhlen einerseits und die vielen von Menschen
geschaffenen künstlichen Höhlen in Form von alten Bergbaustollen,
kommt dem Harz eine herausragende Rolle in Bezug auf das Überwintern
der Fledermäuse zu, und zwar nachgewiesenermaßen überregional.

Gäste können spontan ohne Anmeldung zum ca. einstündigen Vortrag
kommen. Der Eintritt ist frei, es besteht die Möglichkeit, eine Spende
für das Haus zu geben.

Direkt im Anschluss findet nach einer kurzen Einführung ab 20:00 Uhr
eine ca. zweistündige Fledermausexkursion statt. Dazu ist eine
Anmeldung nötig unter Tel. 05582 923074. Die Teilnahmegebühr beträgt
4,- Euro für Kinder, 6,- Euro für Erwachsene und 14,- Euro für
Familien. Es wird empfohlen, eine Taschenlampe mitzunehmen.

Ort:

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg,

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.08.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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KINO/5712: Lichtblick-Kino Berlin - Eleni Ampelakiotou, Teenage Response, 15.08.2018


Zurück auf Anfang

ELENI AMPELAKIOTOU: TEENAGE RESPONSE

Mittwoch, 15.8., 19:30 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

In Anwesenheit der Regisseurin



In der monatlichen Reihe »ZURÜCK AUF ANFANG«, bei der Filmschafende
ihre Frühwerke vorstellen, haben wir im August ELENI AMPELAKIOTOU mit
TEENAGE RESPONSE (D 2009, 160 min) zu Gast.

ÜBER DEN FILM

In intimen Gesprächen erzählen junge Erwachsene im Alter zwischen 13
und 21 Jahren unkommentiert von ihren Körpern, persönlichen
Erfahrungen und erotischen Begegnungen. Ob im Drogenrausch, bei
Prügeleien, beim Tanzen, bei der Liebe - in all ihren Geschichten ist
ihr Körper der Ort, den sie mit ihren Gedanken und Gefühlen
durchstreifen, um zu erfahren, wo der Schmerz anfängt und wo er
aufhört, und wo das »Ich« wohnt.

Eine moderne Saga vom Begehren sich zu finden, zu behaupten und
aufrecht zu gehen. Mit schwerelosen Bildern und traumwandlerischen
Atmosphären, begleitet Teenage Response dreizehn Jugendliche in das
Universum ihrer innersten Räume.

Ein cineastischer, kunstvoller Dokumentarfilm, der trotz Schmerz, Wut,
Traurigkeit und Gewalt, von der Liebe und dem Begehren erzählt.

ÜBER DIE REGISSEURIN

Eleni Ampelakiotou (geb.?1959 in Athen) ist eine Filmemacherin,
visuelle Künstlerin und Musikerin aus Berlin. Sie studierte
Germanistik und Philosophie in Heidelberg und Berlin und anschließend
Regie an der dffb. Sie arbeitete nicht nur als Autorin und Regisseurin
von Dokumentar- und Spielfilmen, sondern beschäftigte sich auch
intensiv mit Experimental- und Kunstfilmen. Bei ihren verschiedenen
Kooperationen schlägt sie auch immer wieder die Brücke zur Musik. Nach
mehreren gemeinsamen audio-visuellen Projekten gründetet sie 2015 mit
dem Multi-Instrumentalisten und Komponisten Wilhelm Stegmeier die
Art-Noise-Band GLEN, deren erstes Album im November 2017 erschien.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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MARKT/4140: Bonn - Antik-, Kunst- & Designmarkt am 19. August 2018


Antik-, Kunst- & Designmarkt Bonn Friedensplatz



Viermal im Jahr findet der große Rhein-Antik-, Kunst- & Designmarkt in
der Bonner Innenstadt auf dem Friedensplatz, der Vivatgasse, dem
Bottler-Platz, der Windeck- und der Poststraße statt.

Vom Friedensplatz über die Vivatgasse, dem Bottler-Platz, der
Windeck- und der Poststraße präsentieren an rund 150 Ständen
internationale Aussteller ein breites Angebot an Antikem und Kuriosem.
Neben einem umfangreichen Sortiment an Kleinantiquitäten aus
Porzellan, Glas oder Silber, verspricht diese Veranstaltung ein
reichhaltiges Angebot an Gemälden sowie Bronzen und antiken Möbeln,
von bäuerlich-rustikal bis zu schellack-poliertem Art-Déco. Aber auch
für Kunst- und Designliebhaber ist etwas dabei. Die Zahlreichen Cafés
und Restaurants am Platz laden zum Verweilen oder zum Essen und
Trinken ein. Die Veranstaltung ist seit Jahren ein Muss für jeden
Retro-, Vintage-, Antik- Kunst- & Designfan.

Datum/Zeitraum: 19.08.2018

Uhrzeit: 11:00

Ort: Bonn Friedensplatz, Innenstadt

53111 Bonn

Preis/Euro: Eintritt frei

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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TOUR/7298: Bonn - Spurensuche im ehemaligen Regierungsviertel am 19.8.2018


Spurensuche im ehemaligen Regierungsviertel



Mit dem Umzug des Bundestages nach Berlin wurde das Ende einer Epoche
eingeleitet. Nun gilt es zu resümieren, wie sich das Regierungsviertel
in der Gronau in der Zeit der Bonner Republik entwickelt hat. Welche
alten Gebäude fielen neuen Planungen zum Opfer, was wurde verwirklicht
und was blieb bis zuletzt als Idee auf dem Papier? Was ist baulich von
historischem Wert und welche Bausünden hinterläßt "der Bund" in Bonn?
Bei dem Gang rücken auch wieder die alten Villen ins Licht (Villa
Spiritus, Villa Prieger), die bisher im Schatten der berühmten Villa
Hammerschmidt und des Palais Schaumburg standen.

Dauer: ca. 2 Stunden

Datum/Zeitraum: 19.08.2018

Uhrzeit: 14:00

Preis/Euro: EUR 10,- / 8,- ermäßigt für Schüler und Studenten

Vorverkauf/Anmeldung: Hierfür ist keine Anmeldung erforderlich.

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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TOUR/7297: Leer - Schloss Evenburg-Theaterführung mit Mamsell Ingrid, "Entlassen", 10.8.2018


Theaterführung "Eine Zeitreise mit Mamsell Ingrid - 'Entlassen'" am 10. August



Im August bietet sich in der Evenburg die Möglichkeit, das Schloss und
seine früheren Bewohner auf einer Zeitreise in die Welt des ländlichen
Adels kennenzulernen. Bei der Theaterführung durch das Schloss werden
die Besucher von verschiedenen Persönlichkeiten des damaligen
Schlossaltages geleitet und bekommen so einen Einblick in das Leben
der Familie von Wedel.

Am Freitag, 10. August, bietet das Schloss Evenburg von 16 bis 17 Uhr
eine Theaterführung mit Mamsell Ingrid an. Mamsell Ingrid ist
untröstlich: Soeben hat sie vom Herrn Grafen ihr Entlassungsschreiben
erhalten. Die Besucher der Führung wissen bald warum und erfahren
nebenbei wie das Leben der adeligen Familie und der Bediensteten
aussah, was es mit dem legendären Skandal von Norderney auf sich hat
und warum ihre berühmte Ananasbowle der Mamsell zum Verhängnis wurde.

Die Gäste erwartet ein amüsanter wie interessanter Spaziergang durch
das Schloss mit der temperamentvollen Mamsell Ingrid.

Eintritt zehn Euro, Kinder bis 17 Jahre frei. Es gilt eine
Mindestteilnehmerzahl von zehn Personen. Anmeldung im Schloss unter
Telefon 0491 99756000 erforderlich. Treffpunkt ist im Foyer der
Evenburg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 7. August 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7296: Lippstadt - Historische Kneipentour "Die 3 K's" am 16. August 2018


Historische Kneipentour "Die 3 K's"

Öffentliche Führung am 16. August



Lippstadt. Am Donnerstag, dem 16. August, bietet die Stadtinformation
eine öffentliche historische Kneipentour "die drei K's - Kneipen,
Kultur, Kirche" an. Treffpunkt für die zweistündige Führung ist um 18
Uhr am Rathaus.

Zunächst erläutert Stadtführer Jürgen Leimeier am Stadtmodell im
Rathaus Interessantes über die Stadtgeschichte. Nach einem kurzen
Besuch in der Marienkirche folgt die Einkehr in gemütliche Lippstädter
Kneipen, wo den Teilnehmern Einblicke in die Kunst des Bierbrauens und
des Schnapsbrennens geboten werden.

Der Kostenbeitrag beträgt 10 Euro pro Person. Um Anmeldung in der
Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter 02941-58515 wird
gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 7. August 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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